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Editorial

Anna-Theresa Renner und Justin Kadi

Die erste Ausgabe des Öffentlichen Sektors im Jahr 2023 
gibt Einblicke in die aktuellen Tätigkeiten des Forschungs-
bereichs Finanzwissenschaft und Infrastrukturpolitik am 
Institut für Raumplanung der TU Wien. Die vorliegenden 
Beiträge wurden von Mitarbeiter*innen und Studierenden 
am Forschungsbereich erstellt. Sie sind thematisch breit 
gefächert und reichen von regional-politischen bis zu glo-
bal-gesellschaftlichen Analysen. Dabei beziehen sich die 
ersten beiden Beiträge auf Österreichs Wohn- und Pflege-
sektor, während die restlichen konzeptioneller Natur sind 
und sich mit verhaltensökonomischen, planerischen und 
sozialtheoretischen Themen beschäftigen.

Die Ausgabe beginnt mit einem Beitrag von Hannah Lucia 
Müller, die sich mit den Preisdynamiken des Wohnbau-
lands in Wien und der möglichen Rolle von Privatun-
ternehmen als Preistreiber beschäftigt. Zudem werden 
relevante bodenpolitische Instrumente im Kontext der 
beschriebenen Entwicklungen diskutiert. Auch der zweite 
Beitrag, verfasst von Leonhard Plank und Hans Volmary, 
widmet sich der Privatisierung, und zwar im Bereich der 
kritischen sozialen Infrastrukturen. An den Beispielen 
Wohnen, Gesundheit und Pflege skizzieren die Autoren 
Risiken einer zunehmenden Finanzialisierung, und zei-
gen mögliche Gestaltungsoptionen zum Schutz kritischer 
Infrastruktur auf. Im dritten Beitrag beschreibt Anna Kal-
horn theoretische und empirische Erkenntnisse zu „Green 
Nudging“ – ein Anreizsystem, bei dem Individuen dazu 
gebracht werden, ihr Verhalten im Sinne der Nachhaltig-
keit und des Klimaschutzes zu verändern, ohne dabei auf 

wirtschaftliche Anreize oder Verbote zurückzugreifen. Im 
Beitrag werden empirische Studien zu Green Nudges in 
Europa systematisch aufbereitet, um die Effektivität die-
ser Verhaltensanreize zu erfassen. Der vorletzte Artikel 
beschäftigt sich ebenfalls mit menschlichem Verhalten 
und wie dieses im weitesten Sinne beeinflusst werden 
kann. Furtner und Hohenecker gehen der Frage nach, ob 
und wie sich Stadtplanung auf Straßenkriminalität auswir-
ken kann. Zum Abschluss dieser Ausgabe diskutieren Auf-
hauser und Gabriel die Rolle sozialer Bewegungen im wirt-
schaftlichen und demographischen Lebenszyklus einer 
Stadt. Sie analysieren dabei das Auftreten von bottom-up 
Initiativen, wie Gewerkschafts- oder Bürgeraufstände, im 
Zeitverlauf des sogenannten „Integrated Urban Cycle“.

Diese Ausgabe wird die letzte unseres Herausgebers Justin 
Kadi sein. Er verabschiedet sich nach mehreren Jahren am 
Forschungsbereich in Richtung England, an die University 
of Cambridge. Die kollaborative Herausgabe des vorlie-
genden Heftes stellt also eine Art „Schichtwechsel“ dar, 
von Justin Kadi zu Anna-Theresa Renner. Herzlich bedan-
ken möchten wir uns an dieser Stelle bei Anna Kalhorn 
(in dieser Ausgabe erstmals auch Autorin), deren Zeit als 
Redaktionsleiterin mit dieser Ausgabe endet, und ohne 
deren unermüdlichen Einsatz die Veröffentlichung des 
Öffentlichen Sektors in den letzten Jahren nicht möglich 
gewesen wäre. 





7Vol. 49(1) | 2023 | Der öffentliche Sektor – The Public Sector

Wohnbauland in Wien: 
Preistreiber Privatunternehmen

Hannah Lucia Müller

Auf dem Wiener Bodenmarkt ist seit 2000 und insbesondere nach der Finanzkrise 2008 nicht nur ein 
enormer Preisanstieg, sondern auch eine eindeutige Verschiebung von öffentlichen Einrichtungen, 
gemeinnützigen Bauvereinigungen und Privatpersonen hin zu Privatunternehmen zu beobachten. 
Boden ist unverzichtbar für die Befriedigung vieler Bedürfnisse des alltäglichen Lebens, allen voran 
Wohnraum. Um den hohen Anteil sozialer Wohnungen in Wien zu sichern, braucht es Maßnahmen 
gegen die gewinnorientierte Nutzung von Boden und gemeinwohlorientierte Eigentumsformen. 
Dieser Beitrag untersucht auf Basis der Kaufpreissammlung Liegenschaften Wien die Entwicklung von 
Eigentumsstrukturen und Preisen von Wohnbauland in Wien (2000-2020) und diskutiert diese im Kontext 
relevanter bodenpolitischer Instrumente. Die dem Text zugrundeliegende Masterarbeit1 stellt zudem eine 
teilweise Aktualisierung und Erweiterung der Studie „Analyse der Angebots- und Preisentwicklung von 
Wohnbauland und Zinshäusern in Wien“ der TU Wien (Gutheil-Knopp-Kirchwald, Getzner & Grüblinger, 
2012) dar.

In Wien lebt etwa die Hälfte der Menschen in 
Gemeindewohnungen oder gemeinnützigen Wohnungen. 
Beide zeichnen sich durch niedrigere Mieten als auf dem 
privaten Markt aus. Eine gute Ausgangslage – trotzdem 
steigt die Wohnkostenbelastung, vor allem auf dem 
privaten Mietmarkt. 

Steigende Mieten werden oft mit einer hohen Nachfrage 
durch zum Beispiel Bevölkerungswachstum erklärt. Ein 
vielzitierter Lösungsweg: „bauen, bauen, bauen“ zur 
Ausweitung des Angebots (siehe z.B. Felbermayr & Klien, 
2023). Dieser Ansatz ist nicht nur klimaunverträglich, denn 
der durch Neubau induzierte Flächenverbrauch und die 
damit einhergehende Bodenversiegelung zählt als eines 
der drängendsten Umweltprobleme unserer Zeit, er führt 
auch am eigentlichen Problem vorbei. Das ist nämlich 
viel grundlegender als eine bloße Wohnungsknappheit, 
da hinter der Wohnungskrise eigentlich eine Bodenkrise 
steckt. Knoll, Schularick und Steger (2017) zufolge können 
steigende Grundstückspreise etwa 80% des globalen 
Immobilienpreisanstiegs erklären, der seit dem Zweiten 
Weltkrieg stattgefunden hat. Basierend auf der Analyse 
der Immobilienpreise für 14 Staaten des Globalen 
Nordens im Zeitraum von 1870 bis 2012 zeigt die Studie, 
dass während die Grundstückspreise in der ersten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts trotz des Einkommens- und 

Bevölkerungswachstums relativ konstant blieben, ein 
starker Anstieg des Immobilienvermögens in der zweiten 
Hälfte des Jahrhunderts auf den Anstieg der Bodenpreise 
zurückgeführt werden kann. Wenn Grundstückspreise 
steigen, erschwert das den Bau leistbarer Wohnungen für 
Bauträger:innen aller Art, was wiederum einer gerechten 
Verteilung von Wohnraum im Weg steht. 

Bodenpreise steigen trotz Überangebot an Wohnungen

Das Narrativ, dass der Bau neuer Wohnungen 
notwendigerweise zu einer Entspannung auf dem 
Wohnungs- und Bodenmarkt führt, hat seinen Ursprung 
in der neoklassischen Wirtschaftstheorie: Diese geht 
davon aus, dass Grund und Boden ebenso wie Kapital 
(also produzierte Produktionsmittel sowie Finanzmittel 
für Investitionen) unmittelbar auf den Druck von 
Angebot und Nachfrage reagieren. In dieser Logik 

1 Dieser Beitrag ist in ähnlicher Form im Arbeit&Wirtschaft Blog 
erschienen und basiert auf der von Hannah Lucia Müller verfassten 
Masterarbeit „Who raises land prices? An analysis of institutions 
and ownership structures impacting residential building land in 
Vienna”. Die Arbeit entstand im Rahmen des Programms Socio-Eco-
logical Economics and Policy an der Wirtschaftsuniversität Wien 
und wurde vom Österreichischen Institut für Wirtschaftsforschung 
(WIFO) und dem Verein für Wohnbauförderung (VWBF) gefördert.
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werden Preissteigerungen auf eine Angebotsknappheit 
zurückgeführt, der mit einer Erhöhung des Angebots 
entgegenwirkt werden kann, bis sich der Preis wieder im 
‚Gleichgewicht‘ befindet. Im Falle steigender Wohnungs- 
und Bodenpreise entspricht eine solche Erhöhung 
des Angebots dem Bau neuer Wohnungen oder dem 
Ausweisen von zusätzlichem Bauland.

In Wien ist die Bevölkerung bis 2017 tatsächlich 
schneller gewachsen als das Wohnungsangebot. Seit 
einigen Jahren wird jedoch mehr gebaut, als rein dem 
Bevölkerungswachstum nach eigentlich gebraucht würde 
(Ritt, 2021). Ein solches Überangebot hätte eigentlich 
zu sinkenden Preisen führen sollen, diese sind jedoch 
weiter gestiegen: Die diesem Artikel zugrundeliegende 
Auswertung der „Kaufpreissammlung Liegenschaften 
Wien“ (Stadt Wien, 2021) zeigt, dass sich die Preise 
für Wohnbauland (also unbebaute Grundstücke und 
Abbruchobjekte mit Wohnbaulandwidmung) zwischen 
2000 und 2019 mehr als verdoppelt haben. Insbesondere 
nach der Finanzkrise im Jahr 2008 haben die Preise 
angezogen und stiegen in nur zehn Jahren von 395 auf 967 
€/m2 im Jahr 2019 (Abbildung 1). 

Boden als Handelsware

Aufgrund besonderer Merkmale von Grund und 
Boden gelten für Grundstücke nicht dieselben 
Preismechanismen wie für andere Produktionsfaktoren: 
Boden ist unbeweglich, unvermehrbar und sein Wert 
steigt mit der Zeit – ganz ohne anfallende Kosten. Da 
Boden nicht produziert wird, basiert sein Preis nicht auf 
Herstellungskosten, sondern allein auf der Spekulation 
auf Erträge, die er abzuwerfen verspricht, zum Beispiel 

aufgrund einer besonders attraktiven Lage. Dieser Ertrag 
wird auch durch den Begriff der ökonomischen Rente 
beschrieben (Collins, 2022; Ryan-Collins et al., 2017). 
Das ist der Ertrag, der nach Abzug der Produktionskosten 
vom Preis eines Produkts übrigbleibt, sozusagen ein 
leistungsloser Gewinn. Im Falle des Bodens entsteht 
der Grundstückswert durch öffentliche Leistungen, zum 
Beispiel durch wertsteigernde Grundstückswidmungen 
in der Bauordnung oder städtebauliche Maßnahmen, die 
bestimmte Lagen besonders attraktiv machen. Bodenrente 
ist dann der Gewinn, der den Grundeigentümer:innen 
ganz ohne Gegenleistung allein durch den Grundbesitz 
zugutekommt (z.B. in Form von Mieterträgen oder Pacht).

Die Unvermehrbarkeit des Bodens führt zur Entstehung 
hoher Bodenrenten, sodass er unabhängig von der 
Nutzung als Geldanlage nachgefragt wird. Weil diese 
Nachfrage nicht mit einer Angebotserhöhung erwidert 
und so ein Gleichgewichtspreis hergestellt werden 
kann, führt erhöhte Nachfrage nach Boden zu immer 
weiteren Wert- und Preissteigerungen. Während sich 
Anleger:innen über hohe Gewinne freuen können, führt 
die zweckentfremdete Nutzung dazu, dass die sinngemäße 
Nutzung z.B. als physische Grundlage für Wohnraum 
unleistbar wird – Boden sollte deshalb nicht als Ware, 
sondern als Gemeingut behandelt werden (Ryan-Collins 
et al., 2017).

Bodenpreise steigen, wenn Private den Markt 
dominieren 

Das Gegenteil ist jedoch zumindest in Wien der Fall, 
denn private Unternehmen dominieren zunehmend 
den Wohnbaulandmarkt, wie die Auswertung der 

Abbildung 1:  Wohnbaulandpreise in Wien 2000-2019.  
Preisbasis 2020, in Euro/m2, gewichtet nach Grundstücksfläche.  
Quelle: Kaufpreissammlung Liegenschaften Wien (Stadt Wien, 2021). Eigene Darstellung und Berechnung (Müller, 2022).
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Kaufpreissammlung zeigt. Privatunternehmen sind 
hier definiert als juristische Personen des Privatrechts, 
wie beispielsweise GmbHs. Deren Anteil an gekauften 
Flächen stieg von 51 % im Zeitraum 2000-2004 auf 71 
% im Zeitraum 2017-2020 (Abbildung 2). In absoluten 
Zahlen entspricht das einem Anstieg von durchschnittlich 
35 auf 58 Hektar pro Jahr. Im 21. und 22. Bezirk, den 
Bezirken mit den meisten Flächenverkäufen, stieg der 
jährliche Flächenumsatz (die Summe der Fläche, die in 
einer bestimmten Zeit Eigentümer:in wechselt) privater 
Unternehmen um 807% (Müller, 2022).

Während Privatunternehmen so ihre Bedeutung am 
Wohnbaulandmarkt deutlich gestärkt haben, ist sowohl 
der relative (also im Vergleich zum Gesamtumsatz) als auch 
der absolute Flächenumsatz bei öffentlichen Einrichtungen 
(Gebietskörperschaften, Wohnfonds Wien, Juristische 
Personen mit öffentlichem Charakter), Gemeinnützigen 
Bauvereinigungen (GBV) und Privatpersonen rückläufig. 
Während öffentliche Einrichtungen und Privatpersonen 
sogar an Flächeneigentum verlieren, indem sie mehr 
Fläche verkaufen als kaufen, gewinnen GBV immerhin an 
Fläche.

Abbildung 2: Entwicklung der Eigentumsstrukturen von Wohnbauland in Wien: Anteile der Akteur:innen am Flächenumsatz 
(1.660 ha Gesamtflächenumsatz) 
Quelle: Kaufpreissammlung Liegenschaften Wien (Stadt Wien, 2021). Eigene Darstellung und Berechnung (Müller, 2022).

Abbildung 3: Wohnbaulandpreise in Wien 2000-2019 nach Eigentumsgruppen.  
Preisbasis 2020, in Euro/m2, gewichtet nach Grundstücksfläche, gleitende Mittelwerte.  
Quelle: Kaufpreissammlung Liegenschaften Wien (Stadt Wien, 2021). Eigene Darstellung und Berechnung (Müller, 2022).
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Diese Machtverschiebung ist insofern von Bedeutung, 
da Privatunternehmen im Vergleich zu allen anderen 
Akteur:innen mit Abstand die höchsten Preise zahlen 
(Abbildung 3) und damit für die hohe Preisdynamik 
am Markt  verantwortlich sind (Müller, 2022). Seit 
der Finanzkrise haben sich die von ihnen gezahlten 
Preise fast verdreifacht, und auch die durchschnittlich 
höchsten Transaktionspreise wurden bei Verkäufen von 
Privatunternehmen an Privatunternehmen festgestellt 
(1162 €/m2 im Zeitraum 2017-2020; diese Käufe machten 
ca. 30% des Flächenumsatzes aus (Tabelle 1). 

Steigende Bodenpreise schwächen die Rolle der 
Gemeinnützigen

Derzeit sind etwa 21% der Wohnungen mit 
Hauptwohnsitz in Wien dem gemeinnützigen Sektor 
zuzuordnen (Statistik Austria, 2022). Durch das 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz (WGG) müssen sich 
die Mieten der gemeinnützigen Bauvereinigungen am 
Kostendeckungsprinzip orientieren. Um niedrige Mieten 
sicherzustellen, limitiert das Wohnbauförderungs- und 
Wohnhaussanierungsgesetz (WWFSG, 1989) außerdem 
die Grundkosten für geförderten Wohnbau (auf 188€/m2 
oberirdischer Bruttogrundfläche - das entspricht in etwa 
250-300€/m2 Wohnnutzfläche). Damit sollen geringe 
Anschaffungskosten gewährleistet und die Spekulation 
mit Grund und Boden eingegrenzt werden.

Die Bautätigkeit gemeinnütziger Bauvereinigungen ist 
zwar nach wie vor hoch (Plank et al., 2022), jedoch 
erschweren es die Bodenpreissteigerungen der letzten 
Jahre den GBV Grundstücke zu erschwinglichen Preisen zu 
erwerben. Sind die Grundstücke zu teuer, kann auf ihnen 
kein geförderter Wohnbau errichtet werden. Dies kann zu 
einem Rückgang der Bautätigkeit der GBV in den nächsten 
Jahren führen – der wie oben beschrieben sinkende Anteil 
der GBV an der Zahl der Grundstückstransaktionen sowie 
am Flächenumsatz bestätigt diese Vermutung – oder aber 
den Trend verstärken, dass Gemeinnützige zunehmend 
frei finanzierte (also nicht geförderte) Projekte entwickeln 
(Tockner, 2022), die nicht dem WWFSG unterliegen. 
Wird zunehmend frei finanziert gebaut, schwächt das 
die Regulierungskraft und preisdämpfende Wirkung 
des WWFSG. Mit oder ohne Förderung: steigen die 

Grundkostenanteile, steigen auch die Eigenmittelanteile, 
die zur Finanzierung gemeinnütziger Projekte für 
künftige Mieter:innen anfallen . Dies erschwert 
einkommensschwachen Haushalten zunehmend den 
Zugang zu gemeinnützigen Wohnungen (Kadi, 2015). 

Bodenpolitische Instrumente: Die Stadt Wien hat noch 
Luft nach oben, Bund ist ebenfalls gefordert

Wenn Boden als Spekulationsobjekt gehandelt und 
nicht bedarfsorientiert gebaut wird, wird Wohnen 
immer weniger leistbar und führt zu unnötiger 
Flächenversiegelung. Für einen sozial und ökologisch 
nachhaltigen Umgang mit der Ressource braucht es 
Maßnahmen gegen eine gewinnorientierte Nutzung und 
für gemeinwohlorientierte Eigentumsformen. 

Die Stadt Wien hat bereits ein starkes bodenpolitisches 
Instrumentarium vorzuweisen, das darauf abzielt, die 
Nutzung und Preise von Wohnbauland zu regulieren. Mit 
dem Wohnfonds Wien, der öffentlichen Boden besitzt, 
verwaltet und unter Auflagen an gemeinnützige sowie 
gewerbliche Bauträger:innen vergibt, betreibt die Stadt 
Wien eine aktive Bodenpolitik. Die 2019 eingeführte 
Widmungskategorie „geförderter Wohnbau“ soll zudem 
der Spekulation mit Boden entgegenwirken und mehr 
Grundstücke für den geförderten Wohnbau sichern 
(vorgesehen sind zwei Drittel der neu ausgewiesenen 
Wohnnutzfläche) (Stadt Wien, o. J.). Diese wird jedoch 
erst nach ein paar Jahren wirksam, da sie nur auf neu 
gewidmete Flächen angewendet wird. Grundsätzlich 
können (trotzdem) steigende Bodenpreise wohl 
mitunter dadurch erklärt werden, dass die bestehenden 
Instrumente unzureichend sind und vor allem in folgenden 
zwei Bereichen adaptiert, konsequenter angewandt, oder 
auch neu eingeführt werden könnten:  

1. Stärkung der öffentlichen Daseinsvorsorge 
• Freifinanzierten Wohnbau einschränken 

und Wohnbauförderung stärken: Wie die 
oben beschriebenen Ergebnisse zeigen, sind 
gewerbliche Eigentümer:innen Haupttreiber der 
Bodenpreise in Wien. Wohnungen, die am Bedarf 
vorbei errichtet werden, sorgen nicht nur für eine 
hohe Preisdynamik, sondern tragen durch den 

Tabelle 1:  Wer zahlt welche Preise an wen? 
Quelle: Kaufpreissammlung Liegenschaften Wien (Stadt Wien, 2021). Eigene Darstellung und Berechnung (Müller, 2022).
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zusätzlichen Flächenverbrauch auch zu Klima- und 
Biodiversitätskrisen bei.  Baubewilligungen für nicht-
bedarfsorientierte (oft Anlage-)Wohnungen sollten 
daher eingeschränkt werden. Eine Stärkung der 
Wohnbauförderung kann durch passende Kriterien 
sicherstellen, dass bedarfsorientiert, leistbar und 
klimafreundlich gebaut wird und gleichzeitig dem 
relativen Rückgang des geförderten Wohnbaus 
im Vergleich zum freifinanzierten Wohnbau 
entgegenwirken (auch in Hinblick auf den zuletzt 
gesunkenen Förderdurchsatz) (Müller, 2022). 

• Sozialer Wohnbau auf öffentlichem Boden: 
Vergabe der Wohnbauförderung nur noch an 
gemeinnützige und kommunale Akteur:innen. 
Mit der Wohnbauinitiative ermöglicht die Stadt 
Wien seit 2011 gewerblichen Eigentümer:innen 
den geförderten Wohnbau mit temporären 
Mietpreisbindungen (Vollmer & Kadi, 2018). Das 
heißt, dass nach dem Ende der Förderdauer keine 
Mietpreisbindung mehr gilt. Im gemeinnützigen 
Sektor sind die Mieten hingegen durch das 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz langfristiger 
gesichert (siehe auch unten).  

• Öffentlichen Bestand wieder erhöhen: Eine (Re-)
Kommunalisierung von Boden durch den (Rück-)
Kauf unbebauter Grundstücke in privatem 
Eigentum kann eine gemeinwohlorientierte 
und suffizienzorientierte Nutzung von 
Boden ermöglichen und Spekulation damit 
einschränken. Dies könnte mithilfe des 
Bodenbeschaffungsgesetzes (BobG, 1974) 
geschehen, denn dieses erlaubt in Verbindung mit 
der Wiener Bauordnung die Enteignung unbebauter 
Grundstücke zugunsten von Gebietskörperschaften 
und gemeinnützigen Bauvereinigungen: „Die 
Länder haben nach Maßgabe der Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes Vorsorge zu treffen, 
daß die Gemeinden für die Errichtung von 
Häusern mit Klein- oder Mittelwohnungen oder 
von Heimen für Ledige, Schüler, Studenten, 
Lehrlinge, jugendliche Arbeitnehmer oder für 
betagte Menschen unbebaute Grundstücke, 
die baureif sind oder baureif gemacht werden 
können, sowie Ergänzungsgrundstücke beschaffen 
(Bodenbeschaffung).“ (§1.1 BobG, 1974). Im Sinne 
der öffentlichen Daseinsvorsorge kann so Boden 
aus privatem Besitz in öffentliches Eigentum 
übertragen werden.

• Eine Erweiterung der öffentlichen Daseinsvorsorge 
um gesellschaftliche Mitbestimmung in der 
Verwaltung von städtischem Grund und Boden 
kann dazu führen, dass die Versorgung mit 
Wohnraum sowohl sozial (angemessen, leistbar 
und bedarfsorientiert), als auch ökologisch ist und 
bleibt. Wie eine Demokratisierung von Wohnraum 

aussehen kann, skizziert die Initiative Deutsche 
Wohnen & Co. Enteignen in Berlin, wo 2021 59 % 
der Bürger:innen in einem Volksentscheid für die  
Vergesellschaftung großer Immobilienkonzerne 
gestimmt hat (Initiative Deutsche Wohnen & 
Co enteignen, 2022). Hier bedarf es weiterer 
Vorschläge für Modelle vergesellschafteten 
Wohnraums, die eine sozial gerechte und 
ökologisch nachhaltige Nutzung garantieren. 

• Einführung einer Mehrwertabgabe (oder 
Planwertabgabe), um „leistungslose“ 
Gewinne nach wertsteigernden Maßnahmen 
(wie z.B. Umwidmungen) abzuschöpfen. 
Das Steueraufkommen kann wiederum zum 
öffentlichen Grundstücksaufkauf für eine 
gemeinwohlorientierte Nutzung städtischen Grund 
und Bodens verwendet werden.

2. Der Bund kann im 
Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz und in der 
Steuerpolitik die Spekulation mit Grund und 
Boden eingrenzen

• Gemeinnützigkeit langfristig festschreiben: Oft 
sind gemeinnützige Bauvereinigungen nach dem 
WGG ((WGG [Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz], 
1979) verpflichtet, den Mieter:innen nach zehn 
Jahren eine Option zum Kauf der Wohnung 
anzubieten. Dadurch wird langfristig der 
gemeinnützige Wohnungsbestand kleiner und vor 
allem zukünftigen Generationen der Zugang zu 
leistbarem Wohnraum erschwert.  

• Immobilienertragsteuer auch für 
Privatunternehmen: Gewinne aus der 
Veräußerung von Immobilien unterliegen der 
Immobilienertragsteuer (Business Service Portal, 
o. J.) – diese gilt bisher jedoch nur für natürliche 
Personen, für Betriebe hingegen nur die (niedrigere) 
Kapitalertragsteuer. Um Spekulation mit Immobilien 
und damit auch Grund und Boden weniger attraktiv 
zu machen, sollte die Immobilienertragsteuer auch 
für Privatunternehmen gelten. 

• Höhere Grunderwerbsteuer für Erb:innen – 
während der Steuersatz für den entgeltlichen 
Erwerb 3,5% des Verkehrswertes beträgt, 
kommt beim unentgeltlichen oder teilweise 
unentgeltlichen Grunderwerb ein Stufentarif in 
Höhe von 0,5% bis 3,5% von oft unrealistisch 
niedrigen Einheitswerten zur Anwendung. 
Das fördert Vermögenskonzentration über 
Generationen hinweg.

• Anpassung unrealistisch niedriger Einheitswerte 
für Grundsteuer (und Bodenwertabgabe). Oft 
werden die Einheitswerte über viele Jahre hinweg 
nicht aktualisiert, was zu großen Unterschieden 
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zwischen dem tatsächlichen Grundstückswert und 
dem zugrunde liegenden Einheitswert führen kann. 
Um eine gerechte und angemessene Besteuerung 
sicherzustellen, ist daher eine Anpassung 
der Einheitswerte für Bodenwertabgabe und 
Grundsteuer notwendig. Die Grundsteuer (vgl. 
Grundesteuergesetz (GrstG , 1955) in Verbindung 
mit dem Bewertungsgesetz (BewG , 1955) ist 
eine Steuer auf das Eigentum an inländischen 
Immobilien, einschließlich Grundstücken. Für die 
wohnwirtschaftliche und gewerbliche Nutzung 
von Grundstücken („Grundsteuer B“) sind sowohl 
der Grund und Boden als auch das darauf 
errichtete Gebäude Gegenstand der Besteuerung. 
Dabei werden die Steuersätze für Grundstücke 
und Gebäude unterschiedlich bewertet: Bei 
Grundstücken richtet sich der Steuersatz nach 
dem Verkaufswert, bei Gebäuden nach dem 
Verkehrswert. Für unbebautes Land fällt die 
Grundsteuer daher tendenziell niedriger aus. Im 
Allgemeinen liegt der Steuersatz zwischen 0,01 
und 0,2 % jährlich (§ 19 GrstG, 1955). Die Steuer 
wird von den Gemeinden erhoben und nach 
dem Finanzausgleichsgesetz sind die Gemeinden 
ermächtigt, bei der Festsetzung des Steuersatzes 
einen Hebesatz von bis zu 500 Prozent auf den 
Grundsteuermessbetrag anzuwenden, wodurch 
sich - wie in Wien - ein maximaler Steuersatz von 1 % 
des Einheitswertes pro Jahr ergibt (§19 GrstG, 1955). 
 
Für die meisten Grundstücke wurde der Einheitswert 
seit 1973 nicht valorisiert und ist daher weit von 
den heutigen Verkehrswerten entfernt (BMF, 2022). 

Heindl und Kittl (2019) schätzen den Verkehrswert 
etwa 50 mal höher ein als den Einheitswert. 
Höhere Einheitswerte, bzw. eine Berücksichtigung 
des Verkehrswertes würde zu deutlich höheren 
Grundsteuereinnahmen und einer gerechteren 
Besteuerung von Grundvermögen führen. 

• Konsequentere Anwendung der Bodenwertabgabe. 
Die Bodenwertabgabe wird auf unbebautes 
Bauland für Grundstücke mit einem Einheitswert 
über 14.600 Euro erhoben. In diesem Fall beträgt 
der Steuersatz 1 % des Einheitswertes. 96% des 
Aufkommens gehen an die Gemeinden (BMF, o. 
J.)). Die Bodenwertabgabe gilt nur in Verbindung 
mit dem Grundsteuergesetz (GrstG , 1955): Ist 
keine Grundsteuer zu entrichten, entfällt auch 
die Bodenwertabgabe. In Österreich machen die 
Grundsteuer und die Bodenwertabgabe zusammen 
0,5% des nationalen Steueraufkommens aus 
und liegen damit an viertletzter Stelle in der 
EU, verglichen mit einem EU-Durchschnitt 
von 3,8%. Auf kommunaler Ebene beträgt der 
österreichische Durschnitt für Grundsteuer und 
Bodenwertabgabe 3,56 % der Steuereinnahmen 
(Claus et al., 2016). Da sie auf unbebautes Bauland 
abzielt, könnte die Bodenwertabgabe ein wichtiges 
Instrument sein, um die Spekulation mit Boden 
durch Baulandhortung zu verhindern. Allerdings 
ist der Einheitswert, auf dem die Steuer basiert, 
viel zu niedrig, und obwohl die Bodenwertabgabe 
theoretisch existiert, wird sie nur selten erhoben 
(Heindl & Kittl, 2019; Kanonier, 2018).
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kritischen sozialen Infrastruktur
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Der besondere Status und die Schutzwürdigkeit von kriti-
schen Infrastrukturen finden in jüngster Zeit zunehmend 
Beachtung. Im Bereich der strategischen Wirtschafts-
politik ruft die EU-Kommission in den letzten Jahren die 
Mitgliedsstaaten zum Einsatz von Investitionskontrollen 
auf, insbesondere wenn es um potentielle strittige aus-
ländische Investoren geht (Mayer/Prausmüller 2022). Die 
Covid-19-Pandemie, der russische Angriffskrieg in der 
Ukraine sowie die Teuerungskrise haben diese Bemühun-
gen zum besseren Schutz systemrelevanter Wirtschafts-
bereiche nochmals merklich verstärkt. Darüber hinaus 
gilt die Transformation von Infrastruktursystemen als 
„Lebensadern unserer Gesellschaften“ (van Laak 2018) 
als ein zentraler Hebel für den sozial-ökologischen Umbau 
unserer Wirtschaft bzw. der gesamten Gesellschaft (APCC 
2023).

Bestehende Ansätze zum Schutz kritischer Infrastrukturen 
folgen jedoch oft der Perspektive der „Kriegswichtigkeit“ 
(Folkers 2018) – Kritikalität wird dadurch überwiegend aus 
einer Bedrohungsperspektive definiert (Miklin/Volmary 
2022). Dadurch werden die Risiken von Geschäftsmodellen 
und -strategien, die durch ihre primäre Orientierung auf 
shareholder value wichtige Zielsetzungen der Krisen- und 
Daseinsvorsorge gefährden können, vernachlässigt. Darü-
ber hinaus fokussieren Schutzmaßnahmen auf technische 
Infrastrukturen wie Strom- oder Transportnetze. Wichtige 
soziale Infrastrukturbereiche wie Altenpflege, Kinderbe-
treuung oder Wohnraumversorgung bleiben bisher weit-
gehend unberücksichtigt. Angesichts dieser Ausgangslage 
haben wir in einer von der AK Wien beauftragten Studie 
(Plank et al. 2023) einen alternativen Screeningansatz für 
shareholderorientierte transnationale private Investoren 
(STPI) in der kritischen sozialen Infrastruktur entwickelt. 
Dazu bauen wir auf bestehenden Monitoring-Ansätzen, 
insb. dem deutschen Private Equity Monitor auf (Scheu-
plein 2021) und erweitern diese, indem das ganze Spek-
trum von Finanzinvestoren sowie (börsennotierten) stra-
tegischen Investoren in den Blick genommen wird. Ziel ist, 
abseits von öffentlichen Diskussionen um „Heuschrecken“ 
und Private Equity, ein differenzierteres Bild von Investi-

tionstätigkeiten und relevanten Akteuren aufzuzeigen. 
Denn gerade seit der globalen Finanzkrise hat sich das 
Feld der Investoren erweitert, was in der Folge auch dif-
ferenziertere Regulierungsansätze erfordert. Darauf auf-
bauend wird auch die Verantwortung staatlicher Politik 
für den steigenden Einfluss dieser STPI analysiert. Dafür 
ist die Frage zentral, wie politische Regulierungen in den 
Bereichen Wohnen, Gesundheit und Altenpflege der drei 
untersuchten Vergleichsländer England, Deutschland und 
Österreich „Gelegenheitsfenster“ für Investitionstätigkei-
ten von STPI eröffneten. Aus österreichischer Perspek-
tive ermöglicht die vergleichende Länderperspektive mit 
England und Deutschland eine Art Frühwarnsystem, um 
negative Konsequenzen einer Politik der Vermarktlichung 
in diesen Bereichen zu antizipieren. 

Shareholderinteressen im Vormarsch 

Während viele Bevölkerungsgruppen in Österreich und 
darüber hinaus ihren Alltag immer schwerer bestreiten 
können, wittern andere ein gutes Geschäft mit Wohnen, 
Gesundheit und Pflege: in den letzten Jahren sind bör-
sennotierte Konzerne wie Vonovia (Wohnen), Fresenius 
(Gesundheit) oder Orpea (Pflege) sowie Finanzinvestoren 
(z. B. Private-Equity-Fonds, Pensionsfonds, Versicherun-
gen) in Bereichen der kritischen sozialen Infrastruktur im 
Vormarsch (siehe Tabelle 1). Sie versprechen sich dadurch 
stabile Renditen bei einem weitgehend von der öffentli-
chen Hand gestützten, risikolosen Geschäft. Dabei ver-
anlagen sie privates Kapital über unterschiedliche Wege, 
etwa in der Errichtung und dem Betrieb von Pflegeheimen, 
Facharztpraxen, medizinischen Versorgungszentren sowie 
Studierendenheimen und im sozialen Wohnbau. Statt auf 
die Steigerung des Gemeinwohls zielen ihre Geschäfts-
modelle auf die Maximierung des sogenannten Sharehol-
der-Values ab. Vorrangiges Ziel ist es, das Kapital der Inves-
tor:innen zu vermehren. Besonders deutlich zeigt sich das 
in der stationären Altenpflege: hier haben die 25 größten 
shareholderorientierten Investoren ihre Bettenkapazität 
in Europa seit 2017 um mehr als ein Fünftel auf geschätzt 
455.000 Betten erhöht (Investigate Europe 2021). 
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Rückzug der öffentlichen Hand

Dieses Vordringen von privaten Shareholder-Interessen 
erfolgte parallel zum Rückzug der öffentlichen Hand aus 
diesen (über)lebensnotwendigen Versorgungsbereichen. 
Österreich ist von einer neoliberalen Demontage der 
kritischen Bereiche der Daseins- und Krisenvorsorge wie 
in anderen Ländern bisher vergleichsweise verschont 
geblieben. Gleichzeitig schreiten diese Entwicklungen 
aber schleichend voran. Exemplarisch zeigt sich dies im 
Vergleich mit England, wo seit den 1980er Jahren sämt-
liche Regierungen – in unterschiedlichen Konstellationen 
– künstlich Märkte konstruiert und damit gewinnorientier-
ten Akteuren den Einstieg erst ermöglicht haben.

Von zwei Drittel auf knapp 4 Prozent: So stark ist in England 
der Anteil öffentlicher Betten in der stationären Alten-
pflege seit den 1980er Jahren gefallen. Auch in Österreich 
ist er, wenngleich in geringerem Ausmaß, gesunken: von 

mehr als drei Viertel Mitte der 1980er Jahre auf weni-
ger als die Hälfte. Im Bereich der Wohnraumversorgung 
schrumpfte der Anteil öffentlicher Wohnungen in England 
von mehr als 30 Prozent zu Beginn der 1980er Jahre auf 6 
Prozent im Jahr 2020. Im Unterschied dazu blieb der Anteil 
öffentlicher Wohnungsbestände in Österreich bei rund 22 
Prozent stabil. Dieser kursorische Vergleich zeigt, dass pau-
schalisierende Aussagen über die Vermarktlichung sozialer 
kritischer Infrastruktur schwer möglich sind. Je nachdem 
wo durch ausbleibende bzw. marktfreundliche Re-Regulie-
rung  „Gelegenheitsfenster“ geöffnet werden, veranlagen 
STPIs auf der fortwährenden Suche nach gewinnbringen-
den Investitionsmöglichkeiten ihr Kapital. Dies kann auch 
jenseits von klassischen Eigenkapitalbeziehungen statt-
finden, wie etwa die zunehmende Durchdringung und 
Unterwanderung des vordergründig „öffentlichen“ engli-
schen Gesundheitsdienstes NHS durch Outsourcing und 
Public-Private-Partnerships zeigt.

Tabelle 1:  Typen von shareholderorientierten Investoren in der kritischen sozialen Infrastruktur 
Quelle: Plank et al. (2023)

Abbildung 1:  Anteil der öffentlichen Hand an öffentlichen Wohnungen und Pflegebetten in England und Österreich im Vergleich 
Quelle: Plank et al. (2023)
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Politik der Vermarktlichung öffnet Gelegenheitsfenster 

Grundlegend fallen diese Entwicklungen jedoch nicht vom 
Himmel und lassen sich neoliberalen „Reformen“ seit 
den 1980er Jahren zuordnen, durch die Wirtschaft, der 
Staat und die Gesellschaft zunehmend marktorientiert 
umstrukturiert wurden (Tabelle 2). Als Teil eines größeren 
ideologischen Programms war manches davon geplant 
und offensichtlich. Dazu gehört die staatlich subventio-
nierte Wohnungsprivatisierung an frühere Mieter:innen 
zur Förderung einer „homeownership society“ unter der 
konservativen britischen Premierministerin Thatcher zu 
Beginn der 1980er Jahre; oder die Spitalsprivatisierungen 
unter Rot-Grün in Deutschland um die Jahrtausendwende 
im Zuge einer staatlich verordneten „Politik der Kosten-
dämpfung“.

Andere politische Maßnahmen wirkten eher schleichend, 
etwa die Unterfinanzierung kommunaler Pflege in Eng-
land, die Abschaffung der Wohnungsgemeinnützigkeit 
in Deutschland oder die Mietrechtsliberalisierungen in 
Österreich. Manchmal öffneten sich „Gelegenheitsfens-
ter“ für gewinnorientierte Investoren auch dort, wo die 
Politik dies gar nicht explizit beabsichtigt hatte. So etwa 
im Rahmen der Medizinischen Versorgungszentren (MVZ). 
Während die ursprüngliche Intention war, das medizini-
sche Angebot zu verbessern und die Arbeitsbedingungen 
für Ärzt:innen attraktiver zu machen, wurden die MVZ 
zum Einfallstor für Private-Equity Investoren, mit der Stra-
tegie Regionen mit einem fragmentieren „Markt“ zu kon-
solidieren.

Die Risiken für das Gemeinwohl

Mit dem Ausbreiten von shareholderorientierten Inves-
toren halten auch deren Strategien und Geschäftsmo-

delle Einzug. Ihre oft wertextraktiven Geschäftsmodelle, 
die regelmäßig Gewinnabschöpfung, Steuervermeidung 
und „cherry picking“ beinhalten, bergen aus Sicht einer 
gemeinwohlorientierten Risikobewertung zahlreiche 
Gefahren. Sie reichen von einem Mangel an leistbaren 
Angeboten über erhöhte Preise hin zu fehlender Transpa-
renz und Kontrolle. Auch die höhere Krisenanfälligkeit, die 
Gefahr einer schlechteren Versorgungsqualität bzw. von 
schlechteren Arbeitsbedingungen sollten als potentielle 
Risiken systematisch beachtet werden. Die folgenden Bei-
spiele illustrieren dieses Gefährdungspotential: 

• Ungleicher Zugang und Leistbarkeit: Gesundheit 
und Pflege sollten universell zugänglich, leistbar 
und qualitätsvoll sein. Das halten auch die euro-
päischen Verträge fest (EC 2008). Shareholder-Ge-
schäftsmodelle erhöhen hingegen das Risiko eines 
ungleichen Zugangs. Außerdem besteht die Gefahr 
einer räumlichen Konzentration gewinnträchtiger 
Dienstleistungen in einkommensstarken Regionen, 
während strukturschwache Gebiete unterversorgt 
werden. Ein aktuelles Beispiel für dieses „cherry 
picking“ sind die von Finanzinvestoren geführ-
ten Medizinischen Versorgungszentren (MVZ) in 
Deutschland. Eine aktuelle Untersuchung zeigt, 
dass die investorengeführten zahnmedizinischen 
MVZs sich ausgerechnet in einkommensstarken 
Regionen ansiedeln, wo die Zahnärzt:innendichte 
ohnehin bereits hoch ist (IGES 2020).

• Mehr statt weniger Kosten: Der neoliberale Glau-
benssatz, dass gewinnorientierte private Akteure 
effizienter und sparsamer arbeiten, wird in der 
kritischen sozialen Infrastruktur in Frage gestellt. 
Denn mehr als ein Viertel der Einnahmen fließen 
bei großen internationalen Pflegekonzernen wie 

Tabelle 2:  Politiken der Vermarktlichung im sektoralen Vergleich 
Quelle: Plank et al. (2023)
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Orpea oder Private-Equity-geführten Pflegeketten 
als leistungsloses Einkommen an Kapitalgeber bzw. 
Eigentümer von Pflegeheimen (u.a. Haslam 2023). 
Möglich wird das durch sogenanntes Financial 
Engineering (z. B. überhöhte Miet- oder Kredit-
zahlungen) und die Nutzung von Niedrigststeuer-
länder und Schattenfinanzplätzen. Letztere spielen 
auch bei Public-Private-Partnerships von Spitälern 
in England eine wesentliche Rolle. Hier entpuppte 
sich die kurzfristige Entlastung der öffentlichen 
Haushalte als langfristig teures Unterfangen, aus 
dem global orientierte Infrastrukturfonds Kapital 
schlagen (Whitfield 2017).

• Fehlende Transparenz und Kontrolle: Die wertext-
raktiven Geschäftsmodelle funktionieren mit kom-
plexen transnationalen Unternehmensstrukturen. 
Diese stellen ein Transparenz- und Kontrollrisiko 
dar. Gerät ein Unternehmen in Schieflage, wird 
das nur beschränkt oder zu spät für die öffentliche 
Hand sichtbar. Das gefährdet die stabile, alltägliche 
Leistungserbringung, wie etwa bei den Insolvenzen 
großer Pflegeketten in England.

Gestaltungsoptionen für den Schutz kritischer sozialer 
Infrastruktur

Um Entwicklungen wie in England oder teilweise auch 
Deutschland zu verhindern und die Gemeinwohlorientie-
rung der kritischen sozialen Infrastruktur sicherzustellen, 
sollten bestehende Instrumente in Österreich angepasst 
und erweitert werden. Dazu zählen insbesondere:

• Gemeinnützigkeit stärken: Die bestehenden 
Regelungen zur Gemeinnützigkeit etwa in der 
Pflege haben Verbesserungsbedarf und könnten 
nach dem Vorbild der Wohnungsgemeinnützig-
keit mit ihren Prinzipien (Vermögensbindung, Kos-
tendeckung, Gewinnbeschränkung) umfassender 
geschützt werden (Blaas et al. 2017).

• Shareholder-Interessen zurückdrängen: Ähnlich 
wie bei der Regelung von Primärversorgungszen-
tren, wo Finanzinvestoren vorausschauend fern-
gehalten wurden, könnte man auch für andere 
Bereiche einen Schutzschirm überlegen. Im Woh-
nungsbereich steigt die Zahl von Moratorien und 
Abwehrmaßnahmen gegenüber ausländischen 

Investoren und in der Stadt Berlin wird an der 
rechtsstaatskonformen Enteignung großer Woh-
nungskonzerne (DW Enteignen) gearbeitet.

• Investitionskontrollen ausbauen: Das beste-
hende, stark auf geopolitische Sicherheitsrisiken 
ausgerichtete Investment-Screening sollte zusätz-
lich Risiken für das Gemeinwohl einbeziehen. 
Anknüpfungspunkte dazu liegen etwa im kanadi-
schen Investment-Screening, wo der werbende 
Investor in bestimmten Fällen den Netto-Nut-
zen seiner Investition für Kanada darlegen muss 
(Gudofsky et al. 2022).

• Investitionsoffensive durch die öffentliche Hand: 
Die Erneuerung und Weiterentwicklung des Immo-
bilienbestands durch gemeinwohlorientierte 
Akteure würde den risikoreichen, schuldenfinan-
zierten Expansionsstrategien von gewinnorientier-
ten Investoren das Wasser abgraben. Gleichzeitig 
hat die öffentliche Hand in der Regel bessere Kon-
ditionen auf den Kapitalmärkten und kann ent-
sprechend günstiger bauen. Schließlich könnte der 
öffentliche Sektor auch wieder selbst stärker direkt 
als Dienstleister in Erscheinung treten. Beispiels-
weise indem die ÖGK den notwendigen Ausbau 
der Primärversorgung in die Hand nimmt (SN 2021) 
oder die Gemeinden gemeinsam mit anderen die 
Kommunalisierung von Pflegeheimen wie zuletzt in 
Norwegen oder Südkorea (PSI 2023) vorantreiben.

Die zahlreichen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts 
kann nur ein widerstandsfähiger Sozialstaat bewältigen. 
Die öffentliche Hand muss wieder mehr Verantwortung 
für die Bereitstellung, Finanzierung und Regulierung der 
kritischen (sozialen) Infrastruktur übernehmen, statt wie 
in der Vergangenheit die Verantwortung abzuschieben 
und Kosten abzuwälzen. Ansonsten droht eine Fortsetzung 
der Bereicherung aus öffentlich gespeisten Systemen, die 
vorrangig auf dem Rücken der Leistungsträgerinnen des 
Alltagslebens (Krisch et al. 2020) stattfindet.

Disclaimer: Der Beitrag erschien in gekürzter Version auch 
als Arbeit&Wirtschaft Blog unter: https://awblog.at/priva-
tisierung-kritischer-infrastruktur/

 https://dwenteignen.de/
 https://awblog.at/privatisierung-kritischer-infrastruktur/
 https://awblog.at/privatisierung-kritischer-infrastruktur/
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Zwischen Freiwilligkeit und 
Effektivität: Die Potenziale und 
Grenzen von Green Nudging

Anna Franziska Kalhorn

Beim Nudging soll durch eine bestimmte Entscheidungsarchitektur, die ohne Verbote von Optionen und 
ohne wirtschaftliche Anreize auskommt, eine Verhaltensänderung beim Menschen hervorgerufen wer-
den. Die ursprüngliche Zieldefinition des Einsatzes von Nudges, nämlich für "Gesundheit, Wohlstand 
und Glück", wurde zuweilen um "grün" erweitert und auch in der europäischen Umweltpolitik zu einem 
beliebten Forschungsgebiet. Nudges wurden somit zu einem Instrument, um die Bürger:innen zu einem 
nachhaltigeren Verhalten zu bewegen. Angesichts des Bedarfs an schnellen und wirksamen Maßnahmen 
gegen den Klimawandel scheinen diese „grünen“ Nudges einfache und vor allem kostengünstige Lösun-
gen. zu sein. Durch eine systematische Literatursuche zu Feldexperimenten, die in den letzten Jahren in 
Europa durchgeführt wurden, wird der Frage nachgegangen welche Effekte Green Nudging erzeugt und 
wie effektiv dieses Instrument tatsächlich ist. Aus insgesamt 1463 gefundenen Artikeln konnten am Ende 
des Screenings 17 Artikel zu Green Nudging beim Energiekonsum in dieser Untersuchung herangezogen 
werden.1

1 Einleitung

Seit der Veröffentlichung des Buches "Nudge" von Thaler 
und Sunstein im Jahr 2008 wurde Nudging (dt. Anstupsen) 
zu einem neuen Ansatz in der Politik auf der ganzen Welt. 
Dieser aus der Verhaltensökonomie stammender Ansatz 
kann im Allgemeinen als Veränderung der Entscheidungs-
findung von Personen in vorhersehbarer Weise ohne das 
Verbieten oder Vorschreiben von Entscheidungsmöglich-
keiten beschrieben werden (Thaler and Sunstein 2008). 
Nudging wird unter anderem in der Gesundheitspolitik 
gerne eingesetzt, um gesunde Alltagsentscheidungen zu 
erleichtern, wie beispielsweise das bewusste Platzieren 
von gesunden Lebensmitteln auf Augenhöhe der Kund:in-
nen. Auch die bekannten Abschreckbilder auf Zigaretten-
packungen werden oft als Beispiel für Nudging genannt.

In Anbetracht der fortschreitenden Klimakrise ist ein 
bewusster Umgang mit endlichen Ressourcen maßgeblich 

1 Dieser Beitrag baisert aus Teilen der Diplomarbeit " Verhaltensöko-
nomische Ansätze in der Stadtentwicklung: Möglichkeiten und 
Grenzen von Green Nudging" von Anna Franziska Kalhorn.

für die Erreichung der Klimaziele, denn alle Entscheidun-
gen, die wir täglich treffen, haben Auswirkungen auf die 
Umwelt, auch wenn wir uns diesen nicht immer bewusst 
sind. Der Zeitdruck und die zunehmende Intensität an 
Auswirkungen durch den Klimawandel fordert alterna-
tive Ansätze sowie schnelle und effektive Maßnahmen 
zur Reduktion von CO2-intensivem Konsumverhalten mit 
nachhaltiger Wirkung zur Erreichung von Klimaschutzzie-
len. Einer dieser alternativen Ansätze ist Nudging. Nudges 
sind auf den ersten Blick einfache, effektive und vor allem 
kostengünstige Ansätze, um bestimmte Umweltziele zu 
erreichen, denn sie sollen der Bevölkerung helfen, umwelt-
freundlichere Entscheidungen zu treffen. Einer der größ-
ten und bekanntesten Studien zu Green Nudges stammt 
aus den USA. Die Opowerstudie (Allcott and Mullainathan 
2010), die die Wirkung von Home Energy Reports (HER), 
also Berichte zum eigenen Energieverbrauch, bei mehre-
ren tausend privaten Haushalten untersuchte, hatte zum 
Ergebnis, dass diese zu einer signifikanten Verringerung 
des Energieverbrauchs dieser Haushalte führten. Diese 
Studie dient als ein Beispiel für erfolgreich eingesetztes 
Nudging, das angesichts des hohen pro Kopf Energiekon-
sums in den USA (12.293 kWh) auch einen wesentlichen 
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Umwelteffekt hat (Andor et al. 2020). Dieses vielverspre-
chende Ergebnis ist nur eines von vielen, das Politiker:in-
nen aus unterschiedlichen Ländern dazu animierte Nud-
ging als Instrument einzusetzen.

1.1 Theoretische Einordnung und Defi-
nition von Green Nudging

Unter libertärem Paternalismus versteht man im Allge-
meinen eine milde Eingriffsform in Entscheidungsfin-
dungen von Individuen. Demnach sind diese durch den 
Eingriff in ihrer Entscheidungsfindung bessergestellt als 
ohne. Gleichzeitig bleibt ihnen in ihrer Entscheidung aber 
die freie Wahl erhalten (Thaler and Sunstein 2003). Oli-
ver (2015, 2013) liefert dabei eine durchaus differenzierte 
und strukturierte Herangehensweise an die Definition von 
libertärem Paternalismus und Nudging und setzt sie dabei 
auch in den Kontext von staatlichen Handlungsmöglichkei-
ten. Demnach bedeutet der Ansatz des libertären Pater-
nalismus im Grunde nur, dass dieser freiheitserhaltend 
(libertär) ist und ein Nudge diejenigen, die sich bereits 
„rational“ verhalten, nicht belastet, und diese ihr bishe-
riger Verhalten auch weiterhin beibehalten können (also 
weder Ver- noch Gebote ausgesprochen werden). Pater-
nalistisch ist Thaler und Sunsteins Ansatz also nur in dem 
Sinne, dass sie Personen zu einer Verhaltensänderung 
motivieren wollen, die eigentlich gerne eine andere Ent-
scheidung getroffen hätten. Das bedeutet also, dass ein 
Nudge die momentane Entscheidung derjenigen, die ihr 
unreflektiertes Handeln als irrational bewerten, besser 
mit ihren eigentlichen Präferenzen in Einklang bringen soll. 
Die Annahme dahinter ist, dass die eigentlichen Präferen-
zen als rational bewertet werden. Der Schwerpunkt liegt 
somit auf der Verringerung negativer interner Effekte - die 
längerfristigen Schäden, die sich die Menschen durch ihre 
eigenen unüberlegten Entscheidungen selbst auferlegen. 
Libertärer Paternalismus schließt den Einsatz erheblicher 
finanzieller Anreize oder offener Überzeugungsarbeit zur 
Verhaltensänderung aus. Der Kern des Ansatzes besteht 
folglich darin, dass verhaltensökonomische Erkenntnisse, 
wie die oben zusammengefassten, in die Gestaltung des-
sen einfließen, was Thaler und Sunstein die „Wahlarchi-
tektur“ (engl. choice architecture) nennen. Anders gesagt, 
der Kontext oder die Umgebung wird so angepasst, dass 
mehr Menschen Entscheidungen treffen, die eigentlich in 
ihrem eigenen, rationalen Interesse sind, aber aufgrund 
von Rationalitätsgrenzen und menschlichen Fehlern nor-
malerweise nicht getroffen werden (Oliver 2015:8f.). Es 
geht also darum, die Entscheidungsumgebung einer Per-
son so zu gestalten, dass die bestmögliche Entscheidung 
auch gleichzeitig die einfachste Entscheidung für diese 
Person ist. Dabei werden Entscheidungsmöglichkeit so 
angeordnet, dass sich diese Person unterbewusst für das 
„Richtige“ entscheidet, ohne ihr Auswahlmöglichkeiten 
wegzunehmen oder sie zu einer Auswahl zu drängen (Tha-
ler and Sunstein 2008). Ein klassischer Nudge im Sinne des 
libertären Paternalismus bewahrt die Entscheidungsfrei-

heit und ist daher antiregulatorisch. Er basiert auf verhal-
tensökonomischen Erkenntnissen anstelle des Standard-
modells der rationalen Wahl und in der Regel bekämpft er 
interne und keine externen Effekte.

Der Begriff des „Nudging“ bzw. „Nudge“ (deutsch: Anstups-
ten) wurde unter anderem von Richard H. Thaler und Cass 
R. Sunstein (2008) geprägt. Auch wenn das gleichnamige 
Buch „Nudge“ von Thaler & Sunstein ein umfassendes 
Werk zu den psychologischen Hintergründen und Anwen-
dungsgebieten von Nudging ist, liefert es keine genaue 
Definition darüber, was Nudging ist. Generell gibt es in der 
Literatur wenig Versuche Nudging genauer zu definieren, 
obwohl ebendiese vor allem politischen Entscheidungsträ-
ger:innen helfen könnte, Nudging anzuwenden. Hansen 
(2016) ist ein Verhaltensökonom aus Dänemark, der sich 
genau diese Aufgabe gestellt hat, und liefert nach einer 
umfassenden Literaturrecherche einen Definitionsversuch 
von „Nudge“ der im Folgenden vereinfacht wiedergege-
ben wird:

Ein Nudge ist ein Versuch

a. das Urteilsvermögen, die Wahl oder das Verhalten 
von Menschen in einer vorhersehbaren Weise zu 
beeinflussen, und

b. der aufgrund psychologischer Erkenntnisse zu 
kognitiven Grenzen, Voreingenommenheit, Rou-
tinen und Gewohnheiten in der individuellen und 
sozialen Entscheidungsfindung möglich ist, welche 
Menschen daran hindern, rational in ihrem selbst 
erklärten Interesse zu handeln, und

c. der funktioniert, indem sie diese Grenzen, Vorein-
genommenheit, Routinen und Gewohnheiten als 
integrale Bestandteile solcher Versuche nutzt.

Ein Nudge funktioniert also unabhängig von:

• dem Verbieten oder Hinzufügen von rational rele-
vanten Wahlmöglichkeiten,

•  der Veränderung von Anreizen, sei es in Form von 
Zeit, Ärger, sozialen Sanktionen, wirtschaftlichen 
Anreizen, oder

•  der Bereitstellung von sachlichen Informationen 
und rationalen Argumenten. (ebd.) 

Verhaltensökonomische Ansätze, insbesondere Nudging, 
wurden in den letzten Jahren immer häufiger auch auf ins-
titutioneller Ebene eingesetzt. (vgl. Baggio et al. 2021) Seit 
der Veröffentlichung des Buches "Nudge" von Thaler und 
Sunstein im Jahr 2008 ist Nudging zu einem neuen Ansatz 
in der öffentlichen Politik auf der ganzen Welt geworden. 
In einigen Bereichen ist die Anwendung von Nudging als 
unterstützendes Instrument wertvoll, etwa wenn es darum 
geht nachhaltiger zu konsumieren. Durch die Komplexität 
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und Individualität menschlichen Verhaltens kann Nudging 
aber nur bedingt erfolgreich sein und sollte daher auch 
nicht leichtfertig eingesetzt werden. Der Grundgedanke 
des Green Nudging besteht darin nachhaltiges Konsum-
verhalten in der Bevölkerung hervorzurufen wie z. B. das 
Sparen von Wasser und Energie oder die Nutzung öffentli-
cher Verkehrsmittel anstelle des eigenen Autos (Schubert 
2017). Diese Green Nudges sind aus planerischer Sicht 
besonders interessant, da sie prominente Themen der 
Raumplanung betreffen. Bei genauerer Betrachtung von 
Green Nudges ist festzustellen, dass sie sich im Bereich 
der Internalitäten sowie der Externalitäten bewegen kön-
nen und somit weder der einen noch der anderen Gruppe 
eindeutig zugeordnet werden können. Menschen folgen 
Nudges entweder um ihr eigenes Gewissen zu beruhigen 
und somit Internalitäten zu bekämpfen, wenn dadurch 
eine Kostenreduktion entsteht, oder, weil sie persönlich 
zum Klimaschutz beitragen und beispielsweise weniger 
Emissionen verursachen wollen. Die Nudges wirken also 
auch auf Externalitäten, da ein nachhaltiges Verhalten 
dem Klimawandel entgegenwirkt und somit auch der All-
gemeinheit dient. 

Der entscheidende Punkt ist aber, dass wenn auf staat-
licher Seite Green Nudges eingesetzt werden, das Ziel 
dieser Nudges in der Regel die Bekämpfung von Exter-
nalitäten, also Klimawandelmitigation und -adaption, ist. 
Rückblickend auf die Definition des Nudging (Hansen 
2016) muss diese folglich noch einmal betrachtet werden:

Während die Punkte a) und c) nach wie vor sinngemäß 
übernommen werden können, da sie sich auf die psycho-
logischen Mechanismen, die hinter diesem Instrument 
stehen beziehen, so kann bei der Bekämpfung von Exter-
nalitäten nicht mehr nur davon gesprochen werden, dass 
Menschen durch Green Nudging „rational in ihrem selbst 
erklärten Interesse handeln.“ Ein einfaches Beispiel, dass 
in Kapitel drei noch weiter behandelt wird, sind Defaults 
bei Energieverträgen. Bei Defaults werden Personen dazu 
„genudged“ eher grünen Strom als den herkömmlichen 
Strommix zu wählen. Rein ökonomisch rational ist diese 
Entscheidung dann aber nicht unbedingt, denn diese Ener-
gieverträge sind in der Regel teurer als der herkömmliche 
Strommix und somit nicht im eigenen rationalen Interesse 
wie es in der Standardökonomie definiert wird. Argument 
b) muss somit noch einmal neu definiert werden denn, 
Nudging ist am Ende ein Instrument der Standardökono-
mie und somit gilt:

1. Das Wort „rational“ bedeutet, dass Personen durch 
Nudging eine rationale ökonomische Entscheidung 
treffen, die in vielen Fällen immer noch mit dem 
Konzept des Homo oeconomicus in Verbindung 
gebracht wird.

2. Das selbst erklärte Interesse ist ein rein ökonomi-
sches Interesse und bedeutet am Ende nur, dass 
Menschen den größtmöglichen finanziellen Nutzen 
durch Nudging erreichen können. 

Green Nudging bedeutet aber, dass der unmittelbare 
Nutzen ein gesellschaftlicher ist und in zweiter Linie erst 
ein persönlicher, auch dann, wenn damit Internalitäten 
bekämpft werden könnten. Die Definition von Green Nud-
ging muss also in Punkt b) verändert werden. Ein Green 
Nudge ist somit:

a. ein Versuch das Urteilsvermögen, die Wahl oder 
das Verhalten von Menschen in einer vorhersehba-
ren Weise zu beeinflussen, 

b. der aufgrund psychologischer Erkenntnisse kogniti-
ver Grenzen, Voreingenommenheit, Routinen und 
Gewohnheiten in der individuellen und sozialen 
Entscheidungsfindung möglich ist, welche Men-
schen daran hindern, rational im öffentlichen Inte-
resse zu handeln,

c. und der funktioniert, indem sie diese Grenzen, Vor-
eingenommenheit, Routinen und Gewohnheiten 
als integrale Bestandteile solcher Versuche nutzt.

Ob der Grundgedanke des Nudging als Instrument zur 
Erhöhung der sozialen Wohlfahrt in dieser Art der Anwen-
dung noch vertreten ist, sollte somit ein wichtiger Teil der 
Forschung zu Green Nudging sein und durchaus kritisch 
betrachtet werden.

1.2 Wer „nudged“ in Europa?

Unter dem Begriff Nudging Units sind unterschiedliche 
Organisationsformen zusammengefasst, darunter fallen 
Arbeitsgruppen staatlicher Institutionen wie beispiels-
weise „Wirksam regieren“ der deutschen Bundesregierung 
aber auch „Insight Austria“ als Forschungsgruppe des Insti-
tuts für höheren Studien (IHS) in Österreich, welche durch 
die österreichische Bundesregierung etabliert wurde. Die 
grundlegende Aufgabe dieser Units ist es verhaltensöko-
nomische Erkenntnisse in die Politikpraxis zu integrieren. 
Die zunehmende Beschäftigung mit Nudging in der Politik 
lässt sich auch daran ablesen, dass in den letzten Jahren 
immer mehr sogenannte Nudging-Units in europäischen 
Ländern eingerichtet wurden. Zuvor hatte der amerikani-
sche Präsident Barack Obama bereits 2014 eine Nudging 
Unit in den USA gegründet, dessen Leitung von Cass R. 
Sunstein selbst übernommen wurde. Auch wenn die Ent-
wicklung in den USA medial den weitaus größeren Effekt 
hatte, so wurde die erste Nudging-Unit bereits 2010 unter 
David Cameron in Großbritannien gegründetSo zum Bei-
spiel das "Competence Centre on Behavioural Insights" 
der Europäischen Union, das sich mit der Integration von 
verhaltensökonomischen Erkenntnissen in EU-Strategien 
befasst und ein breites Feld von Politikbereichen abdeckt 
(European Commission 2022). Das Europäische Nud-
ging-Netzwerk (TEN) arbeitet daran, eine Datenbank mit 
Erkenntnissen über Verhaltensweisen aus großen, rando-
misierten Experimenten vor allem im europäischen und 
amerikanischen Kontext aufzubauen. Ein großer Teil der 
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Arbeit dieses Netzwerks besteht in der Erstellung verschie-
dener Leitlinien für politische Entscheidungsträger:innen 
zur Anwendung der Verhaltensökonomie (Observatory of 
Public Sector Innovation 2022). Im Vereinigten Königreich 
wurde 2010 das Behavioural Insight Team (BIT) gegründet, 
zu dessen Mitgliedern Richard Thaler gehört und das sich 
zu einer renommierten internationalen Organisation ent-
wickelt hat (Behavioural Insights Team 2022). In Dänemark 
wurde ebenfalls 2010 die gemeinnützige Organisation 
"Danish Nudging Network" gegründet, ein Netzwerk von 
Forscher:innen, Unternehmen, Organisationen und Politi-
ker:innen, die ein Interesse an der Nutzung und Entwick-
lung von Nudging haben (Danish Nudging Network 2021). 
Auch wenn die Bezeichnung Nudging Unit einen klaren 
Arbeitsauftrag suggeriert, so ist die Arbeit dieser Einheiten 
in den meisten Fällen eben nicht nur darauf beschränkt. 
Der überwiegende Teil ist mit der Aufgabe betreut, all-
gemeine verhaltensökonomische Ansätze zu etablieren, 
Nudging ist nur ein Teil davon. Die Nudging Unit der Euro-
päischen Kommission positionierte sich beispielsweise als 
Arbeitsgruppe, die das Leben von Menschen durch ver-
haltensbasierte Regulierung („Budge“) verbessern möchte 
(Baggio et al. 2021), die niederländische Nudging Unit 
beschreibt die Assoziation mit dem Begriff Nudging sogar 
als „unfair“ (Behavioural Insights Network Netherlands 
2023).

Europäische Union: Competence Centre on Behavioural 
Insights

Das Competence Centre on Behavioural Insights ist die 
Nudging Unit der europäischen Kommission, die seit 2016 
an verhaltensökonomischen Fragestellungen in EU Poli-
cies arbeitet. Aber schon viele Jahre zuvor beschäftigte 
sich die Europäische Kommission mit verhaltensökono-
mischen Aufgaben. Aus Gründen des Konsumtenschutzes 
wurde beispielsweise bereits 1997 das Rückgaberecht in 
Kraft gesetzt, um Personen die Möglichkeit einzuräumen 
nach Impulskäufen ihre Waren wieder zurückzugeben. 
Seit 2006 ist es Unternehmen die Lebensmittel verkaufen 
untersagt künstliche Bezugspunkte auf ihren Produkten 
anzugeben. Baggio et al. (2021) nennen als Beispiel dass 
ein Käse mit 20% Fett oft als 80% fettfrei verpackt wurde. 
Der Konsumentenschutz hatte somit bereits vor der Grün-
dung des Zentrums ein zentrale in der europäischen Poli-
tikgestaltung gespielt, sodass das Competence Centre 
on Behavioural Insights der Europäischen Kommission 
anfangs die alleinige Aufgabe hatte das Konsumverhalten 
der europäischen Bevölkerung zu analysieren und besser 
zu verstehen. Mit 2019 wurde das Zentrum autonomer 
nicht zuletzt deswegen, weil ein Eingreifen der EU auf 
legislativer Ebene nur in bestimmten Fällen gegeben ist 
(ebd.). Die Untersuchungsschwerpunkte sind dabei breit 
gefächert, Nudging ist, wenn überhaupt nur ein kleiner 
Teil davon. 

Zum Thema Energie werden vom Kompetenzzentrum vor 
allem Informationen bereitgestellt, wie Haushalte ihren 

Energiekonsum reduzieren können. Hier kommt auch Nud-
ging in Form von sozialen Normen oder Framing zum Ein-
satz. Beispielsweise wurde durch eine Studie festgestellt, 
dass Konsument:innen „eher das energieeffizienteste 
Gerät wählen, wenn das Energieetikett für Elektrogeräte 
eine Skala von A bis G anstelle von A+++ bis D“ bereitstellt 
(Competence Centre on Behavioural Insights 2023)

Vereinigtes Königreich: Das Behavioural Insights Team

Das Behavioural Insights Team (BIT) ist die erste europäi-
sche Nudging Unit und wurde bereits 2010 im Vereinigten 
Königreich gegründet. Eines der Gründungsmitglieder ist 
Verhaltensökonom Richard Thaler, welcher auch Autor 
des Buches „Nudge“ ist. Die Forschungsbereiche reichen 
von Finanzwissenschaft über Konsumverhalten, Bildung, 
Gesundheit bis hin zu Nachhaltigkeit (Behavioural Insights 
Team 2022). Mittlerweile hat das Unternehmen über 200 
Mitarbeiter:innen in über 50 Standorten auf vier Konti-
nenten. Seit 2014 ist die Gruppe ein unabhängiges Unter-
nehmen das dem britischen Cabinet Office, der Inno-
vationsstiftung Nesta und BIT-Mitarbeiter:innen gehört 
(Behavioural Insights Team 2023a). Eine der Hauptaufga-
ben dieser Einheit ist es große randomisierte Feldexperi-
mente durchzuführen, um Erkenntnisse über Verhaltens-
faktoren in unterschiedlichen nationalen und kulturellen 
Kontexten zu erfassen. Ihre Ergebnisse werden auf der 
einen Seite in Fachzeitschriften veröffentlicht, auf der 
anderen Seite werden sie in einfacher Sprache in Berich-
ten, Policy Leitfäden und einem Blog veröffentlicht, um so 
viele unterschiedliche Zielgruppen wie möglich erreichen 
zu können. Einer dieser Leitfäden ist der EAST-Rahmen, 
der 2014 vom Behavioural Insight Team (BIT) als Reaktion 
auf das wachsende Interesse an verhaltensökonomischen 
Erkenntnissen in der Politik geschaffen wurde. EAST steht 
dabei für vier grundlegende Handlungsprinzipien bei der 
Anwendung von Verhaltensanreizen in der Politik: Easy, 
Attractive, Social und Timely. Die Arbeitsbereiche des BIT 
sind dabei ähnlich breit gefächert wie die des Kompetenz-
zentrums der Europäischen Kommission.

Im Bereich Nachhaltigkeit beispielsweise, fokussiert sich 
das BIT darauf, gemeinsam mit politischen Entscheidungs-
träger:innen, NGOs und privaten Partner:innen Energie- 
und Wassereinsparungen zu fördern, nachhaltige Lebens-
stile zu unterstützen, die biologische Vielfalt zu schützen, 
den illegalen Handel mit Wildtieren zu bekämpfen und 
sauberes Wachstum und umweltfreundliche Geschäfts-
praktiken zu fördern (Behavioural Insights Team 2023b). 
Ein erst kürzlich erschienener Bericht befasst sich bei-
spielsweise damit wie verhaltensökonomische Ansätze 
dazu beitragen können, dass Gesellschaften sich zu einer 
„Net Zero Society“ entwickeln können (Park et al. 2023).

Deutschland: Wirksam Regieren

„Wirksam regieren“ wurde 2015 von der deutschen Bun-
desregierung ins Leben gerufen. Die Hauptaufgabe dieser 
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Einheit ist es die Bundesministerien, Länder und andere 
Behörden zu unterstützen. Im Vordergrund sollen dabei 
bürgerzentrierte Lösungen stehen damit politische Vorha-
ben erfolgreich umgesetzt werden. Diese Unterstützung 
besteht daraus politische Vorhaben aus Bürger:innenper-
spektive zu prüfen und somit realistische Bedingungen zu 
testen um eventuelle Probleme im Vorhinein bearbeiten 
zu können (Presse- und Informationsamt der Bundesre-
gierung 2023a). Die Einheit beschreibt sich selbst als Poli-
tiklabor, das wissenschaftliche Erkenntnisse in praktische 
Politik umsetzt.  Die Mitarbeiter:innen kommen aus den 
Disziplinen Psychologie, Bildungsforschung, Wirtschafts- 
und Rechtswissenschaften (Presse- und Informationsamt 
der Bundesregierung 2023b). Auch bei Wirksam Regieren 
ist das Themenfeld breit gefächert und reicht von Gesund-
heit über Digitalisierung bis hin zu Umweltaspekten. Aller-
dings sind die einzelnen Tätigkeitsfelder im Gegensatz 
zum BIT oder dem Kompetenzzentrum der Europäischen 
Kommission nicht näher beschrieben. Die veröffentlichten 
Publikation sind in der Regel Infobroschüren für Bürger:in-
nen zu Themen wie die „Patientensicherheit in Kranken-
häusern“ (vgl. Artinger et al. 2017) oder beispielsweise 
Forschungsberichte über das „Einsparpotential aus der 
Optimierung von Heizungsanlagen in Wohngebäuden“ 
(vgl. Beucker and Hinterholzer 2022).

Verhaltensökonomische Ansätze in Österreich: Insight 
Austria

Insight Austria ist eine Forschungsgruppe am Institut für 
Höhere Studien, die seit 2018 in Kooperation mit öffentli-
chen, aber auch privaten Akteur:innen daran arbeitet ver-
haltensökonomische Ansätze für österreichische Policies 
zu entwickeln. Die Schwerpunkte der Einheit liegt dabei 
auf der „Anwendung verhaltensökonomischer Konzepte 
auf Fragestellungen aller Art“ und dem „Design und Durch-
führung kausaler Wirkungsanalysen“ sowie der Durchfüh-
rung von Feldexperimenten. Die ersten großen Feldexperi-
mente dahingehend beschäftigten sich mit MINT, Littering, 
Recycling und Sparen (Insight Austria 2023).

2 Forschungsinteresse und Me-
thodik

2.1 Hintergrund und Begriffsdefinition

2013 wurde von Eldar Shafir das Werk „The Behavioral 
Foundations of Public Policy“ veröffentlicht, in welchem 
diverse Beispiele von verhaltensbasierter Politik darge-
stellt und diskutiert wurde. Allen voran die Notwendig-
keit des Einbeziehens von einem „realistischeren Ent-
scheidungsverhalten“ der Bevölkerung, um politische 
Strategien erfolgreich umzusetzen (siehe auch Allcott 
und Mullainathan 2010). Lehner et al. (2016) zeigen bei-

spielsweise auf, dass in letzter Zeit Anwendungen der 
Verhaltenswissenschaften und der Verhaltensökonomie, 
wie z. B. Nudging, politischen Entscheidungsträger:innen 
in verschiedenen Ländern und Sektoren geholfen haben, 
systematischer verhaltenswissenschaftliche Erkenntnisse 
in die Gestaltung und Umsetzung von Maßnahmen zu 
integrieren. Unter anderen werden dabei wissenschaftli-
che Erkenntnisse aus der Energieeffizienzpolitik analysiert 
und diskutiert, mit dem Ergebnis, dass Nudging in jedem 
Aspekt der Information zu Energieverbrauch und Energie-
nutzung anzuwenden ist. Um ein weiters Werk zu nennen, 
präsentieren Beckenbach und Kahlenborn 2017 mit „New 
Perspectives for Environmental Policies Through Behavio-
ral Economics“ ein Sammelwerk, dass sich mit dem Poten-
zial verhaltensökonomischer Ansätze für Umweltschutz-
strategien auseinandersetzt. Unter anderem präsentiert 
Daskalakis (2016) darin die Ergebnisse einer weltweiten 
Onlinebefragung von über 200 Wissenschaftler:innen 
aus dem Bereich ökologische Verhaltensökonomie so wie 
aus dem Bereich der Heterodoxen Sozialwissenschaft zu 
verhaltensökonomischen Ansätzen in der Umweltpolitik. 
Eines der Erkenntnisse dieser Untersuchung war beispiels-
weise dass fast fünfzig Prozent der Wissenschaftler:innen 
der ökologischen Ökonomie sowie ein Drittel der hetero-
doxen Sozialwissenschaftler:innen der Meinung zustimm-
ten, dass Green Nudging neue Möglichkeiten für die 
Gestaltung von Umwelt Policies eröffnet. 

Nudging kann also, bei richtiger Anwendung, als Teil der 
Lösung gesehen werden, um nachhaltigeren Konsum 
bei der Bevölkerung hervorzurufen (Sunstein and Reisch 
2016a; Schubert 2017; Mahoudiaux 2011; Pichert and 
Katsikopoulos 2008). Durch den zunehmenden Einfluss 
von verhaltensökonomischen Ansätzen in der öffentlichen 
sowie der Energiepolitik stellt sich die übergeordnete 
Frage, inwiefern Green Nudging ein zielführendes Instru-
ment, in der Bekämpfung der Klimakrise ist?

Durch eine systematische Untersuchung von Forschungs-
ergebnissen zu Green Nudges im Bereich der Energiepoli-
tik soll ein umfassender Überblick von Möglichkeiten und 
Grenzen des Nudging erstellt werden, um sich der Beant-
wortung dieser Frage zu nähern.

Eine breite Reihe der Untersuchungen zu Green Nudging 
beschäftigt sich mit der Anwendung von sogenannten 
Defaults2 und beschreibt dabei den Aspekt dass Haus-
halten damit der Umstieg auf erneuerbare Energiequel-
len erleichtert werden kann (Sunstein and Reisch 2016b, 
2016a). Ein zweiter wichtiger Punkt des Nudging in der 
Energiepolitik ist das Bereitstellen von Informationen über 
den eigenen Energiekonsum für die Verbraucher:innen. 
Dabei wird zwischen verschiedenen Aspekten unterschie-
den. Der erste Aspekt bezieht sich lediglich darauf einen 

2 Default, auch bekannt als Standardeinstellung: Wenn sich Men-
schen nicht aktiv entscheiden müssen, tritt meistens das voreinge-
stellte Ereignis ein. Durch die Trägheit von Menschen ist dies einer 
der effektivsten und einfachsten Nudges (Sunstein 2014).
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besseren Überblick über den eigenen Energieverbrauch 
zu bekommen, der vor allem über Echtzeitinformationen 
geschaffen werden kann. Die überwiegenden Arbeiten 
hierzu beschäftigen sich mit der Integration von Smart 
Metern und inwiefern die Information über Energiespar-
maßnahmen in Kombination mit regelmäßigen Angaben 
zum Energiekonsum zur Reduktion beitragen können (Nils-
son et al. 2018). Der zweite Aspekt beschäftigt sich mit der 
Anwendung von sozialen Normen3. Ein großer Teil der For-
schung in diesem Bereich fokussiert sich auf die Reduktion 
des Energiekonsums von Haushalten und basiert auf der 
Studie von Allcott (2011). Der dritte Aspekt der Informa-
tionsbereitstellung wird Framing oder Rahmungseffekte4   
genannt. Beispielsweise betonen Broman Toft et al. (2014) 
die Wichtigkeit des Framings für die Akzeptanz von Smart 
Grid Initiativen und auch Mogles et al. (2017) untersuchen 
wie beispielsweise ein besonders personalisiertes Feed-
back den Effekt auf den Energieverbrauch verändert.

2.2 Datenquellen und Auswahl der Stu-
dien

Die systematische Literatursuche dient zur Sammlung von 
relevanten Forschungsergebnissen zu Nudging im Bereich 
der Energie wird mithilfe einer Schlagwortsuche in der 
Datenbank Scopus durchgeführt. Die gesuchten Schlag-
worte können dabei in drei Kategorien eingeteilt werden. 
Kategorie 1 sucht nach den möglichen eingesetzten Nud-
ges, Schlagworte der Kategorie 2 beziehen sich auf das 
entsprechende Themenfeld bspw. Energie). Die Identi-
fizierung der Schlagworte erfolgte zum einen über Test-
suchen in Scopus und zum anderen über das Screening 
bereits vorhandener Literatur. Kategorie 3 bezieht sich auf 
die angewandte Methode in den gesuchten Artikeln. 

Um die Suche noch besser eingrenzen zu können und 
am Ende so wenig wie möglich eigenständig sortieren zu 
müssen wurden die Ergebnisse zuerst auf die Bereiche 
Environmental Science; Energy; Social Sciences; Enginee-
ring; Psychology; Business, Management and Accoun-
ting; Economics, Econometrics and Finance und Decision 
Sciences sowie auf alle europäischen Länder limitiert. 
Für die anschließende Auswertung wurde bereits bei der 
Suche nur nach quantitativen Experimenten gefiltert und 
ausschließlich veröffentlichte Artikel inkludiert; Working 
Papers sowie Konferenzbeiträge wurden nicht inkludiert. 
Anschließend wurden die Schlagworte5 die zur Kategorie 

3 Durch das Hervorheben des Verhaltens von relevanten Vergleichs-
gruppen (peer groups) wird das eigene Verhalten daran angepasst 
(Sunstein 2014).

4 Menschen können davon beeinflusst werden, wie Sachverhalte 
dargestellt werden. Insbesondere wenn Informationen anschaulich 
und prägnant formuliert werden, haben sie einen größeren Einfluss 
auf das Verhalten als statistische und abstrakte Darstellungen. Dazu 
gehört auch eine gewisse Verlustaversion; Menschen fürchten Ver-
luste mehr als sie Gewinne begrüßen (Sunstein 2014).

5 Die genannten Schlagwortkategorien sind aus einer vorgeschla-
genen Liste der Scopusdatenbank und konnten deshalb exkludiert 
werden.

Tier, Tierversuche oder zu medizinischen Bereichen gehö-
ren exkludiert. 

Im nächsten Schritt wurden die Ergebnisse der Suche 
exportiert und in einer ersten Runde der Titel sowie Abs-
tract der Artikel nach Relevanz gescreent. Die grundle-
gende Frage dieses Screenings war, inwiefern die Inhalte 
der Artikel aussagekräftige Ergebnisse hinsichtlich der 
Anwendung von Green Nudges liefern könnten und ob für 
eine weitere Analyse vergleichbare Daten vorhanden sind. 
Studien mit Nudges, die sich auf nachhaltigen Konsum im 
Allgemeinen fokussierten wurden nur inkludiert, wenn sie 
einen konkreten Bezug zur Energiepolitikaufweisen. 

Folgenden Kriterien wurden für die Aufnahme der Studien 
herangezogen:

• Die Studien wurden nach dem Erscheinen des 
Buches „Nudge“ im Jahr 2008 durchgeführt,

• Die Studien wurden in europäischen Ländern 
durchgeführt,

• Verwendung einer nicht monetären Intervention, 
um eine Verhaltensveränderung im Laufe der Zeit 
hervorzurufen,

•  Verwendung eines Forschungsansatzes, der die 
Wirkung der Intervention im Vergleich zu einer 
Kontrollgruppe misst,

• Die Verwendung einer Ergebnismessung entweder 
über selbstberichtetes oder beobachtet Verhal-
ten oder über die Messung des tatsächlichen Ver-
brauchs,

• Die Veröffentlichung der Studie in einer Fachzeit-
schrift.

Aufgrund des primären Ziels, die Wirksamkeit von Inter-
ventionen zu vergleichen, wurden Artikel mit einem rein 
theoretischen Zugang in diesem Screening exkludiert, 
da sie weder empirische Daten über den Erfolg liefern 
noch über Nebeneffekte der Nudges aufklären. Da die 
Ergebnisse der Untersuchung so gut wie möglich einen 
Querschnitt der Gesellschaft abbilden sollen, wurden 
hauptsächlich Studien miteinbezogen, die bei Haushalten 
angewendet wurden, Studien die nur in einem akademi-
schen Umfeld wie zum Beispiel in studentischen Wohnhei-
men durchgeführt oder als „Classroom Experiment“ ange-
legt wurden, wurden nicht inkludiert. Ebenfalls exkludiert 
wurden Studien, die im Rahmen eines Laborexperiments 
durchgeführt wurden, da sie nicht den Messungskriterien 
der Verhaltensänderung entsprechen. Falls Nebeneffekte 
bei den Experimenten auftraten, wurden diese ebenfalls 
in die Analyse integriert. 
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3 Green Nudging in der Ener-
giepolitik

3.1 Ergebnisse

Insgesamt wurden 1.463 Artikel im Bereich Energie begut-
achtet. Diese Artikel wurden aufgrund der in Kapitel 4 
angegebenen Stichworte sowie Limitierungs- und Aus-
schlusskriterien in Scopus gefunden. Trotz der großen 
Anzahl an Publikation wurde durch die Begutachtung der 
Artikel festgestellt, dass nur wenige den Kriterien entspra-
chen, die für eine weiter Auswertung notwendig waren. 
Schließlich konnten 17 Studien zur weiteren Analyse her-
angezogen werden. 

Aus den insgesamt 17 ausgesuchten Studien im Bereich 
Energie wurden mit insgesamt vier die meisten in Deutsch-
land durchgeführt. Die Schweiz sowie das Vereinigte 
Königreich haben jeweils drei Studien zu Energie-Nudges 
durchgeführt. Irland, Schweden und Österreich haben 
jeweils zwei Studien, Finnland eine Studie durchgeführt. 
Sechs der insgesamt 17 Studien basierten auf reinen Infor-
mations-Nudges (wobei eine Studie sich auf die Nebenef-
fekte von Informationen fokussierte), vier Interventionen 
behandeln Rahmungseffekte (Framing), drei Interventio-
nen soziale Normen und jeweils zwei Defaultänderungen 
sowie Selbstbindung. Alle inkludierten Studien wurden im 
Zeitraum zwischen 2013 und 2022 publiziert. 

3.1.1 Default 

Die Studien zu Green Defaults6 wurden zum einen von 
Ebeling and Lotz (2015) in Deutschland und zum anderen 
von Liebe et al. (2021) in der Schweiz durchgeführt. Wäh-
rend Ebeling und Lotz sich ausschließlich auf Haushalte 

6 Als Green Defaults werden Nudges bezeichnet bei welchen die 
Standardeinstellung (in der Regel die Opt-out Option) die umwelt-
freundliche Variante ist, beispielsweise beim Abschluss von Ener-
gieverträgen, so wie bei den zwei angeführten Studien. Bei einer 
Opt-in Option müssen sich die Kund:innen aktiv für die „grüne“ 
Energie entscheiden, da ein anderer Energiemix als Standardein-
stellung voreingestellt war. Bei der Opt-out Option war die „grüne“ 
Energie bereits als Standardeinstellung vorhanden.

(insgesamt 41.952) und ein Energieunternehmen kon-
zentrierten, haben Liebe et al. Haushalte (H) (insgesamt 
233.907) sowie klein und mittelständige Unternehmen 
(U) (insgesamt 8.772) von zwei unterschiedlichen Energi-
eunternehmen (folglich A und B) miteinbezogen. Ebeling 
und Lotz untersuchten in einem kurzen Zeitraum von vie-
reinhalb Wochen den Unterschied zwischen Opt-in- und 
Opt-out-Verträgen, während Liebe et al. sich darauf kon-
zentrierten, wie sich die Veränderung des Defaults von 
Opt-in zu Opt-out über mehrere Jahre hinweg auswirkte.  
Beide Studien konnten bestätigen, dass die Änderung des 
Defaults bei Energieverträgen zu einem signifikant erhöh-
ten Abschluss von umweltfreundlichen Energieverträgen 
führt (siehe Tabelle 1). 

Der Studienaufbau von Ebeling und Lotz (2015) unter-
scheidet sich in einigen Punkten von der Studie von Liebe 
et al. (2021). Ebeling und Lotz (ebd.) untersuchten in 
einem nur viereinhalb Wochen langen natürlichen Fel-
dexperiment7 den Unterschied zwischen zwei Angebotde-
signs eines Energieunternehmens8. Dafür wurde auf der 
Homepage des Unternehmens die Kund:innen willkürlich 
entweder dem einen oder dem anderen Design zuge-
ordnet, der Grundaufbau war dabei identisch. Demnach 
wurde den Besucher:innen der Homepage entweder die 
Opt-in-  oder die Opt-out-Varianten angezeigt. Schließlich 
wurde analysiert, wie viele der 41.952 Haushalte, die in 
diesem Zeitraum einen Vertrag mit dem teilnehmenden 
Unternehmen abgeschlossen haben, ihre Voreinstellung 
geändert oder beibehalten haben. 

In der Studie von Liebe et al. (2021) wurde nicht beide 
Varianten gleichzeitig, sondern ab einem Zeitpunkt nur 
noch die Opt-out-Variante angeboten. Es wurde also nicht 
auf den Unterschied der beiden Varianten, sondern auf die 
Wirkung des Defaults untersucht. Zusätzlich dazu wurde 
der Default nicht an neuer, sondern an der bereits beste-
henden Kundschaft getestet und folglich auch analysiert, 
ob Green Defaults einen langfristig anhaltenden Effekt 
oder Nebeneffekte aufweisen können. Als Nebeneffekt 

7 Die Besucher:innen der Homepage wurden nicht darüber infor-
miert, dass sie Teil eines Experiments sind

8 Leider gibt der Artikel keinen Aufschluss darüber, um welchen 
Energietyp es sich handelt. In der Regel wird green energy aber mit 
Ökostrom gleichgesetzt.

Tabelle 1:  Ergebnisse von Ebeling und Lotz (2015) sowie von Liebe et al. (2021) zu Defaultänderungen bei Energieverträgen. 



wurde auf Moral Licensing beim Stromverbrauch unter-
sucht. Dabei wurde festgestellt, dass die Veränderung im 
Konsum in Bezug auf den gesetzten Default nicht signifi-
kant ist und Moral Licensing nicht nachgewiesen werden 
konnte.

Sowohl die Studie von Ebeling and Lotz (2015) als auch die 
Studie von Liebe et al. (2021) konnten durch die Änderung 
des Defaults eine signifikante Erhöhung der Ökostromver-
träge feststellen. Aufgrund der recht langen Studiendauer 
der Untersuchung von Liebe et al. (ebd.) und die zusätz-
liche Messung des Energiekonsums der teilnehmenden 
Haushalte und Unternehmen, kann erst einmal darauf 
geschlossen werden, dass Defaults recht eindeutige posi-
tive Wirkungen haben können. 

3.1.2. Information über das eigene Verhalten zur 
Reduktion des Stromkonsums

Die meisten Studien, die in dieser Analyse untersucht wur-
den, fallen in die Kategorie Information. In der Regel ging 
es bei diesen Interventionen darum, den Teilnehmenden 
in regelmäßigen Abständen Information über den eige-
nen Stromverbrauch zukommen zu lassen. Der Effekt, der 
dadurch erwartet wird, ist dass die Personen durch detail-
lierte Informationen über den eigenen Verbrauch, das 
eigene Handeln in Bezug auf den Verbrauch analysieren 
und im Idealfall dann auch Reduktionsmaßnahmen tref-
fen. Die Ergebnisse solcher Studien werden in der nachfol-
gen Tabelle 2 kurz dargestellt und anschließend beschrie-
ben. 

Carroll et al. (2014) untersuchten in ihrem Experiment drei 
unterschiedliche Arten der Informationsbereitstellung in 

Irland. Eine Interventionsgruppe erhielt alle zwei Monate 
und eine Gruppe jeden Monat Informationen über den 
eigenen Stromverbrauch. Die dritte Gruppe erhielt Echt-
zeitinformationen über den aktuellen Verbrauch, die 
Kosten und Tarifinformationen über einen Smart Meter 
Display. Zusätzlich wurden Informationen zum gesamten 
Verbrauch im Abstand von zwei Monaten bereitgestellt. 
Zuvor wurden ein halbes Jahr lang die Energiedaten der 
Teilnehmenden ausgewertet, welche hauptsächlich über 
eine vorangegangene Befragung rekrutiert wurden. Auch 
nach dem Experiment wurde erneut eine Befragung 
durchgeführt. Gegenstand beider Befragungen war die 
Kenntnis über Energiesparmaßnahmen. Die Auswertung 
der Antworten ergab in Kombination mit der Intervention, 
dass die Interventionsgruppen ihre Kenntnis über Energie-
sparmaßnahmen um 8,9 Prozent höher bewerteten, nach-
dem das Experiment durchgeführt wurde.

Auch Nilsson et al. (2014) beschäftigten sich in ihrem 
Experiment mit Smart Metern. Ihre Untersuchungen in 
Schweden wurden in einem Zeitraum von ca. sechs Mona-
ten durchgeführt. Dabei wurde untersucht inwiefern die 
Bereitstellung von Informationen über In-Home-Displays 
(IHD), den Energiekonsum verändern. Das IHD stellte den 
Teilnehmenden Informationen über den eigenen Ver-
brauch am jeweiligen Tag, in der letzten Woche sowie 
des letzten Monats bereit. Zusätzlich wurden geschätzte 
Daten über die Kosten und verursachten Emissionen 
bereitgestellt. Die ersten zwei Monate wurde der Energie-
verbrauch aller partizipierender Haushalte gemessen. Im 
dritten Monat wurde ein Fragebogen zur Einschätzung des 
eigenen Konsumverhaltens und Informationen über Ener-
giesparmaßnahmen an alle Haushalte verteilt. Die zwei 
darauffolgenden Monate wurde der Interventionsgruppe 

Tabelle 2:  Ergebnisse zu Interventionen durch Informationsbereitstellung über den Verbrauch von Haushalten.  
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Informationen über das IHD gesendet. Im letzten Monat 
des Experiments wurde erneut ein Fragebogen verteilt. 
Das Ergebnis der Studie lieferte keine signifikante Verän-
derung des Energiekonsums. 

Auch bei der Studie von Schleich et al. (2017) standen 
Smart Meter im Vordergrund. Allerdings war die Installa-
tion des Smart Meters der Basispunkt der Untersuchung, 
konkret bedeutet dies, dass die Kontrollgruppe nur den 
Smart Meter besaß, während die Interventionsgruppe 
zusätzliche Informationen über den eigenen Verbrauch 
erhalten hat. Diese konnte sich entscheiden, ob sie das 
Feedback über ein Web-Portal oder per Post erhalten 
möchten. Das Feedback bestand aus Informationen über 
den Verbrauch, der auf Stundenbasis, wöchentlich und 
monatlich dargestellt werden konnte. Im Web-Portal 
konnte man zusätzlich herausfinden welchen potenziel-
len Anteil Haushaltsgeräte, wie beispielsweise Kühl- oder 
Gefrierschränke, am gesamten Energiekonsum haben 
können. Das Feedback per Post wurde ein Mal im Monat 
verschickt, das Web-Portal war jederzeit zugänglich. 
Zusätzlich zum Feedback wurde allen Proband:innen Ener-
giespartipps bereitgestellt. 

Sowohl Carroll et al. (2014) als auch Schleich et al. (2017) 
konnten einen positiven Effekt feststellen. Während bei 
Carroll et al. (2014) die Bereitstellung von monatlicher 
Information einen Effekt von 2,9 Prozent täglicher Einspa-

rung erzeugte, führte die Intervention durch die Smart 
Meter zu einem Effekt von 2,1 Prozent Einsparung. Die 
Bereitstellung der Verbrauchsinformation im zweimona-
tigen Rhythmus lieferte dabei eine nicht signifikante Ver-
änderung von 0,4 Prozent. Schleich et al. (2017) konnten 
einen Effekt von fünf Prozent Einsparung bei der Interven-
tionsgruppe im Vergleich zur Kontrollgruppe feststellen. 
Der Effekt änderte sich über den Zeitraum der Studie nicht. 

Die Untersuchung von Nilsson et al. (2014) bliebt jedoch 
ohne ein signifikantes Ergebnis. Da allerdings nur insge-
samt sechs Monate, davon drei Monate vor Intervention 
und zwei Monate während der Intervention gemessen 
wurde, könnte vermutet werden, dass das Ergebnis auf-
grund der Untersuchungszeit zustande gekommen ist und 
ein Effekt möglicherweise verzögert eingesetzt hätte.

3.1.3. Informationen über den Wärmeverlust des 
Wohngebäudes

Die Untersuchungen von Goodhew et al. (2015;2021) 
fokussieren sich auf den Effekt von thermischen Bildern 
der eigenen Gebäude auf das Konsumverhalten von Haus-
eigentümer:innen. Die erste Studie aus Goodhew et al. 
(2015) verglich dabei zwei unterschiedliche Interventio-
nen. Zum einen wurden Haushalten Informationen über 
den eigenen ökologischen Fußabdruck, also verursachte 
CO2 Emissionen durch den eigenen Konsum, bereitge-

Tabelle 3:  Informationen mittels Wärmebildkamera. Studien von Goodhew et al. (2015; 2021) im Vereinigten Königreich. 
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stellt. Auf der anderen Seite wurden Haushalten zusätz-
lich Fotos des eigenen Gebäudes beigelegt, die mit einer 
Wärmebildkamera aufgenommen wurden. Dort konnte 
festgestellt werden, dass durch die Intervention ca. 14,3 
Prozent Emissionen eingespart werden konnten. Des Wei-
teren wurde festgestellt, dass manche der Maßnahmen, 
die zur Einsparung ergriffen wurden, einen klaren Zusam-
menhang mit den Informationen hatten, die durch die 
Wärmebilder bereitgestellt wurden, wie beispielsweise 
das Dämmen der Fenster oder schließen der Vorhänge. 
Die Gruppe, die Informationen über die eigens verur-
sachten Emissionen erhielten, führten zwar Maßnahmen 
durch, der Einsparungseffekt war aber nicht signifikant im 
Vergleich zur Kontrollgruppe. Die zweite Studie die in Goo-
dhew et al. (2015) beschrieben wurde, war eine Folgestu-
die des ersten Versuchs. Dabei wurde verglichen welchen 
Effekt Wärmebilder der Außenfassade und des Innenbe-
reichs plus eines Energieberichts des Hauses haben, im 
Vergleich zur Kontrollgruppe, die nur einen Energiebericht 
erhielt. Gemessen wurde dabei nicht die Reduktion des 
Verbrauchs in kWh oder Emissionen, sondern in getätig-
ten Maßnahmen, wie beispielsweise die Sanierung des 
Wohnhauses. So wurden zum Beispiel am häufigsten Maß-
nahmen ergriffen, die vor Zugluft schützen (42 Haushalte) 
oder es wurde der Dachboden isoliert (29 Haushalte). 
Generell konnte festgestellt werden, dass die Haushalte 
in der Interventionsgruppe im Schnitt 1,07 Maßnahmen, 
Haushalte der Kontrollgruppe 0.73 Maßnahmen ergriffen.

Die Studie von Goodhew et al. (2021) versuchte über 
Wärmebilder und der Information zu Fördermöglichkei-
ten zur Isolierung von Gebäuden, Eigentümer:innen dazu 
zu bewegen, ihre Häuser zu sanieren. Hierzu wurden ins-
gesamt 4.742 Haushalte in drei Gruppen eingeteilt und 
unterschiedliche Informationen postalisch zugestellt. Die 
Kontrollgruppe erhielt einen Brief über Fördermöglich-
keiten zur Sanierung, die zweite Gruppe erhielt densel-
ben Brief und zusätzlich ein Wärmebild eines nicht iso-
lierten Hauses. Die dritte Gruppe erhielt den Brief und 
jeweils eine Wärmebild eines isolierten und nicht isolier-
ten Gebäudes. Durch die relativ niedrige Rücklaufquote 
von nur 1,6 Prozent konnte leider keine Aussage darüber 
getroffen werden, inwiefern die Intervention Wärmebild 
erfolgreich war oder nicht. 

Das Studiendesign dieser Untersuchungen unterscheidet 
sich zu den anderen Informationsnudges vor allem darin, 
dass zum einen nur Hauseigentümer:innen in dieser Stu-
die inkludiert wurden (die auch in ihrem Eigentum woh-
nen) und zum anderen, dass nicht darauf abgezielt wurde 
durch die Bereitstellung von Informationen das Verhalten 
in Bezug auf den Stromkonsum zu verändern. Durch die 
Bereitstellung von Informationen wurden die Proband:in-
nen dazu bewegt Sanierungsmaßnahmen zu ergreifen die 
langfristig dazu führen dass das Gebäude weniger energi-
eintensiv beheizt werden muss. Angesichts der Ergebnisse 
von Goodhew et al. (2015) ist diese Intervention auf den 
ersten Blick durchaus vielversprechend.

3.1.4. Selbstbindung – eigene Ziele definieren

Sowohl Wemyss et al. (2018) als auch Wemyss et al. 
(2019) beschreiben dieselbe Studie aus zwei Städten in 
der Schweiz, allerdings unterschiedliche Aspekte davon. 
Wemyss et al. (2018) fokussierten sich auf die Effekte 
bzw. die Reduktion im Stromverbrauch während der Inter-
vention. Dabei wurden zwei unterschiedliche Gruppen 
untersucht. Zum einen wurde analysiert, inwiefern ein 
gemeinsam (kollaborativ) gesetztes Ziel (hier 10 Prozent 
Einsparung) im Vergleich zu einem (kompetitiven) Grup-
penvergleich (hier könnte man auch von sozialen Normen 
sprechen) wirkt. Für diese Studie wurde eine App entwi-
ckelt, die den Interventionsgruppen (kollaborativ oder 
kompetitiv) Informationen über den Stromverbrauch zur 
Verfügung stellte9. Die konkurrierenden Gruppen, aus 
zwei unterschiedlichen Städten, konkurrierten gegenein-
ander um die meisten Stromeinsparungen. Die kollabora-
tive Teams, sind unabhängig voneinander und haben das 
gleiche kollektive Ziel von zehn Prozent Stromeinsparung 
Vergleicht man die Auswirkungen der beiden Gruppen 
miteinander (siehe Tabelle 4), so hat keine das 10 %-Ziel 
ganz erreicht, alle hatten jedoch erhebliche Einsparungen. 
Die durchschnittliche Veränderung des Stromverbrauchs 
in den kompetitiven Gruppen (8,73 Prozent) war sehr 
ähnlich wie der Durchschnitt der kollaborativen Gruppen 
(8,07 Prozent).

9 Die spielerische Vermittlung von Informationen über Computer 
oder Handy Apps wird auch Gamefication genannt.

Tabelle 4:  Studien von Wemyss et al. (2018;2019) zu Selbstbindung als Hilfe zur Reduktion des Energieverbrauchs von Haushalten. 
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In Wemyss et al. (2019) gehen die Autor:innen darauf ein, 
ob die Maßnahmen, welche die Gruppen in der genann-
ten Studie ergriffen haben, auch nach dem Experiment 
weitergeführt wurden und durch die Interventionen 
ein langfristiger Einsparungseffekt verzeichnet werden 
konnte. Im Verlauf des Jahres konnten nicht mehr alle 
Daten der Teilnehmenden der Studie herangezogen wer-
den, wodurch sich die Stichprobe etwas verringerte. Um 
einen langfristigen Effekt feststellen zu können, wurde ein 
Jahr später in den gleichen drei Monaten wie in der Studie 
zuvor, der Energiekonsum der unterschiedlichen Gruppen 
gemessen. Wie in Tabelle 4 dargestellt, ist sichtbar, dass 
sich der Konsum der Kontrollgruppe nicht veränderte, der 
Effekt der beiden Interventionsgruppen aber gesunken ist.

Die Ergebnisse der Untersuchungen liefern ein vielver-
sprechendes Ergebnis, auch wenn die zehn Prozent Ein-
sparung nicht ganz erreicht wurde. Die Tatsache, dass 
auch ein Jahr nach der Intervention nach wie vor ca. fünf 
Prozent Energie gespart wird, lässt darauf schließen, dass 
Selbstbindung als Intervention ein sehr wirksames Instru-
ment sein kann. 

3.1.5. Soziale Normen zur Reduktion des Strom-
konsums

Drei ausgewählten Studien fokussierten sich auf den Effekt 
von sozialen Normen10.  Sowohl Harries et al. (2013) als 

10 In der Regel wird bei der Anwendung von sozialen Normen das 
eigene Handeln in Relation zu den Umweltauswirkungen oder zum 

auch Kažukauskas et al. (2021) untersuchten dabei den 
Einfluss auf den Stromverbrauch von Haushalten. Wäh-
rend Harries et al. (2013) zwei unterschiedliche Feed-
backsysteme und eine Kontrollgruppe an insgesamt 316 
Haushalten im Vereinigten Königreich verglichen, unter-
suchten Kažukauskas et al. (2021) den Einfluss von nur 
einer Intervention (auf 525 Haushalte in Schweden), dafür 
wurde aber auch der Einfluss auf den Wasserverbrauch 
untersucht. 

Kažukauskas et al. (2021) untersuchten zunächst den 
Strom- sowie Wasserverbrauch der teilnehmenden Haus-
halte, um auch die jahreszeitenbedingten Veränderungen 
in ihre Analyse zu integrieren. Nach 12 Monaten wurden 
den Interventionsgruppen (Wasser oder Strom) mitgeteilt, 
dass sich das Design ihrer Displays geändert hat. Zuvor 
konnten diese nur den Verbrauch der letzten 24 Stun-
den sowie den aktuellen Verbrauch in Zahlen anzeigen. 
Für die Interventionsgruppen wurde fortan der gesamte 
Strom- oder Wasserverbrauch seit Mitternacht, der durch-
schnittliche Verbrauch der letzten sieben Tage sowie der 
durchschnittliche Verbrauch von Haushalten mit ähnlicher 
Größe über das Display mitgeteilt. Für die Interventions-
gruppe Wasser wurde beim Verbrauch zusätzlich zwischen 
Kalt- und Warmwasser unterschieden. Zusätzlich wurde 
zur Beurteilung des Verbrauchs der Interventionsgruppe 
Strom ein Icon angezeigt, dass je nach Verbrauch einen 
Daumen nach oben oder nach unten zeigte. 

Handeln Anderer gesetzt. Durch diesen Vergleich wird eine Verhal-
tensänderung induziert.

Tabelle 5:  Ergebnisse von Harries et al (2013), Kažukauskas et al. (2021) und Ruokamo et.al. (2022) zu Interventionen durch 
soziale Normen zur Energiereduktion.   
aDie 10 Prozent Einsparung wurden nur in den Wintermonaten gemessen. Auf das Jahr gerechnet, wurde keine signifikante 
Veränderung im Verbrauch festgestellt. 
bDieser Effekt konnte erst nach elf Monaten am Ende des Experiments im November festgestellt werden.
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Harries et al. (2013) untersuchten bei ihrer 18 Wochen 
langen Studie zuerst zwei Wochen lang den Stromver-
brauch der teilnehmenden Haushalte vor den Interventio-
nen, um so einen Vergleichswert für die mögliche Reduk-
tion zu erhalten. Während den anderen 16 Wochen wurde 
untersucht, wie oft die Teilnehmenden die Daten zu ihrem 
Verbrauch anschauten, sowie zwischen zwei Stichtagen 
(von Woche 8 bis Woche 17) die Verbrauchsdaten der Teil-
nehmenden abgerufen. Die Intervention bestand daraus, 
dass die Teilnehmenden entweder eine Grafik über ihr 
Smartphone oder eine Homepage herunterladen konn-
ten. Darin enthalten war ein Graph der Aufschluss über 
den Verbrauch des vorherigen Tages, des aktuellen Tages, 
der letzten sieben Tage und den Verbrauch seit Beginn der 
Studie gab. Die Interventionsgruppe, die zusätzliche Infor-
mationen über den Konsum der Nachbarschaft bekam, 
erhielt dafür Daten über den durchschnittlichen Strom-
verbrauch anderer Haushalte in der Umgebung, sowie 
über den Verbrauch von 20 Prozent der Haushalte, die den 
geringsten Konsum vorwiesen. Ausgehend vom tatsächli-
chen Verbrauch dieser Gruppe wurden zusätzliche Aussa-
gen über deren Verbrauch inkludiert. Je nachdem ob der 
Verbrauch über, knapp bzw. weit unter dem Durchschnitt 
oder unter den besten 20 Prozent lag, wurde dies als Kom-
mentar eingefügt. 

Auch die Studie von Ruokamo et al. (2022) aus Finnland 
wurde als randomisierte Kontrollstudie angelegt. Durch 
die Zusammenarbeit mit einer Onlineplattform wurden 
Teilnehmende zuerst in zwei Kategorien eingeteilt. Die-
jenigen, die bereits bei der Onlineplattform registriert 
sind und diejenigen die es nicht sind. Die registrierten 
User:innen (N=393) wurden randomisiert entweder in 
die Kontrollgruppe (keine Intervention), in die Energie-
spartipp-Gruppe (Newsletter) oder in die Gruppe soziale 
Norm plus Energiespartipps eingeteilt. Die nicht registrier-
ten User:innen (N=298) konnten nicht in die soziale Norm 
Gruppe eingeteilt werden, da diese über das Onlinepor-
tal geliefert wurden. Somit teilte man diese entweder der 
Kontrollgruppe oder der Gruppe Energiespartipps zu. Für 
die weitere Untersuchung wurde folglich zwischen den 
Kontrollgruppen registrierter und nicht registrierter Nut-
zer:innen unterschieden, ebenso bei den Gruppen Ener-
giespartipps. Wie aus Tabelle 5 hervorgeht, konnte bei 
zwei Gruppen zwar ein Effekt festgestellt werden, diese 
aber nur auf monatlicher Basis und zu niedrigen Tempe-
raturen. Im jährlichen Vergleich waren alle Interventionen 
statistisch nicht signifikant. 

Die Anwendung von sozialen Normen hat in allen drei 
Studien einen signifikanten Effekt erreicht. Während Har-
ries et al. (2013) und Kažukauskas et al. (2021) über die 
gesamte Dauer ihrer Studien einen signifikante Effekt 
feststellen konnte, so war bei Ruokamo et al. (2022) das 
Ergebnis nur während eines Wintermonats signifikant. 
Allerdings betrug bei Harries et al. (2013) die Messung des 
Verbrauchs ohne Intervention nur zwei Wochen, somit ist 
der Vergleichsrahmen im Vergleich zu den beiden anderen 
Studien relativ klein. 

3.1.6. Framing – Rahmungseffekte

Unter Framing (Rahmungseffekte) versteht man in der 
Verhaltensökonomie ein Merkmal eines Nudges das dar-
auf spezialisiert ist Menschen auf eine bestimmte Art und 
Weise Informationen aufzubereiten. Zum Beispiel kann 
man im Falle von Green Nudges für den Energiekonsum 
auf der anderen Seite die finanziellen Einsparungen durch 
einen verringerten Konsum oder aber die Einsparungen an 
Emissionen darstellen. Genauso kann ein Nudge mit Rah-
mungseffekten bei der oben genannten Verlustaversion 
ansetzen. Von den insgesamt vier ausgesuchten Studien 
untersuchten drei den Unterschied zwischen finanzieller 
und umweltbezogener Darstellung, eine Studie unter-
suchte Verlustaversion als Framing Merkmal. Wiederum 
drei Studien wurden in Deutschland durchgeführt, eine 
Studie in Österreich.

Die Studie von Steinhorst and Klöckner (2018) wurde in 
Deutschland durchgeführt. Die insgesamt 657 Studien-
teilnehmer:innen wurden randomisiert entweder einer 
Kontrollgruppe oder der Interventionsgruppe mit finan-
ziellem Framing oder dem Umweltframing (CO2 Einspa-
rung) zugeteilt. Zuvor wurde zwei Jahre lang der Strom-
verbrauch der Teilnehmenden beobachtet und somit ein 
durchschnittlicher Stromverbrauch als Vergleichswert 
berechnet. Die Interventionen selbst wurden dann neun 
Monate durchgeführt und auch danach wurde zwei Jahre 
lang der Stromverbrauch der Haushalte analysiert, um 
einen anhaltenden Effekt überprüfen zu können. Beide 
Interventionstypen erzielten eine Reduktion des Konsums, 
jedoch konnte kein Langzeiteffekt festgestellt werden. 

Die Studie von Azarova et al. (2020) wurde ebenfalls als 
randomisierter Kontrollversuch angelegt. Sie untersuchten 
inwiefern sich finanzielles Framing, altruistisches Framing 
oder kollaboratives Framing auf den Energiekonsum aus-
wirkte. Auch hier wurden zuvor Durchschnittswerte des 
Konsums aufgrund des vorherigen Verbrauchs berechnet. 
Während Steinhorst und Klöckner (2018) untersuchten, 
inwiefern sich die unterschiedliche Informationsaufberei-
tung auf den gesamten Energiekonsum auswirkte, stellten 
Azarova et al. (2020) sich die Frage, inwiefern diese Infor-
mationen sich auf Nachfragespitzen im Energiekonsum 
auswirken und welche Folgen dies für andere Uhrzeiten 
hat. Während sie für das altruistische sowie kollaborative 
Framing so gut wie keinen Unterschied feststellen konn-
ten, so war der Einsparungseffekt des finanziellen Framing 
während der Nachfragespitze zwar signifikant, jedoch ver-
lagerte sich der Spitzenkonsum der Haushalte auf spätere 
Uhrzeiten und führte ultimativ dazu, dass sie ihren Kon-
sum am Ende im Durchschnitt sogar etwas erhöhten.

Das Studiendesign von Ghesla et al. (2020) unterschei-
det sich in mehreren Punkten zu den anderen. Bei die-
ser Studie wird untersucht inwiefern die Darstellung der 
Einsparung als Gewinn oder Verlust für die Umwelt einen 
unterschiedlichen Effekt auf den Energiekonsum hat. 
Zwar wurde auch hier eine randomisierte Kontrollstu-



33Vol. 49(1) | 2023 | Der öffentliche Sektor – The Public Sector

Zwischen Freiwilligkeit und Effektivität: Die Potenziale und Grenzen von Green Nudging

die durchgeführt, jedoch war der Referenzpunkt für den 
durchschnittlichen Stromverbrauch nicht der vorange-
gangene Jahresverbrauch der teilnehmenden Haushalte, 
sondern eine einmonatige Messung kurz vor Interven-
tionsbeginn. Die Intervention selbst unterscheidet sich 
auch deshalb von den anderen drei Studien, da sie nicht 
den Unterschied von finanziellem zu umweltbedingtem 
Framing untersucht, sondern zwei unterschiedliche Arten 
das Umweltframing. Auf der einen Seite werden Gewinne 
für die Umwelt durch die Einsparung dargestellt, auf der 
anderen Seite Verluste für die Umwelt durch die Nichtein-
sparung. Wie in Tabelle 13 ersichtlich, konnte ein Unter-
schied zwischen den beiden Interventionen festgestellt 
werden. Über die Langfristigkeit konnte aufgrund der kur-
zen Studiendauer keine Aussage getroffen werden.

Die kürzlich veröffentlichte Studie von Andor et al. (2022) 
aus Deutschland wurde als randomisiertes Feldexperi-
ment in Kooperation mit zwei unterschiedlichen Energie-
versorgern durchgeführt. Dabei wurden über zwei Jahre 
insgesamt 123.000 Haushalte untersucht. Eines der Unter-
nehmen operiert dabei national (Unternehmen A), das 
andere ist ein kleineres regionales Energieunternehmen, 
das hauptsächlich Kund:innen aus dem ländlichen Raum 
hat (Unternehmen B). Vorab wurde der jährliche Energie-

verbrauch der teilnehmenden Haushalte gemessen und 
ausgewertet. Insgesamt wurden drei unterschiedliche 
Interventionen getätigt. Durch die kleine Stichproben-
größe bei Unternehmen B, wurden dort nur zwei der drei 
Interventionen angewendet. Ähnlich wie bei Steinhorst 
and Klöckner (2018) wurden die Informationen einmal 
finanziell, als monetäres Sparpotenzial, und einmal öko-
logisch, als Einsparung von CO2 Emissionen bereitge-
stellt. Die dritte Intervention, die nur bei Unternehmen A 
angewandt wurde, war eine Kombination des finanziellen 
und ökologischen Framings. Das Ergebnis der Studie ist in 
Tabelle 6 zusammengefasst. Während kein signifikanter 
Unterschied zwischen den unterschiedlichen Interventio-
nen festgestellt werden konnte, so war der Einsparungsef-
fekt bei Unternehmen B signifikant und somit auch höher 
als bei Unternehmen A. Nach Beendigung der Interven-
tion wurden die Haushalte für ein weiteres Jahr beobach-
tet. Dabei konnte festgestellt werden, dass der Effekt bei 
Unternehmen B zwar anhielt, sich aber um ca. 27 Prozent-
punkte verringerte. Zusätzlich wurde herausgefunden, 
dass Haushalte deren Verbrauch überdurchschnittlich 
hoch war auch den höchsten Einsparungseffekt erzeugten.

Die angeführten Studien liefern ein unterschiedliches Bild 
über die Effizienz von Rahmungseffekten. Es scheint aber 

Tabelle 6:  Studien zu Rahmungseffekten und deren Auswirkungen auf den Energiekonsum von Haushalten. 



34 Der öffentliche Sektor – The Public Sector | 2023 | Vol. 49(1)

Anna Franziska Kalhorn

die Tendenz da zu sein, dass umweltbezogene Informati-
onen einen Effekt auf den Energiekonsum haben, da alle 
drei Studien, die diese Art des Framing eingesetzt haben, 
damit auch signifikante Effekte erreichen konnten.

3.1.7. Nebeneffekte von Informationen zum eige-
nen Energiekonsum

McCoy and Lyons (2017) untersuchten in ihrer Studie das 
Konsum- und Investitionsverhalten von Haushalten in 
Irland, die unter anderem mit Smart Metern ausgestattet 
sind. Dabei fokussierten sie sich nicht nur auf den Ener-
giekonsum der Haushalte selbst, sondern darauf welche 
Nebeneffekte auftreten. Als Grundlage ihrer Untersu-
chung zogen sie Daten einer nationalen Studie aus 2011 
heran. In dieser Studie (CER 2011) wurden drei Interventi-
onen mit einer Kontrollgruppe verglichen. Die erste Inter-
ventionsgruppe erhielt alle zwei Monate eine Information 
über den Energieverbrauch, die zweite Gruppe erhielt 
monatlich dieselbe Information, die dritte Gruppe erhielt 
wiederum alle zwei Monate eine Abrechnung plus Infor-
mationen zum Energieverbrauch über einen Smart Meter. 
Alle Gruppen reduzierten ihren Verbrauch, Gruppe drei 
allerdings am stärksten. Aufgrund den in der Studie zu 
Verfügung gestellten Daten berechneten die beiden Wis-
senschaftler nun die Investitionstätigkeit der Haushalte in 
Energiesparmaßnahmen vor und während der Teilnahme 
an der Studie. Für die Interventionsgruppen war es zwi-
schen 23 Prozent und 28 Prozent weniger wahrschein-
lich, während des 12-monatigen Versuchszeitraums eine 
Energiesparmaßnahme zu ergreifen als für die Kontroll-
gruppe. Somit wurde zwar das Verhalten der Haushalte 
beim direkten Konsum verändert, gleichzeitig wurden 
aber weniger Investitionen getätigt, die den Verbrauch 
der Haushalte langfristig niedrig halten könnten, wie etwa 
eine thermische Sanierung oder Dämmung der Außenfas-
sade. Ob dieses Verhalten auf Moral Licensing oder Pri-
ming als Nebeneffekt zurückzuführen ist, konnte in dieser 
Studie nicht beantwortet werden. 

3.2 Zusammenfassung

Aus den insgesamt 17 Energiestudien berichteten ca. 40 
Prozent von erfolgreichen, 35 Prozent von teilweise erfolg-
reichen und 24 Prozent von nicht erfolgreichen Anwen-
dungen, dabei variierten die Stichprobengrößen stark von 
40 bis zu 200.000. Ob eine Studie als erfolgreich eingestuft 

wird, sagt in diesem Fall nur aus, dass eine statistisch sig-
nifikante Veränderung beobachtet werden konnte, jedoch 
nicht wie hoch diese Veränderung war. Über ein langfris-
tiges Bestehen (mindestens ein Jahr) der positiven Effekte 
der berichteten insgesamt 18 Prozent der Studien, sechs 
Prozent berichteten von teilweise vorhandenen langfris-
tigen Effekten (immer noch statistisch signifikant, aber 
kleinere Effektgröße). Wiederum 18 Prozent von nicht 
anhaltenden Effekten und 59 Prozent der Studien mach-
ten dazu keine Angaben (siehe Abbildung 1). Des Weite-
ren beobachteten zwei Studien zum Energieverbrauch 
Nebeneffekte.

Der recht hohe Anteil an erfolgreichen Nudges bestätigt 
auch die Ergebnisse anderer Untersuchungen (die nicht 
den Auswahlkriterien entsprachen) zu Green Nudges 
(Lehner et al. 2016; Bergquist et al. 2017; Bolderdijk et 
al. 2013; Bamberg 2006). Daraus lässt sich in erster Linie 
schließen, dass das Instrument größtenteils dazu beiträgt 
den Energiekonsum von Haushalten zu senken. Allerdings 
ist auch hierbei anzumerken, dass aufgrund der zu kleinen 
Stichprobe, weder über die langfristige Effektivität noch 
über das Zusammenspiel mit anderen Konsummustern 
sowie negative oder positive Spillover-Effekte, eine ein-
deutige Aussage getroffen werden kann. Diese Erkenntnis 
lässt sich beispielsweise in die Untersuchungen von Liebe 
et al. (2018) einordnen. Die bereits angesprochene Kritik 
der fehlenden Validität der Ergebnisse ist unter anderem 
auch den noch zu wenig durchgeführten Langzeitstudien 
zuzuschreiben (Gigerenzer 2015). Während Ghesla et al. 
(2019) beispielsweise positive Spillover-Effekte bei pro-so-
zialen Defaults feststellten, so kamen Schultz et al. (2007) 
zu dem Ergebnis, dass Nudges zum Energieverbrauch bei 
Haushalten auch zu negativen Spillover-Effekten führte. 
Demnach haben Haushalte mit ohnehin geringem Ener-
gieverbrauch durch den Nudge mehr Energie verbraucht 
als zuvor. Tiefenbeck et al. (2013) kamen zu dem Ergebnis, 
dass Nudging zu Moral Licensing führen kann. Sie identifi-
zierten die Problematik, dass Haushalte, die ihren Wasser-
verbrauch minimierten, ihren Stromverbrauch steigerten. 
Und auch die angeführte Studie von McCoy and Lyons 
(2017) konnten feststellen dass der eingesetzte Nudge 
dazu führte, dass Haushalte im Schnitt bis zu einem Viertel 
weniger klimafreundliche Investitionen im Energiebereich 
tätigten als Haushalte in ihrer Kontrollgruppe. 

Diese Analyse bietet nur einen kleinen Einblick in Untersu-
chungen zu Nudging im Energiesektor. Zum einen deswe-

Tabelle 4:  Ergebnisse der Studie von McCoy und Lyons (2017) zu Nebeneffekten von Informationen zum eigenen Konsum.  
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gen, weil nur Publikationen nach 2008 integriert wurden 
und zum anderen auch deswegen, weil die Suche räumlich 
auf Europa beschränkt wurde. Dies bedeutet somit auch, 
dass Nudging auch bereits vor der Publikation von Sunstein 
und Thaler angewendet wurde, der Begriff allerdings erst 
2008 so wirklich eingeführt wurde. Des Weiteren sollte 
hier noch einmal erwähnt werden, dass aufgrund der rela-
tiv engen Eingrenzung durch die vorgegebenen Suchkrite-
rien, möglicherweise nicht alle Studien integriert wurden, 
die sich mit der gesuchten Thematik beschäftigten.

4 Effektivität und Kosteneffizienz 
von Nudges

4.1 Effektivität und erzeugte Effekte

Aus dieser bibliometrischen Untersuchung geht hervor, 
dass Nudging als Instrument je nach Ausgestaltung sehr 
unterschiedliche Auswirkungen haben kann. Es wird zwi-
schen zwei übergeordneten Nudging Kategorien unter-
schieden: Defaults und Information. Bei Defaults im 
Bereich Energie wird in der Regel einmalig eine Entschei-
dung getroffen, welche dann langfristige Auswirkungen zu 
Folge hat. Bei Informationen muss trotz allem täglich das 
Verhalten angepasst werden, was am Ende sehr viel mehr 
Aufwand bedeutet als ein einfacher Default. Dieser Unter-
schied bedeutet, dass diese zwei Kategorien zunächst 
separat beurteilt werden müssen. In der Energieeffizienz-
politik gibt es bereits einige Indizien, dass Defaults effek-
tiv sein können, die Entscheidungen zum Energiekonsum 
aber auch von anderen Faktoren abhängen, die den Erfolg 
von Defaults verringern können (Ghesla 2017). Trotzdem 
ist die Effektivität im Vergleich zu anderen Nudges höher 
einzustufen. 

Informationskampagnen zum Stromverbrauch können 
sehr unterschiedliche Schwerpunkte haben wie beispiels-

weise soziale Normen, Selbstbindung oder Rahmungs-
effekte, wie die vorangegangene Untersuchung zeigt. 
Welcher dieser Schwerpunkte nun die besten Ergebnisse 
erzielt, kann aus dieser Untersuchung nicht eindeutig 
beurteilt werden. Jedoch scheinen die Studien zu Gami-
fication mit über acht Prozent Einsparung und langanhal-
tendem Effekt durchaus effektiv zu sein.

Allgemein muss bei der Effektivität von Nudges aber 
auch darauf eingegangen werden, dass es nach wie vor 
zu wenig Studien gibt, die a) unterschiedliche Verhaltens-
muster von Haushalten gleichzeitig und b) diese langfris-
tig über mehrere Jahre hinweg untersuchen. Es kann also 
weder eine Aussage darüber getroffen werden, ob die Ein-
sparung dauerhaft anhält, noch ob nicht andere Lebens-
bereich durch die Intervention beeinträchtigt werden, die 
den Einsparungseffekt dann schließlich wieder zunichte 
machen.

4.2 Kosteneffizienz im europäischen 
Vergleich

Die Entscheidungsgrundlage für den Einsatz von Nudges 
ist in den meisten Fällen entweder die Größe der erziel-
ten Verhaltensänderung oder die Kosteneffektivität. Das 
bedeutet, dass politische Entscheidungsträger:innen Nud-
ges meist dann anwenden wenn diese eine positive Ver-
haltensänderung bei geringen Kosten hervorrufen (Allcott 
and Kessler 2019). Der ursprüngliche Grundgedanke die-
ser Art von Intervention war allerdings, Menschen dabei 
zu helfen bessere Entscheidungen für sich selbst zu treffen. 
Die einzige Bedingung dahinter war, dass diese Entschei-
dungen nur oder hauptsächlich positive Auswirkungen 
auf die betreffende Person und kaum bis keine negativen 
Auswirkungen auf andere Personen haben. (Thaler 2018; 
Thaler and Sunstein 2008) Camerer et al. (2003) fassen 
diesen Ansatz bereits zuvor unter „asymmetrisch pater-
nalistisch“ 11 zusammen. Dazu kommen eventuelle Umset-
zungskosten für die Politik sowie mögliche Gewinne für 
Unternehmen, welche durch diese Maßnahme profitieren 
(wie beispielsweise durch den Verkauf und die Installation 
von Smart Metern). 

Wie bereits erläutert bezieht sich Nudging, vor allem im 
ökologischen Bereich, nicht nur auf individuelle Bedürf-
nisse, sondern sollte auch einen gesellschaftlichen Nutzen 
haben. Nudging wird meistens anhand des Ausmaßes der 
gewünschten Verhaltensänderung oder der Kosteneffizi-
enz bewertet, das soziale Wohlergehen der Nudge-Emp-
fänger:innen wird aber noch zu wenig beachtet (Andor 
and Fels 2018). Der Einsatz von Nudging auf institutionel-

11 Asymmetrisch deshalb, weil er jenen große Vorteile bringt, die 
beschränkt rational sind (bounded rationality) und nur wenig bis 
keine Nachteile denjenigen, die rational sind. Die Vorteile für eine 
rationale Personengruppe sind deshalb nicht vorhanden, weil sie 
diese Entscheidung ohnehin getroffen hätten.

Abbildung 1:  Beurteilung der Green Nudges nach Langfristig-
keit in Prozent.
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ler Ebene ist aber nur durch die Wohlfahrtsüberlegungen 
zu rechtfertigen. Andor et al. (2020) haben in einer umfas-
senden Studie zu Nudges in Form von sozialen Normen 
zur Energiereduktion untersucht und knüpften dabei an 
die Forschung von Allcott (2011) und seiner Opowerstudie 
an. Da die meisten wissenschaftlichen Erkenntnisse aus 
dem amerikanischen Raum kommen, hat das Forschungs-
team mehrere OECD-Länder miteinander verglichen. Im 
konkreten Fall wurden Home Energy Reports (HER)12, also 
Berichte über den eigenen Energiekonsum und die Über-
tragbarkeit von Ergebnissen auf andere räumliche Gege-
benheiten analysiert. Die Ergebnisse der Studie deuten 
stark daraufhin, dass weder die Wohlfahrtseffekte noch 
die Kosteneffizienz auf andere Nationen übertragbar 
sind. Folglich ist die wissenschaftliche Voruntersuchung 
von Nudges im österreichischen Kontext grundlegend für 
den erfolgreichen Einsatz dieses Instruments. Im Fall von 
Andor et al.s (2020) Untersuchung der Übertragbarkeit von 
Ergebnissen wurden die Kosten der HER berechnet und in 
Relation zu den Kosten in den USA gesetzt, die Ergebnisse 
der Studie werden teilweise in Tabelle 8 präsentiert. Als 
Vergleichswert wurden die gesellschaftlichen Kosten von 
Kohlenstoff (social cost of carbon)13 mit der Grundlage von 
IAWG (2013) mit 38 US Dollar herangezogen. Wie in Spalte 
4 zu erkennen ist, sind die Vermeidungskosten in Schwe-
den mit Abstand am höchsten. und auch in Frankreich und 
Italien jeweils um den Faktor 16 bzw. 6,9 höher als in den 
USA (Spalte 5). 

Wenn in Deutschland die Vermeidungskosten von HER die 
Kosten in den USA um den Faktor 3,7 überschreiten, dann 
müsste die Effektgröße von eingesetzten HER in Deutsch-

12 Unter Home Energy Reports werden alle Maßnahmen zusammen-
gefasst, die in irgendeiner Weise Haushalte über den eigenen Kon-
sum informieren, egal ob es sich dabei um Framing oder soziale 
Normen als Merkmal des Feedbacks handelt.

13 Dieser Begriff bezeichnet die wirtschaftlichen Kosten, die durch 
eine zusätzliche Tonne Kohlendioxidemissionen (Kohlenstoff) oder 
deren Äquivalent verursacht werden (Nordhaus 2014).

land mindestens bei 6,3%14 liegen, um das gleiche Niveau 
wie die amerikanische Studie zu erreichen. Um einen Bezug 
zu Österreich herzustellen ist in der letzten Reihe dieselbe 
Berechnung auf Basis derselben Datensätze (sofern mög-
lich) wie für die anderen Staaten angeführt. Österreich 
hatte 2013 einen durchschnittlichen Stromverbrauch von 
8,142 kWh (Spalte 1), die CO2 Emissionen belaufen sich 
auf 166 g/kWh (Spalte 2; IEA 2016). Mit 1,5 bis 3,6 Cent 
pro eingesparten kWh entstehen Vermeidungskosten 
von 90 US Dollar bis 216 US Dollar pro Tonne CO2. Kon-
kret würde das bedeuten, dass mindestens 7,5 % Energie 
über mindestens 1 Jahr eingespart werden müsste, um 
dieselbe Effizienz wie in den USA erzielen zu können. Die 
Ergebnisse der in Österreich durchgeführten Studien von 
Schleich et al. (2017) und Azarova et al. (2020), konnten 
diesen Wert nicht erreichen. Hier wird also deutlich, dass 
die Kosteneffizienz von Informations-Nudges am Beispiel 
HER nicht uneingeschränkt gegeben ist, da das Potenzial 
von HER als klimapolitisches Instrument von unterschied-
lichen nationalen Faktoren abhängt (Andor et al. 2020).

5 Schlussfolgerungen

Die Ergebnisse dieser Analyse, reihen sich in die Resul-
tate diverser anderer Untersuchungen zu Nudging im 
Energiebereich ein und können ebenso kein eindeutiges 
Bild über die Effektivität der unterschiedlichen Interven-
tionen liefern. Allerdings muss noch einmal erwähnt wer-
den, dass sechs der 17 Studien zum Energieverbrauch 
zumindest eine statistisch signifikante Veränderung und 
weitere sechs teilweise eine signifikante Veränderung im 
Energiekonsum feststellen konnten. Nudging kann also zur 
Energiereduktion beitragen. Demgegenüber steht aber 
nach wie vor, dass die Einsparung umgerechnet in KWh 
sowie CO2 Emissionen je nach Nation unterschiedlich ist 

14 3.7 * 1,7 (1,7% ist die durchschnittlich geschätzte Effektgröße in All-
cott 2011)

Tabelle 8:  Internationaler Vergleich der Kosteneffizienz von HER Nudges nach Andor et al. (2020)  
Zusätzlich eigene Berechnung für Österreich aufgrund von a Statista (2023) und b IEA (2016).
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und dadurch auch mehr oder weniger stark zur Reduktion 
der Emissionen und des Verbrauchs beitragen. Was aller-
dings fast alle Untersuchungen gemeinsam hatten war, 
dass verbrauchsintensive Haushalte in der Regel auch am 
stärksten ihren Konsum verringerten, was darauf schlie-
ßen lässt, dass durch gezieltes Anwenden von Nudging bei 
Haushalten mit einem überdurchschnittlich hohen Ener-
gieverbrauch auch der Einsparungseffekt hoch genug ist, 
um gleichzeitig die notwendige Kosteneffizienz zu errei-
chen. 

Ausgehend von den Erkenntnissen dieser Untersuchung 
kann nicht davon gesprochen werden, dass Green Nud-
ging im Allgemeinen einen wirkungsvollen und langanhal-
ten Effekt auf die Emissionsreduzierung von Haushalten 
hat. Demnach kann auch nicht uneingeschränkt davon 
ausgegangen werden, dass dieses Instrument zielführend 
ist, um aktiv und nachhaltig den Energiekonsum und die 
Emissionen in dem Ausmaß zu senken was notwendig 
wäre, um die Einsparungsziele bis 2050 zu erreichen. Auch 
bei Betrachtung der Kosteneffizient und der Wohlfahrt-
seffekte scheint dieses Instrument, zumindest im öster-
reichischen und weitgehend europäischen Kontext, nicht 
effizient zu sein. Ein Einsatz von Green Nudging im Ener-
giebereich macht nur dann Sinn, wenn der Einsparungsef-
fekt an die Opowerstudie von Allcott (2011) herankommt. 
Andor et al (2020) zeigten bereits, dass dieser Effekt für 
die meisten europäischen Länder nicht erreicht werden 

kann und auch die Berechnung für Österreich bestätigte 
diese Feststellung. 

Trotz allem sollte noch einmal betont werden, dass der 
überwiegende Teil der angeführten Studien dieser Unter-
suchung eine statistische signifikante Veränderung im Ver-
halten der Proband:innen messen konnten. Die Effektivi-
tät des Instruments an sich, kann und wird deshalb nicht 
angezweifelt. Auch ist das Bestreben zur Reduktion von 
CO2 Emissionen von Regierungen durch effektive Instru-
mente zu begrüßen. Der Einsatz von Nudging ist daher, 
sofern dies als unterstützende und nicht als hauptsächli-
che Maßnahme geschieht durchaus sinnvoll. 

Bei genauerer Betrachtung muss darauf eingegangen 
werden, dass bei Green Nudging Externalitäten bekämpft 
werden sollen. Damit einher geht auch die Problematik, 
die Verantwortung für ein gesellschaftliches Problem auf 
eine individuelle Ebene zu verlagern und somit die Lösung 
dieses Problem jedem einzelnen zuzuschreiben, anstatt 
durch eine systemische Veränderung nachhaltige klimaf-
reundliche Strukturen zu etablieren, die diese Individuali-
sierung von Problemen obsolet machen würde. Der APCC 
Report (2023) beschreibt bereits genau, wie Strukturen 
für ein klimafreundliches Leben auszusehen haben und 
wie sie erreicht werden können. Angesichts des Zeitdru-
ckes ist es sinnvoller auf Maßnahmen zu setzen die, nach-
gewiesen wirkungsvoll sind.
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Tasks and opportunities of urban 
design to ensure the formation 
and preservation of safe cities 
regarding street criminality

Josef Furtner und Nina Hohenecker 

According to Edward Glaeser (2012), cities deal with many challenges in becoming liveable spaces. Crim-
inality is one of those challenges, and urban design is one component of many that can impact the 
safety of cities. This paper presents the relationship between street crime and urban design, based on 
a literature review in this field of research. The paper is guided by the question how urban design, 
as our field of study, can contribute to forming and preserving safe cities regarding street criminality. 
 
Urban design elements can affect human behaviour, thus it appears they can be applied to 
shape peaceful and attractive neighbourhoods, or even to prevent crime. In this paper, urban 
design refers to physical design elements, their effect always having to be considered on the 
level of the whole city. Crime likewise has no universal definition, since it depends on the con-
text, for example, country, time and subjective sense. Therefore, a definition of street crime is 
developed after giving an overview of common strategies for defining and measuring crime. 
 
Further, the CPTED approach will be examined as one of the leading methods to prevent crime. To give 
a practical insight, Birmingham, a city in Great Britain burdened by high crime rates, is chosen as a case 
study. The City Council of Birmingham recently published new strategies regarding the city's compre-
hensive development. One of those strategic paper's main goals is reducing crime. Within this context, 
the investigation of this paper shows which of the presented urban design principles can be identified to 
lower the crime rate in Birmingham.

1 Introduction

The present paper is initially based on the book of Edward 
Glaeser (2012), referring to Chapter 4 "How were the ten-
ements tamed?" (Glaeser, 2012, pp. 93). Glaeser believes 
that cities are innovation hubs and, therefore, essential 
for society's economic success. People take advantage 
of each other and the spatial proximity to spread ideas. 
However, to maintain those advantages, city govern-
ments must help the cities' tenements by organising and 
financing critical infrastructures like sewage systems and 
fresh-water supply. 

For that, city administration and politics need a firm hand 
and enough control over their territory. Edward Glaeser 
states that for the same reason, urban proximity enables 
the spread of ideas, it also enables the spread of diseases 
and crime, including corruption, which are some of the 
main challenges of cities.

Cities need well-functioning social spaces. Otherwise, 
people sacrifice liberty in search of safety and the advan-
tages of cities are cut off (pp. 106).
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Glaeser (2012, pp.110) describes recent strategies to 
tackle crime in the United States against the backdrop of 
the 1960s, when governments hoped to reduce crime by 
solving the poverty problem through creating jobs. This 
approach turned out to be too simplistic, as creating jobs 
alone did not have the effects hoped (pp. 110). In this con-
text, Glaeser describes the three main strategies to fight 
criminality in the USA nowadays (Glaeser, 2012, pp. 110-
112):

• arresting more people and enhancing penalties
• show more police presence
• gain and use more information

a. gain information through technology like programs 
with artificial intelligence to support police and 
identify offenders

b. gain information through building long-term trust 
between police and inhabitants

Referring to this Glaeser (2012, p. 111) also mentions the 
following: “I cannot say whether the costs to those prison-
ers and their communities is outweighed by the benefits 
of increased public safety, but I fervently hope that we can 
find less painful means of reducing crime in the future”.

This paper is motivated by this threat of imbalance 
between measures and effects and because there need to 
be more options besides arresting more people and invest-
ing in police presence. It questions how urban design, as 
our field of study, can contribute to forming and preserv-
ing safe cities regarding street criminality.

This paper presents the relationship between street crime 
and urban design, based on a literature review in this field 
of research. It is divided into three main sections. The first 
section gives an overview over important concepts and 
definitions – a definition of urban design, a definition of 
“street crime” and a discussion on how street crime is 
measured. The second section sheds light on the relation-
ship between street crime and urban design. It serves as a 
basis for the last section: 6. Birmingham – Great Britain – A 
case study, which is followed by a short conclusion. 

2 Definition of urban design

Urban design is not a precisely defined term. It contains 
various components for different people depending on 
their context and access to the term. This is why an indi-
vidual definition and delimitation of the term is obligatory 
within a work that refers to it. Cozzolino (p. 38ff, 2020) 
differentiates the understandings of the term based on 
dimension (tangible or intangible), scale (local or supra-lo-
cal), interest (public or private) and process (governance 
and regulations). For example, it can be distinguished 
which (design) elements are part of urban design and 
which are not. Urban design can, for example, reflect social 
and societal values in public space design from a creative 

or practical-technical point of view. Other definitions refer 
to the fact that socially constructed space is also part of 
urban design. It can subsume the establishment of rules 
and communication structures (governance), virtues and 
values of life, ways of acting and how those influence social 
coexistence and quality of life (Cuthbert, p. 21, 2006).

With a focus on physical components, urban design is also 
seen as a discipline that combines design elements so that 
a coherent overall picture emerges that fulfils public and 
private interests. It should be emphasised that regardless 
of the type and manner of urban design, design activity 
always pursues a goal. The sum of the objectives met with 
urban design influence the functioning and, thus, in a cer-
tain sense, the success of cities (cf. Cozzolino, 2020).

In this paper, the term urban design refers to the activity 
of producing and changing the built environment through 
physical design elements. However, the study focuses on 
physical design elements, which influence people's behav-
iour in a given area. The public interest is at the forefront 
of the objective here, as this paper focuses on the rela-
tionship between crime and urban design. The public goal 
of ensuring a safe coexistence for all residents in the city is 
to be strengthened by implementing specific urban design 
elements. At the same time, however, the personal need 
for safety of individuals is also affected by most urban 
design elements implemented in the city. In this context, 
urban design is an instrument that shapes urban space 
so that people can identify with their environment and 
develop it further.

In defining the scale, our understanding of Urban Design 
refers to the entire city or city districts and is thus located 
on a supra-local level. The understanding that Urban 
Design is only relevant for the local scale, with a focus on 
the design of individual squares, streets or parks, is delib-
erately avoided since otherwise crime within a city could 
merely be spatially displaced, simply by the definition of 
urban design itself. All measures must therefore be con-
sidered on a city-wide level.

Urban design, in this understanding, is purpose-bound 
with clear intentions that are to be fulfilled by the imple-
mentation and thus has a direct and immediate effect on 
the behaviour and feelings of people. It is not about influ-
encing behaviour in public space on a normative level by 
means of non-material aspects of urban design, like new 
or renewed rules or laws.

In summary, this paper builds on the understanding that 
urban design refers to the built environment and does not 
consider city districts in isolation but in a coherent way. It 
is about actively shaping and changing the physical envi-
ronment of cities while considering different interests and 
positions, as well as societal and social values.
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3 What is "street crime"?

Whether a crime is considered a crime or not depends 
on many different factors. These include the society or 
country in which one is located, but also the time in which 
one lives (cf. Britannica, 2022). Accordingly, it is difficult to 
find a general definition of crime. One can define crimes 
based on laws, but crimes also exist without laws. Crime 
is to be understood as a social construct (cf. Newburn, 
2017; Przemieniecki, 2017). Efforts by the United Nations 
Office on Drugs and Crime to create a unified framework 
to record and compare crime on a global scale resulted 
in the report: The International Classification of Crime for 
Statistical Purposes (ICCS) (cf. Bisogno et al., 2015). The 
general definition of crime within the report is as follows: 
"crime is considered by the ICCS to be the punishable con-
travention or violation of the limits on human behavior 
as imposed by national criminal legislation." (ibid., p. 11).

The classification of crimes into different categories is a 
next step to compare crime occurrences. Crimes are often 
classified in relation to their severity, which can be deter-
mined by the punishment (cf. Britannica, 2022). However, 
crimes can also be subdivided according to the impact 
on the victim, by motive, or qualitative aspects of the 
act, such as the distinction between drug offences, theft, 
piracy, bribery, etc. (cf. Bisogno et al., 2015). The ICCS dis-
tinguishes 11 different categories from "Acts leading to 
death or intending to cause death ", to "Acts against the 
natural environment" (Ibid., p. 14). 

Any kind of classification of criminal acts can be further 
differentiated in order to identify certain patterns. For 
example, it can be interesting to distinguish with regard 
to certain crime weapons, time of day or location (cf. 
ibid.). When defining street crime, one can narrow it 
down by type of location - public access. An example of 
this is the classification of street crime as made by the 
Cologne Police Headquarters (cf. Polizeipräsidium Köln, 
2021). Crimes which occur in publicly accessible spaces 
are included, as well as crimes which have their place of 
origin within publicly accessible spaces, such as burglaries 
cf. (Bureau of Justice Statistics, 2022). The very compre-
hensive police crime statistics on the street crime of North 
Rhine-Westphalia, Land (2018) is like the classification 
made in Cologne and will serve as a basis for the present 
paper. The listed offences include, among others:

• Property damage
• Theft
• breach of the peace
• Unauthorised use of cars, mopeds, bicycles, etc.
• bodily harm
• Robbery and mugging
• Sexual harassment 
• Agitation of public nuisance
• 

4 How can and is (street) crime 
measured? – an overview

The ways in which crime is measured can be subsumed 
under two main approaches. On the one hand, the meth-
ods of data collection by the police and on the other hand, 
the collection of data through surveys (cf. Newburn, 2017). 
The latter method includes the victim survey as well as the 
perpetrator survey. All methods have their advantages 
and disadvantages, with police crime statistics (PCS) prob-
ably reflecting actual crime rates the worst (cf. ibid.). The 
actual crime rate is not decisive for either fear of crime or 
perceived safety (cf. Hinkle 2015). Accordingly, any urban 
design must not confuse those two different issues.

In the case of the PCS, the actual crime rate is overstated, 
since suspected cases that later turn out to be invalid are 
also included in the statistics (cf. Beclin, 2005). In contrast 
to the statistics of the judiciary, however, the PCS statistics 
include cases which are otherwise not included, for exam-
ple, due to divisional settlement or non-conviction. The 
biggest problem of the PCS is the dark field of reported 
crimes. The light field describes all the offences that 
come to the attention of the authorities. The dark field 
comprises crimes that are not recorded. The difference 
between the dark and light fields is not constant - the rise 
or fall in crime rates may also be due to a shift between 
the light and dark fields (cf. ibid.; Newburn 2017). Simi-
larly, increased police initiatives regarding certain crimes 
may lead to an increase in crime rates of offences that fall 
within those crimes being in focus (cf. Britannica, 2022). 
Research, which is based on official complaint statistics is 
weakened in its argumentation by these points of critique 
and insecurity of facts.

Collecting crime rates via surveys has the great advantage 
of statistics including unreported crime and criminal acts 
not recorded or followed up by the police (cf. Newburn, 
2017). They also provide information on how criminal acts 
are perceived by the respective victims rather than how 
they are interpreted by the police. In difference to PCS, 
victim surveys can illuminate in greater detail the picture 
that prevails of crimes committed. On the negative side, 
certain groups of society such as the homeless or incarcer-
ated and sometimes people under a certain age are often 
excluded. That is so because the surveys are mostly based 
on household interviews (cf. Maguire, 2012). There is also 
the problem that specific criminal acts are not included. 
On the one hand, victimless acts such as drug possession, 
and on the other hand, criminal acts, which are often 
associated with shame or feelings of powerlessness, such 
as sexual assault (cf. ibid.).

The survey method creates an overall more accurate pic-
ture of the actual amount of crimes committed and is thus 
more useful to use as a basis for planning. Nevertheless, 
its shortcomings must be considered if urban design is to 
be based on it.
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5 Relationship between street 
crime and urban design

The question of the relationship between street criminal-
ity and urban design is vast and complex, which can ani-
mate many different answers. We will start with a brief 
introduction into the development of academic research 
and the foundational theories of the interrelation of crime 
and urban design, which is needed to understand better 
the following examples of recent studies, all concerning 
the relationship between urban design and forms of crim-
inality falling into our understanding of street criminality. 
The first study tries to analyse the influence of tree can-
opy density on crime rates. The second study concerns the 
relationship between alcohol outlets and violent crimes in 
cape town. The third study presented here discusses their 
findings regarding the problem of displacement of crime 
through urban design measures, while the last, most 
recent study will be used to round up the discussion and 
once again stress the complex relationship between urban 
design and street criminality.

The academic study of crime in relation to urban areas 
started already in 1920 by proponents of the Chicago 
School, finding that certain areas are more prone to crime 
than others. Arising from this observation is whether such 
areas attract criminals or bring criminals as posed within 
the social disorganisation theory put forward by Clifford 
Shaw and Henry McKay (1942). Jane Jacobs brought signif-
icant developments in the relationship between crime and 
urban design in 1961 with her theory that cities become 
safer places if there are more eyes on the streets (cf. Sohn, 
2016). Her theory argues for surveillance by everyday 
people, which will be attracted to use the city by mixed 
land use and open and permeable spaces. Another impor-
tant theory is that of Newman (1972), named defensible 
spaces, which also promotes surveillance but in contrast 
to Jane Jacobs in low-density, residential-dominated areas 
with restricted access for strangers. Both theories lay 
the groundwork for theories such as the broken window 
theory or the Crime Prevention Through Environmental 
Design theory (CPTED), with the latter used as a princi-
ple to design urban spaces quite often (cf. Monchuk et 
al., 2018; He et al., 2022). They are applied even though 
they often only displace criminal activity to different areas, 
and mainly based on findings based on (multiple) linear 
regression models checking for correlation, not to men-
tion the criminal data they use, which is often official data 
from police reports, with all the above-mentioned prob-
lems following (cf. Sohn, 2016; Piroozfar et al., 2016).

Since CPTED is used quite often as a principle to design 
urban spaces, but especially because of its use in the later 
discussed urban redevelopment plans in Birmingham, 
a short explanation of the design principles will follow. 
"CPTED refers to the proper design and effective use of 
the built environment for reducing the fear and the inci-

dence of crime" (Sohn, 2016, p. 86). It is built on four prin-
ciples, which are key to modifying the built environment:

• Territoriality – delineating public from private 
space to create a sense of ownership and make it 
easier to identify intruders.

• Natural surveillance – Increasing the possibility of 
observing the area through good landscaping and 
the placement of windows and lightning.

• Active support – Provide space for safe outdoor 
activities so that people are outdoors more often, 
leading to public surveillance.

• Access control – Fences, doors, landscaping, etc., 
should help to deny possible offenders access and 
heighten a sense of risk in the potential victims.

A good first example is the study by Troy et al. (2012), 
which tries to relate tree canopy density to crime rates. 
Official criminal data from police reports in Baltimore 
County and the city were used to conduct this analysis. 
The results showed that an increase in tree cover by 10% 
decreases reported crimes by 12% overall. The study can-
not explain parcels of land where the effect is the oppo-
site. The authors controlled for socioeconomic and -demo-
graphic variables such as average income, housing tenure, 
race, population density, housing age and housing type, as 
most studies do, still leaving them with a high R² value sug-
gesting "that there is some genuine relationship between 
trees and crime" (cf. Troy et al., 2012) while admitting that 
it might be at least partially due to omitted variables.

A very interesting study in their set-up by Matzopoulos et 
al. (2020), Urban upgrading and levels of interpersonal vio-
lence in Cape Town, South Africa: The violence prevention 
through urban upgrading programme concluded that liv-
ing near an area where measures to redesign the city after 
the concept of CPTED were applied, results in a 34% drop 
of exposure to interpersonal violence. Over the time of 3 
years, they collected and processed 3625 surveys from 
geo-located households within the research area. The 
study focused on three different determinants for inter-
personal violence: access to alcohol, area-level depriva-
tion and social cohesion, finding that all three are strongly 
and statistically relevant related to interpersonal violence. 
Using surveys for self-reported crime is time-consuming 
and expensive, but it can yield more accurate results (cf. 
Matzopoulos et al., 2020).

The study Crime prevention in urban spaces through envi-
ronmental design: A critical UK perspective by Piroozfar et 
al. (2019), concerns itself with the question of how effec-
tive the intervention principles of CPTED, in the restructur-
ing of Brixton Town Center (BTC), London, were. This study 
used mixed methods comprising police crime data of the 
area under observation in relation to police crime data 
for adjacent neighbourhoods and the countries of Wales 
and England compared over time, as well as questionnaire 
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surveys and semi-structured interviews aiming at how the 
public perceived the changes1. The measures introduced 
by the city and completed in 2010 encompassed lighting, 
CCTV cameras, railings, and planting new trees. The study 
found that even though the general trend for crimes in 
Wales and England was rising, there was a decline in BTC 
after the implementation. There was also no displacement 
of criminal activity to neighbouring districts (cf. Pirooz-
far et al., 2019). Again, this does not necessarily mean a 
causal relationship between urban design measures and 
crime rates. It just signifies a correlation.

The final study presented will be used to reflect the afront 
mentioned studies and deployed methods critically. He 
et al. (2022) conducted a Multiscale analysis of the influ-
ence of street-built environments on crime occurrence 
using street-view images. They found that the relationship 
between different urban design features in relation to 
each other and crime is much more complex than find-
ings from studies such as the one by Troy et al. (2012), 
which tries to relate tree cover density to crime rates. He 
et al. used official criminal records by the police and a geo-
graphically weighted regression model to understand bet-
ter the spatial scale of influence for different urban design 
features on crime occurrence. The crimes included in the 
study are petit and grand larceny, petit and grand larceny 
of motor vehicles, burglary, violent crime including assault 
and related offences, as well as robbery and felony assault. 
The crimes were subsumed into two main groups, larceny 
and violent crimes, subdivided by day-time and night-time 
occurrence. The help of street-view images and machine 
learning mechanisms to quantify the pictures helped over-
come the issue of insufficient fine-grained quantitative 
data of the built environment. The use of a multi-scaled 
model pays credit to the fact that urban design features, 
which correlate with crime occurrences, do so at various 
spatial scales. The study furthermore differentiates the 
influence of urban design features between night and day. 
The place of study was Manhattan, New York, which was 
divided into three functional regions: uptown, midtown 
and downtown.

There are many interesting findings of the study, one of 
which is the relation of greenery to crime occurrence. 
Greenery is negatively related to crime in midtown and 
downtown and shows the most considerable inhibi-
tory effect of all design features. However, greenery has 
an inverse impact on uptown, where the central park is 
located, and even more so at night. In light of those find-
ings, greenery has to be viewed as a feature that can serve 
as a hiding place and something that obstructs peoples' 
views but also as an inhibitor of crime, depending on con-
text and distribution. Furthermore, greenery's influence 
on crime is on a small scale, letting us conclude that crim-
inal behaviour is sensitive to changes in greenery (cf. He 
et al., 2022).

1 Which is not so much our point of interest, for which we will not go 
into detail on that

Another good example showing the complexity of how 
environmental features correlate with crime occurrence is 
street lightning. Streetlight exhibits a negative correlation 
with night-time crime in uptown, where socioeconomic 
conditions are higher than in downtown and midtown, 
where there is a positive correlation between streetlights 
and night-time crime. Streetlight furthermore shows a 
multiscale effect. Its influence on larceny crime is on a very 
big scale, whereas it is on a small scale for violent crime. 
This indicates that violent crime is more sensitive to street 
lighting than larceny. The influence scale of street light-
ning is also smaller at night than at day (cf. He et al., 2022).

Overall, the study shows that urban design features are 
heterogenous in their correlation with crime types and 
functional regions. Therefore, it cannot be concluded that 
the increased or decreased use of certain urban design 
features can restrain crime. This, as well as the previously 
described studies, try to give a better and more detailed 
understanding of the correlation between urban design 
features and crime. Even though there are limitations to 
their findings due to insufficient crime data and factors, 
which cannot be incorporated into the study design, they 
can help city administrators, urban designers or the police 
with the deployment of resources to prevent or at least 
displace crime. Police patrolling can be guided by the find-
ings of the study by He et al. (2022).

6 Birmingham – Great Britain – A 
case study

As the following figures 1 and 2 show, Birmingham is one 
of the hotspots regarding crime in Great Britain. Analysing 
violent crime rates against persons per 1000 inhabitants 
within large cities in England and Wales reveals a severe 
increase in violence in the last couple of years. In particu-
lar, knife crime is a significant problem in Birmingham.

Henceforth we would like to take a further look at the 
characteristics of Birmingham and its current strategies to 
improve the lives and life chances of people and commu-
nities across the city.

Birmingham has about 1.15 million inhabitants, with the 
shares of females and males being approximately bal-
anced (cf. Birmingham City Council, 2021). The forecast 
shows a positive population growth rate and predicts the 
city to reach 1.3 million inhabitants by 2039. The spatial 
demographic analysis shows that 50% of all children and 
juveniles between the age of zero to seventeen live in 
areas falling within the city's 10% most deprived areas. 
Overall, 41% of Birmingham's citizens live in the 10% most 
deprived areas (cf. Birmingham City Council, 2023). The 
programme Think Family aims to help improve the life 
chances of families at risk. There are 7.635 families in Bir-
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mingham which are part of the program and about 4.000 
further families which would have the necessity to be on 
that program. However, 30% of those families deal with 
serious problems regarding crime and antisocial behav-
iour. Correlating with the afront mentioned qualities of 
crime are the statistics regarding causes of early death 
in Birmingham. Alcoholic liver diseases are at third place 
behind coronary heart disease and lung cancer. Even other 
heart diseases and chronic obstructive pulmonary dis-
eases, which are normally higher on the list, are on a lower 
rank, exemplifying the alarming state within Birmingham 
regarding citizens' health.

The investigation of the Waste Management Performance 
Team (2017) claims that the cleanliness of streets and 
greenspaces changed for the worse and that the targets 
of the former city strategy are far from the actual situa-
tion, which impairs the appearance of public space. Even 
though Birmingham has many parks (571), the city is 
ranked 172 out of 206 cities regarding access to sport, out-
door activities, and recreation areas. Ranking cities of Eng-
land and Wales for the happiest places to live in reveals 
a similar picture, with Birmingham ranking at 161 out of 
206 cities.

Urban Design in Birmingham:

To tackle the current and future challenges, the city coun-
cil commenced a new strategy in 2021 and accordingly 
published the new city's strategic paper Birmingham at 
the heart of levelling-up (cf. Birmingham City Council, 
2021). This strategic paper, of course, comprises a lot of 

different topics and measures to improve public services, 
renew local centres, enhance connectivity and (digital) 
infrastructure as well as transportation, create jobs, chal-
lenge discrimination and improve green open spaces to 
obtain a long term sustainable and healthy city.

Concerning urban design, the main visions and objectives 
relate to housing, infrastructure, connectivity, and living 
environment (ibid., p. 24). The goal is to provide afforda-
ble, high-quality accommodation, improve access to 
high-quality and well-connected green infrastructure and 
increase the proportion of residents benefitting from the 
high-quality environment such as green open spaces. In 
the context of crime reduction, the focus lies on the most 
deprived areas of Birmingham, which deal with high crime 
rates, poverty and high social inequality. As described in 
chapter 4, the cause of crime is multifactorial and urban 
design is only one component of many to prevent crime. 
Reducing crime and the fear of crime (ibid., p. 27) is one of 
the main goals for East Birmingham, where the new strat-
egy will be tested and, if necessary, improved. It is imper-
ative that urban design and planning consider different 
interests, positions and various social values. To meet this, 
the Birmingham City Council empowers different commu-
nities through participatory processes on different levels 
of conceptualisation and planning (ibid., p. 28). 

One of the four strategies to tackle crime within the 
CPTED strategy is to support and enhance human activ-
ity in areas of concern. More activity in public spaces also 
enhances natural surveillance (Sohn, 2016, p. 89). The 
Birmingham City Council aims to increase local skill levels 

Figure 1:  Crime rate per 1.000 population in selected police force areas in England and Wales with large cities from 2015/16 to 
2021/22; Source: Statista 2022
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through new training hubs in deprived areas and support 
local small and medium enterprises. Further investments 
in infrastructure for walking and cycling, as well as green 
and blue infrastructure, should lead to more activity in 
public spaces (ibid., p. 87). As Sohn (ibid., p. 89) states, the 
increase in commercial development within neighbour-
hoods can lead to more activity and reduce crime through 
natural surveillance. The same principle applies when 
people are stimulated to go for walks, practice outdoor 
sports or ride a bicycle to go from A to B. Increasing and 
stimulating active transportation and movement within 
the city is desirable from the perspective of physical health 
and increases safety in public spaces. Urban design aims 
to develop attractive public spaces (indoor and especially 
outdoor), where people like to meet and have conversa-
tions in a positive context and atmosphere.

Another target group within the neighbourhood network 
scheme are children. It is very important to build an envi-
ronment where the needs of children and juveniles are 
met (Birmingham City Council, 2021, p. 28). Relating to the 
CPTED strategy of territoriality, creating a sense of own-
ership helps in crime prevention because people protect 
spaces conceived as belonging to them and respect ter-
ritories conceived as belonging to other people. Further-
more, well-defined spaces and correspondingly well-de-
fined user groups enable people to identify intruders and 
potential offenders (Sohn, 2016, p. 87). 

Concerning the development and improvement of neigh-
bourhoods, the 3Bs Neighbourhood Plan: Towards a 
Garden Suburb (Beeches, Booths and Barr) is another 
important instrument of the City Council of Birmingham 
(2020a). The plan is structured like a catalogue with many 
aspects of urban design covered and direct spatial refer-
ences. It helps planners prioritise measures and focuses 

on green infrastructure. The 3Bs Neighbourhood Plan 
was developed in close collaboration with citizens and, 
more importantly, is implemented together with citizens 
as far as possible. Each measure is described by its issue, 
its impact on the character of the respective area, other 
consequences, neighbourhood plan response and neigh-
bourhood objective & policy response. For example, large 
(deteriorated) industrial sheds along the roads create hard 
boundaries, block views, and do not reflect a suburban 
character. The neighbourhood plan responds with a need 
for a policy framework in order to deal with those sheds 
and develop the affected street (ibid., p.11).

The following list gives an insight into the extent of this 
plan and its attention to detail: planting trees, supporting 
the appearance of local shopping areas, bringing water-
ways which are running underground to the surface where 
possible, protecting and enhancing community buildings, 
identifying and preserving valuable historic buildings, 
implementing different kinds of routes which are attrac-
tive for active mobility (Master plan at p. 18), improving 
parks from an ecological point of view and install vari-
ous types of facilities (sport, quality space for relax etc.), 
making room for allotments to grow vegetables (local 
green spaces), unseal surfaces where possible, create soft 
boundaries to structure the view, greening of streets, open 
small and oppressive passages, improving biodiversity, etc.

Hundreds of measures are accompanied by comprehen-
sive masterplans and photographs for each topic. Every 
measure is located and described in detail. 

Another guiding document in the context of urban design 
and preservation of a safe city regarding street criminal-
ity in Birmingham is the Bordesley Park Area Action Plan 
(2020b). Bordesley park is located in one of the most trou-
bled areas of Birmingham, with the area around it being 
of very poor quality. At the same time, this area is located 
near the city centre and very well connected to high-level 
transport infrastructure. The plan aims to benefit from 
these opportunities and develop sustainable growth in 
terms of economic activity, housing and community infra-
structure together with the citizens. The strategy to gain a 
safe and secure environment is based on natural surveil-
lance and people's activity (ibid. p. 19). The redesigning of 
the area should enhance the appeal of outdoor activities 
and walking as well as implementing urban design ele-
ments that work toward accessible, safe, and observable 
spaces, which promote positive social interaction.

Overall, the extent of recent strategies and plans by the 
City Council of Birmingham to tackle the city's challenges 
is impressive. We recommend having a deeper delve into 
the strategies and plans for a more detailed account of 
the city's endeavours. From our point of view, it is very 
positive that no matter which topics and dimensions are 
addressed, the whole city and all its inhabitants are always 
considered. The strategies contain various measures in 

Figure 2:  Hotspots of knife crime in England and Wales; 
Source: BBC News 2019
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order to help citizens within deprived areas without push-
ing them or problems within the area away to other areas. 

7 The role of spatial and urban 
planning regarding the forma-
tion and preservation of safe 
cities concerning street crime

The role of spatial and urban planning in forming and pre-
serving safe cities is very complex. It is very complex even 
if urban design is limited to built elements of the physi-
cal environment and crime to the sub-category of street 
crime, as done within this paper.

Urban design poses the challenges of actively shaping and 
changing the physical environment of cities while consid-
ering different interests and positions, as well as societal 
and social values (cf. Cozzolino, 2020). In its pursuit of a 
safe city, urban design does not consider city districts in 
isolation but in a coherent way. Crime, similar to urban 
design, has no universal definition. Its definition depends 
on different contexts, such as time in history, country and 
subjective perception of crimes by individuals (cf. New-
burn, 2017). Another difficulty concerning (street) crime 
is its measurement and even more so the measurement 
of street crime in correlation with urban design elements: 
crime data never represents the actual number of crimes 
committed; different variables overlap and influence each 
other irregularly, while many other variables influencing 
crime can often not be included into the study design (cf. 

He et. al., 2022). Due to the above-mentioned concerns 
regarding urban design in relation to street crime, a con-
clusion that the increased or decreased use of certain 
urban design features prevent crime and increases a city's 
safety, cannot be made.

Nevertheless, planning is perceived and understood as 
proactive and a way to shape future and society. There-
fore, planning principles, such as Crime prevention 
through environmental design (CPTED) are frequently 
applied, as in the case of Birmingham City. In response to a 
severe increase in violence within the last couple of years, 
the City Council of Birmingham passed multiple master 
plans and planning directives in which CPTED strategies to 
reduce street crime can be identified.

We firstly conclude that urban design alone has little 
impact on preserving and forming safe cities concerning 
street crime, as crime is influenced by an incredible num-
ber of factors apart from urban design. Secondly, urban 
design’s impact on a city’s safety is diminished by its het-
erogenous effects which are very hard to account for and 
plan with. Nevertheless, it certainly does have an effect, 
least that it contributes to a certain extent to people's 
well-being and sense of security in the street space.
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1 Introduction and research inte-
rest

In recent years, there has been a rising interest in the 
impact of social movements on cities. So far, research has 
focused primarily on the interaction of local bottom-up 
initiatives with the political and societal institutions in 
cities, as well as urban policy frameworks in general. For 
instance, Martínez and Wissink (2021) have analyzed 
the »institutional alliances« between progressive urban 
movements and municipalist governments in Spanish 
cities. Other scholarship has addressed the role of move-
ments and civic networks in urban regeneration processes 
after economic downturns or political changes (Rabbiosi 
2016, Pradel-Miquel 2021). However, there has been lit-
tle research on how social movements can aid the devel-
opment of more just and stable cities that are resilient to 
economic or social upheavals by acting as an indicator of 
upcoming change. 

The aim of this paper is to discuss the role of different 
social movements (e.g. labor union activities, civil upris-
ings or) within the evolution stages of cities. Specifically, 
we would like to examine the timing of their occurrence 
within the so-called Integrated Urban Cycle, a conceptual-
ization that has been derived from a variety of urban cycles 
described by other researchers (e.g. economic cycles, the 
cycles of population growth and degrowth as well as inno-
vation cycles). By looking at three historic examples, we 
want to analyze how the different strategies enacted by 
urban policymakers have catered to those social move-
ments. We have devised the following research question 
for our work:

In what way can social movements alter the progression 
of urban development cycles?

Our particular research interest is rooted within the cur-
rent developments in our hometown, Vienna, where 
large-scale road construction projects are facing strong 
civil disobedience from climate activists. Protesters argue 
that realizing those projects would, by inducing even more 
traffic for the urban agglomeration, counter the city’s aim 
of reducing its greenhouse gas emissions. Just recently, 
there have been reports that institutional alliances 

between climate activists and labor unionists are forming 
in Austria. This paper seeks to provide learnings for 21st 
century urban policymakers in Vienna about dealing with 
bottom-up movements, social uprisings and riots.

2 Cities and social movements

In this first theoretical chapter, it will be discussed how 
social movements can be defined and what makes them a 
phenomenon specific to urban areas.

2.1 What makes a movement social?

The origins of social movements are classified differently 
in terms of time, depending on the definition. Lahusen 
(2012) refers to »social forces that intervene in social 
change with the aim of preventing, forcing or changing 
certain social developments« and locates the origin of 
the term within the French Revolution. This abstract defi-
nition leaves room for including a variety of movements 
– for instance the labor movements of the early 20th cen-
tury, feminist as well as fascist movements (Gestring et al. 
2014).

Another widely used definition that seems to have pre-
vailed in movement research over decades is that of Roth 
and Rucht (1987/2008), who describe social movements 
as follows: »We speak [...] of social movements when a 
network of groups and organizations, supported by a col-
lective identity, secures a certain continuity« and strives 
to »shape social change« by means of »variable forms of 
organization and action.« In this way, social movements 
are distinguished from »protest episodes, fads, and ran-
dom constellations.« Lahusen (2012) also comes to similar 
conclusions in his definition of the four characteristics of 
social movements. Like Roth and Rucht, he sees the carri-
ers of social movements in the form of a »broad network« 
as a central feature. As a second characteristic, the author 
considers the distinction of social movements from »fash-
ions and scenes. « As a third and fourth characteristic, 
Lahusen mentions »collective actions« and »continuity«, 
which he describes as a »relatively structured and perma-
nent network of actions stabilized by [...] collective iden-
tity features.«
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A somewhat different definition was established by Bareis 
et al. (2010): »We only talk about social movements, on 
the other hand, when they gain duration, give themselves 
a 'name', form spokespersons and address demands to 
state authorities, companies or other institutions«. Based 
on this, Gestring et al. (2014) established three prerequi-
sites for actors in social movements:

• diagnostic ability: the eye for socially relevant pro-
blems

• articulation ability: the skills to articulate these 
social deficits

• organizational ability: the competence to organize 
actions and protests.

These prerequisites, in turn, lead the authors to conclude 
that social movements »require cultural and social capital 
to a degree typically found among members of academ-
ically educated middle classes« (Gestring et al. 2014). 
This claim raises further research interest, as it can be 
questioned whether cultural capital is really decisive or 
whether it is rather the individual affection that drives 
people to organize and engage.

2.2 Approaches to the definition of soci-
al movements

During our research, a large number of social movements 
was screened and knowledge about them was acquired. 
Even though we consider them all »social movements«, 
we attempted to establish a possible classification. Before 
that, it should be said that this classification does not 
claim to be exhaustive and is only a first attempt. First of 
all, it can be stated that the forms of protest and also the 
topics have changed in the course of the last 100 years, 
which roughly cover the time period under considera-
tion in this paper. While industrial strikes or movements 
were often initiated in the past, the most explosive topic 
of modern-day protests is the climate crisis. Nevertheless, 
there are also working-class movements nowadays, such 
as the strikes over the wage negotiations for the new col-
lective agreement.

In order to give an overview of the multitude of social 
movements, three possible forms of classification were 
considered:

•  classification by form of protest (strike, occupation, 
demonstration, …)

• classification by form of organization (unions, gras-
sroots, …)

• classification by interests / motives (tenants, wor-
kers, climate activists, animal rights, feminist acti-
vists, …)

2.3 From working class uprisings to 
grassroots organizations – the evolu-
tion of social movements

If we look back 100 years, there were social movements 
all around the globe, but they mainly covered two polit-
ical dimensions. On the one hand, there was a shortage 
of affordable housing in many places, which became even 
more apparent in the years after World War I. On the 
other hand, this was also the time when trade unions first 
started rising. In some cases, these two types of move-
ments (tenants and workers) also allied (for example in the 
Glasgow Rent Strike of 1915). The forms of demonstration 
ranged from demonstrations and marches to strikes and 
occupations (Gestring et al. 2014).

While earlier (urban) social movements were predomi-
nantly driven by people with the same social background 
and similar interests (e.g. workers or tenants), protests 
today are explicitly organized as »cooperative networks in 
which groups with different institutional constitution and 
ideological orientations come together« (Gestring et al. 
2014).

These networks are characterized in particular by »over-
arching cooperation between different grassroots initia-
tives that are independent of political parties« (ibid.). In 
this context, urban policy developments and controversial 
projects are increasingly criticized and claims to participa-
tion are made.

In particular, the works of Manuel Castells (1975, 1977, 
1983) and Henri Lefèbvre (1968, 1972, 1974) are instruc-
tive for analyzing the current debate on urban protest. 
With his demand for a »right to the city«, Lefèbvre (1968) 
raises the claim for a self-empowerment of urban political 
actors. In his essay »le droit á la ville« he formulates »the 
right to the city is like a cry and a demand« (quoted from 
Marcuse 2009), postulating that the demand comes from 
those whose »most elementary material needs are not 
satisfied, the desire (cry) from those who are superficially 
integrated but alienated« (Gebhardt and Holm 2011).

Another strand of discussion on the current development 
of social movements considers them in the context of 
neoliberal reorganization policies and considers demands 
as enacted within the spectrum of fundamental systemic 
and social change (Gestring et al. 2014). Mayer (2011) 
sees in these movements a »direct reaction to the ten-
dencies of privatization and liberalization of urban tasks.« 
Especially in the climate movement, calls for comprehen-
sive socio-economic systemic change are growing louder. 
For example, the »Lobau Bleibt!« movement in Vienna 
has evolved from a project-oriented social movement to 
a critique of the neoliberal, growth-oriented system. In 
this context, it is exciting that climate activists join forces 
in alliances with other social groups and show solidarity 
towards the same goal – most recently with the trade 
union VIDA (SCNCC 2022).
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2.4 Civil uprisings as an urban pheno-
menon

On the question of whether and why social movements 
are predominantly associated with urban spaces, there 
are different approaches in theory. Harvey (2011), for 
example, sees the city as causally involved in the emer-
gence of conflict and – moreover – as shaping the the-
matic contestation. In particular, the built environment 
and political functions make cities places of political resist-
ance, which allow for a disruption of the urban economy 
(Gestring et al. 2014). Other urban scholars seem to see 
the potential of urban protest in finding a broad social 
resonance. Moreover, cities have become the main sites 
of capitalism, where the contradictions and conflicts that 
accompany it become most visible and vulnerable to 
attack. Public spaces and their significance also contribute 
to the visibility of protests in cities. These would establish 
a counter-power through their unifying character (ibid. 
2014). Lefèbvre (1968) also sees the »potential for change 
in urban mobilization.«

However, the fundamental question arises whether, with 
today's degree of urbanization, most conflicts and disputes 
take place in cities anyway, where people live together in a 
confined space. However, urban protests now tend to take 
place over longer periods of time and deal with issues that 
are of greater political significance. Local protests, on the 
other hand, are mainly directed against specific projects 
and end when the project is either canceled or imple-
mented.

The interrelationship between cities and social move-
ments is described in more detail by Castells (1983), who 
introduced the theory of »three different, though inter-
related processes« which cities are shaped by. These pro-
cesses would be: 

•  conflicts over the definition of urban meaning,
•  conflicts over the adequate performance of urban 

functions (these conflicts can arise from different 
interests and values within the same accepted fra-
mework, or from different approaches about how 
to perform a shared goal of urban function),

• •conflicts over the adequate symbolic expression 
of urban meaning and (or) functions.

Whenever new »urban meaning« is produced, »urban 
social change« is also created. »Urban social meaning« is 
produced by one of the four following processes (Castells 
1983):

•  the dominant class in a given society – having the 
institutional power to restructure social forms 
according to interests and values – changes the 
existing meaning (urban renewal), 

• a dominated class accomplishes a partial or total 
revolution and changes the meaning of the city (for 
instance the workers of Glasgow in 1915 impose 

housing as a social service, not as a commodity), 
• a social movement develops its own meaning over 

a given space in contradiction to the structurally 
dominant meaning, 

• a social mobilization imposes a new urban mea-
ning in contradiction to the institutionalized urban 
meaning and against the interests of the dominant 
class.

2.5 Reactions of policymakers to social 
movements?

Historically, there have been different ways for govern-
mental decision makers to have reacted to protests. The 
successes and failures of these reactions are summarized 
here in order to assess how policymakers could potentially 
react to social uprisings in the future.

A look at the past shows that a variety of protests have 
been responded to restrictively and violently (for example, 
Detroit 1960). Although potential police repression was 
feared, in some cases protesters did not allow themselves 
to be diverted from their goals. They sacrificed them-
selves and, in many cases, ultimately celebrated success. 
In particular, trade unions had great leverage for change, 
as industrial strikes entailed massive economic conse-
quences.

While in the past protests were often met with violence, 
politicians in Austria are currently using other means in 
most cases. In civil disobedience actions, activists are still 
violently evicted and criminalized, but registered protests 
are tolerated and supported by the police.

Another current trend that activists are increasingly con-
cerned about is political appropriation through participa-
tion (Gestring et al. 2014). This is understood as a political 
procedure that »liquidates conflict formulation in favor 
of consensus building« (ibid.). Thus, attempts are made 
to prevent protests in advance and to find a consensus. 
While this approach is also increasingly desired by the 
general population, it delegitimizes any form of criticism 
of the fundamental if it is disregarded that in some cases 
simply no consensus can be found. In general, however, 
there is currently already a »participation euphoria« since 
participation procedures would be seen as a »feature of 
social democratization« and would strengthen »citizen 
power« (Roth 2010). The fact that lower social strata or 
marginalized groups have little or no share in participation 
procedures is often ignored in the debate (Gestring et al. 
2014).

3 Understanding urban cycles

Tracing dynamics of urban evolution requires a profound 
knowledge of the growth and degrowth processes that 
shape a city’s development. In his critically acclaimed 
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book »The Triumph of the City«, Edward Glaeser (2011) 
refers to depopulation and economic shrinkage as the key 
factors for the decline of urban areas. On the other end 
of the spectrum, Glaeser appears to associate urban pro-
gress with population growth, innovation and economic 
prosperity. However, when it comes to understanding 
the complexity of urban development processes, there 
are many more parameters to be observed. International 
urban researchers have made numerous attempts to con-
ceptualize the perpetual dynamics of cities, describing 
either Urban Evolutions (Duranton 2007), Life Cycles of 
Cities (Brezis and Krugman 1997, Czamanski and Broitman 
2016, Pinto and Sablik 2016) or Urban Dynamics (Faber-
man 2005). This paper aims to add to the current state 
of research by suggesting a concept called the Integrated 
Urban Cycle, which will be introduced in chapter 3.4.  

3.1 Indicators for urban growth and 
decline

Urban development is subject to a variety of internal and 
external influence factors. Based on an extensive review 
of scientific literature, we have compiled six important 
parameters for the rise and decline of cities and metro-
politan areas:

Population and migration

When it comes to monitoring urban growth and degrowth 
processes, the population number is arguably the most 
striking indicator. Not only does population growth entail 
the construction of physical structures (housing, com-
mercial buildings, transport infrastructure, social facili-
ties etc.), it also sparks innovation and entrepreneurship. 
Glaeser (2011) argues that cities, by bringing people 
closely together in a small area, create direct interactions 
that lead to innovation processes. This reasoning is backed 
by Czamanski and Broitman (2016), who assert that »tal-
ented people choose to live in larger cities«, creating an 
advantage for bigger agglomerations. In most booming 
cities nowadays, population growth is promoted by immi-
gration. As research shows, migration does not only give 
cities more inhabitants, but it also promotes entrepre-
neurship. Czamanski and Broitman (2016) point out that 
places with large outbound migration streams experience 
lower rates of new firm foundations, indicating that those 
who do not migrate are less entrepreneurial. Beyond that, 
there is empirical evidence that population outflows hurt 
the lower-income households that are left behind, leading 
to high poverty rates in declining city centers (Pinto and 
Sablik 2016). 

GDP per capita dynamics

According to the OECD, the core indicator for the eco-
nomic performance of a country (or a city, respectively) is 
the gross domestic product (GDP) per capita, which meas-

ures economic activity or income per person (OECD 2013). 
The GDP per capita is therefore often used to describe 
the prosperity of urban agglomerations. Czamanski and 
Broitman (2016) argue that innovative individuals gener-
ally seek higher incomes and thus migrate to higher GDP 
cities. However, they also show that when the rate of 
inbound migration exceeds the GDP growth rate, resulting 
in a slowdown in per capita income, this eventually leads 
to population decline. In recent years, there has been a 
growing concern in the scientific communities about the 
use of the GDP as the ultimate indicator of a city’s well-be-
ing. Khalil (2012) laments that the GDP per capita is unca-
pable of indicating the inequality of wealth distribution, 
suggesting the use of quality-of-life-indicators instead. 

(Technological) innovations

In the literature reviewed, cities are commonly referred 
to as places of innovation exchange and technological 
revolutions (Brezis and Krugman 1997, Czamanski and 
Broitman 2016, Duranton 2007, Faberman 2005, Glaeser 
2011). According to Bairoch (1998), older cities are likely 
to remain locked into traditional industries and therefore 
disadvantaged during major technological shifts, which 
are more likely to be embraced by upstart agglomerations. 
Arguing along the same lines, Brezis and Krugman (1997) 
assert that revolutionary new technologies and produc-
tion modes tend to be exploited in new centers. Despite 
the raw state of the technology, small upstart centers are 
still able to compete on the market thanks to lower land 
rents and wages. According to the researchers, cities that 
fail to shift to new technologies will lose their innovative 
firms, shrink in population and eventually decline. Czam-
anski and Broitman (2016) agree that small cities experi-
ence faster boosts from the launch of new, revolutionary 
products while larger agglomerations take more time to 
embody the technological shift. However, they also point 
to the fact that small innovators can learn from the pro-
duction techniques of established companies. 

Employment

While passing through its (technological) innovation 
cycles, a city typically experiences employment gains 
in one sector, while other sectors lose workforce. In his 
research, Duranton (2007) shows that net employment 
changes in cities are always smaller than gross employ-
ment flows due to the offset between employment gains 
and losses of different sectors. Significant changes in 
employment rates can either be attributed to transforma-
tions in agglomeration economies (e.g. after the discovery 
of new innovations) or to technological changes that lead 
to greater automation (Pinto and Sablik 2016). 

Housing stock

In some cases, the rise and decline of a city is mirrored the 
development of its housing stock. Pinto and Sablik (2016) 
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contend that, since buildings are very durable goods, it 
can take a long time for a city to more through its physi-
cal life cycle. Whilst building new houses is profitable dur-
ing times of population growth, the housing stock does 
not simply disappear when the demand is shrinking. The 
surplus in the housing stock lowers rent prices, drawing 
lower-skilled and lower-income households into the city. 
The most prominent American example for this develop-
mental path is Detroit, which lost over one million people 
between 1950 and 2008 – 58 percent of its population. As 
Glaeser (2001) argues, demolishing empty houses might 
be a viable strategy for cities to tackle large-scale vacancy 
issues. 

Economic micro-level dynamics

Whilst GDP dynamics and innovation processes are usu-
ally observed within a larger scope, it can be particularly 
insightful to monitor economic micro-level dynamics in 
cities. Faberman (2005) has synthesized the existing lit-
erature on labor dynamics and urban agglomerations, 
presenting new evidence on small-scale processes that 
indicate the rise and the decline of cities. He shows that 
growing cities tend to have higher rates of job creation and 
destruction. Also, there is a relatively young distribution of 
establishments in growing cities because of more entries 
to the market and a more competitive selection process. 
The firms surviving those selection processes benefit from 
exceptionally high growth rates in earnings. 

3.2 Existing concepts for urban cycles

As mentioned above, there have been numerous attempts 
at devising a model for urban development cycles. In the 
following section, three established approaches will be 
introduced. Along with the findings from the literature 
review on the indicators for growth and decline, those 
existing concepts provide the foundation for the concep-
tualization of the Integrated Urban Cycle in chapter 3.4. 

The Economic-Migratory Cycle

In their research paper, Czamanski and Broitman (2016) 
introduce what they call the »Full Life Cycle of Urban Evo-
lution«. As Figure 1 shows, the cycle is the result of the 
interaction between migration and GDP dynamics. In their 
actor-based model, the researchers include two types of 
firms (large and traditional, small and innovative) as well as 
two types of inhabitants (the migrants and the ones who 
stay put). The people who migrate are more likely to start 
new companies or work for innovative firms than those 
who stay in their home city. During innovation processes, 
varying time scales apply for the different kinds of firms: 
Whereas young, entrepreneurial firms have relatively 
short passage times through innovation cycles, old and 
established firms take longer to embrace new products or 
production processes. In both cases, innovation processes 
generate GDP dynamics that influence migration streams. 
Creative people tend to seek higher incomes and thus 
work for innovative firms, contributing to the creation of 
new innovations. Once the migration stream exceeds the 
rate of growth in GDP, the positive feedback disappears 
and the per capita income decreases. This leads to a grad-
ual slowdown of the population growth and eventually to 
emigration. 

The Technological Innovation Cycle

Another circular concept developed by Brezis and Krug-
man (1997) focusses on the role of technological innova-
tions in the growth and degrowth of urban agglomera-
tions. For their simplified model, the researchers made the 
assumption of a given labor force L that produces and con-
sumes two goods – food and manufactures. They situated 
their labor force within a spatial economy organized into 
city-regions, each consisting of a central business district 
and a surrounding food-supplying hinterland. Technology 
was assumed to progress in two different ways: Within 
one technological generation, there is a steady learning 
based on localized experience. In case of a major technical 

Figure 1:  The Economic-Migratory Cycle 
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innovation, previous experience becomes irrelevant. After 
running their model, the researchers described the follow-
ing circular process: When a new, innovative technology is 
introduced, it is initially inferior to the traditional one in 
absolute numbers. However, it has a higher utility in urban 
regions with small populations, low rents and transporta-
tion costs. At the same time, established companies in old 
centers do not make adaptations since they can remain 
productive with the old technology due to their experi-
ence. As the new technology matures, workers in the new 
center increase their productivity through learning. From 
a certain point on, the smaller city grows at the expense 
of the established center. Eventually, the new technology 
might become superior to the original one, allowing the 
new center to overtake the old one.

The Housing Stock Cycle 

Focusing on the dynamics of a city’s physical development 
and decay, Pinto and Sablik (2016) have come up with 
what can be described as the Housing Stock Cycle. The 
concept is based on the concentric zone model developed 
by Burgess et al. (1925), which assumes the existence of a 
central business district (CBD) surrounded by several rings 
with dedicated uses (e.g. working-class zone, residential 
zone, commuter zone). Since this concentric urban shape 
almost exclusively exists in American cities, the Housing 
Stock Cycle is not universally applicable. In their research 
paper, Pinto and Sablik (2016) portray a newly con-
structed city in which the buildings near the CBD are the 
most desirable ones and thus tend to be occupied by a 
mix of firms and wealthy residents. As the buildings grad-
ually age and decay, wealthy households move to newer 
developments in the next ring, leaving behind mostly 
low-income residents. This process is repeated multiple 
times, moving the city border outward. Once the old, 
deteriorated buildings in the inner ring are renovated or 
redeveloped, wealthier households and firms move back 
towards the CBD, restarting the cycle. According to the 
researchers, similar circular processes have taken place in 
cities like Chicago or Philadelphia. 

3.3 Time frames and speeds of urban 
cycles

As Duranton and Puga (2014) have shown in their study 
of U.S., Spanish and French cities, urban agglomerations 
go through life cycles that comprise periods of slow and 
fast growth as well as periods of stagnation and shrinkage. 
Beyond that, according to Czimanski and Broitman (2016), 
the time scales appropriate to observe urban processes 
may vary greatly. While some processes take place within 
decades (e.g. structural changes), others can be observed 
over several years (e.g. firm development stages) or 
months (e.g. individual migration decisions). Devising 
urban cycles can be particularly challenging due to the 
fact that all those processes running at different speeds 

are interrelated. Drawing on statistical data for French and 
U.S. cities, Duranton (2007) has made an attempt at styl-
izing urban evolution dynamics. His research shows that 
while location changes of industries across cities occur rel-
atively fast, cities move up and down the urban hierarchy 
(in terms of employment numbers) much slower. In con-
trast, the total distribution of city sizes is fairly stable over 
time. He therefore concludes that fast, innovation driven 
shocks in industries lead to slow dynamics of growth or 
degrowth. These changes occur within a stable distribu-
tion. 

3.4 Conceptualization of the Integrated 
Urban Cycle

In an attempt to condense our findings from the literature 
review into one holistic model, we have developed the 
concept of an Integrated Urban Cycle, which we will later 
use to describe the possible effects of social movements 
on urban rise and decline in our case studies. The model 

Figure 2:  The Housing Stock Cycle 
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simplifies complex dynamic processes into sine waves of 
different amplitudes and time extents, integrating three 
aspects mentioned in the literature review: Population 
growth and shrinkage processes are blended with inno-
vation processes and housing construction activity. GDP 
dynamics were omitted, since to our understanding they 
are merely a representation of combined population and 
innovation cycles. There are three stages that elapse dur-
ing one pass of the cycle: In the first stage (Euphoria), 
small-scale innovation is in bloom and workers move to 
the city from other places. There is a lot of construction 
activity going on, so the housing stock rises substantially. 
When the population increase outnumbers the GDP 
dynamics, innovation gradually comes to a halt and the 
exodus of businesses and residents (Depopulation) begins. 
In an attempt to »built their way back to success«, cities 
continue to construct new houses. The old physical struc-
tures, however, remain, leaving behind disadvantaged 
low-income households. Once the city officials accept 
the urban decline, the third stage (Recovery) is started. 
In some cases, city administration will try to reduce the 
housing stock by demolishing old vacancies, decreasing 
the city size. In the new, small-scale structures, new inno-
vation may start blooming again.

The concept of the Integrated Urban Cycle is graphically 
represented in Figure 3. Before starting the empirical part 
of our research, we would like to acknowledge the weak-
nesses of our model. First of all, the Integrated Urban 
Cycle simplifies very complex processes into regular sine 
waves and geometrical forms that are repeated over time. 
It does not include long-term processes that span over 
multiple passes of urban cycles, such as overall popula-
tion growth or shrinkage in the long perspective. Also, it 
assumes that all passes through the population cycle have 
the same amplitude and time extent, which is never the 

case in real cities. The Integrated Urban Cycle does not 
represent a perfectly managed city, but brings together 
the dynamics of initial success, temporary stagnation and 
eventual decline due to mismanagement from urban pol-
icymakers. Furthermore, it fails to take into account the 
influence of external factors like the climate crises and 
natural disasters, which will have a rising impact on cities 
in the future.

4 Hypothesis

The hypothesis of our research is that if urban policymak-
ers manage to perceive social movements as indicators 
of upcoming change and react accordingly, negative con-
sequences to the cities may be averted. Referring to our 
model of the Integrated Urban Cycle, we believe that the 
three evolution stages of the model (Euphoria, Depopula-
tion and Recovery) can be shortened, extended, amplified 
or weakened, depending on the suitability of the measures 
taken by city administration in reaction to social uprisings.

5 Case Studies

For the empirical part of our research, we have looked at 
three significantly different historic cases of social move-
ments in the context of urban growth, stagnation or 
decline. Based on a thorough review of the history and 
context of the movement, we have examined the reac-
tions made by urban policymakers or corporate actors. 
Eventually, we attempted to assess the timing and role of 
the social movements within the Integrated Urban Cycle. 

Figure 3:  The Housing Stock Cycle 
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5.1 Case 1: Seoul, South Korea

In the South Korean capital Seoul, the high-speed indus-
trial development during the 1960s and 1970s entailed a 
process of rapid urbanization that continued till the late 
1980s. The following case study aims to briefly outline the 
different stages of urban rights discourses against housing 
redevelopment and tenant displacement from the 1980s 
to today and to analyze them against the backdrop of the 
Integrated Urban Cycle. 

5.1.1 History and context

Less than two months after the collapse of the Park 
Chung-Hee dictatorship in 1979, a military coup led by 
General Chun Doo-Hwan established the so-called Fifth 
Republic, a political system that kept South Korea more 
or less in its old societal order. The state continued to 
use its coercive power to violently oppress anti-govern-
mental struggles (Shin 2018). The authoritarian develop-
ment till the late 1980s involved the clearing of slums in 
Seoul and the launch of redevelopment policies like the 
Joint Redevelopment Programme (Hapdong Jaegaebal) 
that affected about 10 percent of the municipal popula-
tion of Seoul (Shin and Kim 2016). A report by the Asian 
Coalition of Housing Rights in 1989 revealed that between 
1983 and 1988, roughly 720.000 tenants were forcefully 
evicted from their homes (ACHR 1989). As a consequence 
of industrial restructuring from 1980 on, investments in 
the built environment started to shift towards speculative 
assets in the real estate sector. From the mid-1980s on, 
Seoul was subject to a significant rewriting of its urban 
landscape. This development was supported by the 
authoritarian state that intended to reshape and modern-
ize the city at the time of preparation for the 1988 Seoul 
Olympic Games (Qiao and Shin 2022). During the 1990s, 
the effects of democratization and liberalization became 
notable. Political reforms enabled the establishment of 
local assemblies and the institutionalization of social 
movements. Rising neoliberal interests coupled with a 
liberalization of the financial industry led to a significant 
decrease in affordable housing for the urban poor, yet the 
developmental state retained its close ties with the private 
businesses (Shin 2018). While the first public housing pro-
grammes for low-income families were set up in 1989, it 
was not until 2012 that Seoul introduced a comprehensive 
social housing plan (Chung et al. 2020). 

5.1.2 Social movements and political reactions

Korea’s history of developmental alliances between the 
state and large business conglomerates (Chaebols) dates 
back to the dictatorship era between 1961 to 1979, where 
the authoritarian state already used evictions in pursu-
ing urban development. Back then, protests remained 
sporadic and isolated (Shin 2018). As the urban recon-
struction intensified during the 1980s, especially after 
the introduction of the Hapdong Jaegaebal programme, 

tenants’ protests increased and became more organized. 
The protesters claimed the Right to Subsistence (Saeng-
jon’gwon), demanding a governmental provision of alter-
native relocation housing, especially in the form of public 
rental housing (Shin 2018). With the intent of avoiding 
political and societal denigration, the tenants chose to 
reason with the state rather than protesting violently 
(Qiao and Shin 2022). Some low-income evictees were 
also part of the cross-class alliance that spearheaded the 
Democratic Uprising in June 1987, leading to concessions 
by the authoritarian state and the first direct presidential 
elections. At the peak of the democracy movement, the 
Seoul Council of Evictees was established in 1987, provid-
ing city-wide support for individual struggles (Shin 2018). 
The evictee protests during the 1980s eventually led to 
the launch of a programme that offered public rental 
housing as part of an in-kind compensation for eligible 
tenants (Kim et al. 1996). Despite the concessions made 
by the state, protests resumed. Starting in the early 1990s, 
the Right to Housing (Jugeo’gwon) became the new key-
word of the anti-eviction movement in Seoul. The protests 
were no longer confined to the term of subsistence but 
demanded the provision of affordable and securely ten-
ured housing as basic human rights, regardless of the ten-
ants’ socio-economic circumstances (Shin 2018). A major 
milestone was the establishment of the National Coalition 
for Housing Rights in 1990 that made efforts to legislate 
a Basic Housing Rights Act (Qiao and Shin 2022). In the 
early 2000s, following the Asian financial crisis, the state 
continued to promote real estate development in Korea 
(Ha 2010). Policies like the Basic Housing Rights Act where 
considered an inhibition in the country’s economic recov-
ery. In the early 2000s, Seoul’s mayor Lee Myung-Bak initi-
ated a mega-district redevelopment programme targeting 
districts that had not been subject to urban redevelop-
ment during the past decades. Following the introduc-
tion of the programme, housing protesters turned their 
attention towards promoting the Right to Human Settle-
ments (Jeongju’gwon), emphasizing the need for livable 
neighborhoods (Qiao and Shin 2022). The movement 
acknowledged the need to look beyond individual hous-
ing units and to consider a wider context of settlement 
(Shin 2018). In 2003, the National Council of Center to Vic-
tims of Forced Evictions, a civic self-help organization was 
founded. The organization made efforts to »Prevent qual-
ity of life from degrading by redevelopment that endan-
gers residents’ jeongju’gwon« (NCCVFE 2003). In the last 
10 to 15 years, the discourse has shifted towards another 
claim – the Right to the City (Dosi’gwon). In 2009, when 
a protest by small business tenants in Seoul was beaten 
down violently involving the death of six people, housing 
activists and critical scholars returned to challenging the 
state’s policy of coerced evictions (Shin 2018). As a direct 
result of being excluded from the compensation regime 
introduced in 1989, small business owners had gradually 
become the main proponents of the anti-eviction move-
ment during the 2000s. Human rights advocacy groups 
and intellectuals came together to campaign for the 
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enactment of a law to prevent forced evictions (Qiao and 
Shin 2022). Today, urban protest movements in Seoul use 
the term »adequate housing« to express their resistance 
against forced eviction and in order to promote the right 
to human urban settlements. The efforts of the progres-
sive social movements culminated in the establishment of 
the National Basic Housing Rights Act in 2015 (Shin 2018). 

5.1.3 Timing and role of movements within the 
Integrated Urban Cycle

Both the Saengjon’gwon and the Jugeo’gwon movement 
occurred during times of urban expansion in Seoul, yet 
under vastly different political circumstances. The Right to 
Subsistence (Saengjon’gwon) protests during the 1980s 
were initially rather ineffective, yet they drew large bene-
fit from the Democratic Revolution in 1987. This indicates 
that the vigor of urban protests can be heavily influenced 
by the surrounding political and societal environment. 
Ultimately, the government catered to parts of the Saeng-
jon’gwon movement’s demands by introducing a compen-
sation programme for evicted residential tenants. In con-
trast, the Right to Housing (Jugeo’gwon) protests failed to 
achieve their primary target, the implementation of the 
Basic Housing Rights Act – at least back in the 1990s and 
early 2000s. The success of the Jugeo’gwon movement 
was mainly hindered by the political consequences of the 
Asian financial crisis. Introducing legislative measures was 
seen as a potential drawback to the economic recovery of 
the country. Still, the National Coalition for Housing Rights 
emerged from the protests as an umbrella organization 
for a number of social movement organizations. The Right 
to Human Settlements (jeongju’gwon) came about during 
a stage of stagnation in Seoul. Between 2000 and 2009, 
the city’s population slightly decreased from 9.88 to 9.80 
millions. In the literature reviewed, hardly any specific 

political reactions to the jeongju’gwon protests were men-
tioned. However, the founding of the National Council of 
Center to Victims of Forced Evictions marked an important 
step in strengthening the interests of the low-income ten-
ants still subjected to coercion evictions. Finally, the last 
protest wave demanding the Right to the City (Dosi’gwon) 
happened during a time of slight urban growth. The move-
ment saw a shift from residential tenants to small busi-
ness owners and sparked massive debates among schol-
ars, activists and NGOs. Eventually, the Dosi’gwon protests 
managed to facilitate the introduction of the Basic Hous-
ing Rights Act in 2015 but have so far not managed to pro-
tect commercial tenants from forced evictions. 

5.2 Case 2: Detroit, MI, USA

Detroit’s story of growth and depopulation has been held 
up by many scholars as the prime example of the failure of 
mono-industrial agglomerations in the 20th century. Dur-
ing its automotive heyday, when the city gained its nick-
name »Motor City«, hundreds of thousands of blue-collar 
manufacturing workers were employed in Detroit’s large 
car factories. It is hardly surprising that the city became 
one of the prime locales of the American labor movement 
from the 1930s on. In this case study, it will be examined 
how the suburbanization of Detroit’s automotive manu-
facturing in the post-war period accelerated the unionizing 
of workers and how corporations reacted to the protests. 

5.2.1 History and context

The era of manufacturing in the Rust Belt started long 
before mass-produced automobiles were introduced. 

Figure 4:  Timing and role of the Seoul social movements within the Integrated Urban Cycle 
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During the 19th century, cities like Chicago, St. Louis, Buf-
falo and Detroit capitalized from their situation along the 
Illinois and Michigan Canal, a major waterway that con-
nected the Great Lakes to East Coast cities like New York. 
Between 1850 and 1890, Detroit’s population increased 
from 21.000 to 206.000 people (Glaeser 2011). By the end 
of the century, the city had built up a diverse and pros-
perous economy that centered around the production 
of cast-iron stoves, railroad cars, ships and cigars (Smith 
2001). The agglomeration attracted young and innova-
tive entrepreneurs, leading to the foundation of large and 
successful businesses like the Detroit Dry Dock company, 
one of the most important ship manufacturers in the Lake 
Area during that period (Glaeser 2011). Around the turn of 
the century, Detroit transformed itself into the undisputed 
worldwide capital of the automotive industry, employing 
hundreds of thousands of skilled and unskilled workers 
(Smith 2001). At that time, the Ford Motor Company set 
new benchmarks for industrial production standards and 
management practices, introducing assembly lines to auto-
mate the process of car manufacturing. Even though the 
composition of Ford’s workforce made a substantial shift 
towards unskilled labor, the automotive companies were 
still the highest-paying employers in the United States by 
the mid-1920s (Wood 2004). As the small, dynamic com-
panies were gradually devoured by bigger corporations, a 
process of suburbanization started to set in. In 1917, Henry 
Ford opened the infamous River Rouge plant southwest 
of Detroit, a large facility with dedicated docks, railway 
tracks and a power plant (Glaeser 2011). When transport 
costs dropped significantly after World War II – ironically 
a direct consequence of the rise of cheap motorized vehi-
cles – former manufacturing centers like Detroit lost their 
strategic advantage. From the 1960s on, Detroit started 
suffering a considerable population exodus, a process that 
has not been brought to a halt until today.

5.2.2 Social movements and political reactions

Though organized labor has existed in Detroit since the 
1830s, when the first craft unions for typographers and 
cordwainers were established, unions played a rather sub-
ordinate role during the early 20th century. This »paralysis 
of the labor movement« in the 1920s (Wood 2004) has 
been attributed to new forms of corporate paternalism, 
the repression of strikes and the strict craft orientation of 
the AFL, the American Federation of Labor (Cohen 1990, 
Gerstle 1989, Brody 1998, Montgomery 1987). During 
the latter half of the decade, wage rates became subject 
to frequent changes and payment cuts became more 
common (Wood 2004). Until the Great Depression, how-
ever, membership numbers in Detroit’s labor movement 
were fairly low. It was not until the mid-1930s that the 
city became the epicenter of the American labor move-
ment. When the United Automobile Workers (UAW), an 
industrial union that would later become one of the most 

influential ones in American history, established its head-
quarters in Detroit in 1936, union membership started 
growing rapidly. After General Motors officially recognized 
the UAW as the representing agent for its members fol-
lowing a sit-down strike in 1937, similar protests were 
held all over Detroit during the next week (Wood 2004). 
When labor union representatives gathered at a pedes-
trian overpass at River Rouge in May 1937, Ford’s security 
staff attacked the protesters, leading to a lot of negative 
press for Ford. Anyway, it took another four years until the 
Ford Motor Company officially signed a contract with the 
UAW in 1941 (Stewart and Giese 1989). In 1935, the fed-
eral government helped strengthen unions by passing the 
National Labor Relations act which made it more difficult 
to fire striking workers. The act entailed the formation of 
closed shops, agreements between industrial unionists 
and company representatives that all employees were 
required to join the union. In closed shops, it was hard to 
pressure striking workers since it was impossible to hire 
non-unionized people alternatively (Glaeser 2011). The 
labor movement continued to thrive until the Taft-Hart-
ley-Act was introduced in 1947, allowing states to legislate 
so-called right-to-work laws that prevented the formation 
of closed shops. Though union membership numbers con-
tinued to rise during the 1950s, the Taft-Hartley-Act led to 
manufacturers moving towards one of the nineteen right-
to-work states  (Shister 1958, Glaeser 2011). In the 1960s, 
when the industrial exodus became notable, there was a 
wave of riots in Detroit that was met with a surge of racist 
police brutality. In the aftermath of the riots, the depop-
ulation of Detroit continued seemingly inexorable. During 
the office term of Coleman Young who was elected mayor 
in 1973, Detroit attempted to build itself out of its decline, 
yet failed to halt the process of depopulation (Glaeser 
2011). From 1950 to 2010, the city lost 62 percent of its 
inhabitants, a total of 1.1 million people. 

5.2.3 Timing and role of movements within the 
Integrated Urban Cycle

Detroit is a fairly representative example for a pass of 
the Integrated Urban Cycle. When Detroit’s automotive 
workers started unionizing in large numbers, the city was 
going through a stage of massive population growth and 
industrial prosperity. Although the decline of industrial 
agglomerations like Detroit can be attributed largely to 
automation processes in manufacturing, the question 
remains whether proper (political or corporate) reactions 
to trade union activities could have slowed the population 
exodus. The dynamics triggered by the Taft-Hartley-Act 
in the 1950s have been augmented by the conservative 
American politics of the 1980s. One could argue that 
the big automotive corporations like General Motors or 
Ford could have treated the wave of unionization dur-
ing the 1930s and 1940s as an incentive to change their 
growth-oriented business policies towards a more sustain-
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able production mode. Since there is still a lack of empiri-
cal evidence, it would be worthwhile further investigating 
this aspect. Another form of social movement that has 
been part of Detroit’s tumultuous history were the riots 
during the 1960s. The uprisings occurred at a point when 
the depopulation from Motor City had already become 
substantial. Glaser (2011) argues that the policies enacted 
by 1960s Detroit mayor Jerome Cavenagh failed to »con-
trol the forces that were convulsing his city”«. He blames 
Cavenagh for building large structures and razing slums at 
a time of depopulation, similar to what his successor Cole-
man Young did from the 1970s on (Glaeser 2011). Jerome 
Cavenagh promised fairer law enforcement in the light of 
the 1967 riots, yet he failed to tackle the actual root of the 
social upheavals – the lack of perspective in a city suffering 
from economic decline and racial inequality. If Cavenagh 
and Young had tackled the ongoing depopulation process 
by reducing the housing stock and using federal funds 
to renovate desolate residential buildings, the decline of 
Detroit could have been less severe and uncontrolled.  

5.3 Glasgow, Scotland

A look at Glasgow around the time of World War I and 
the years that followed reveals a dynamic industrial city 
that grew to become the second largest city in the British 
Empire through the manufacture of munitions. As in other 
cities, this economic boom has also led to uncontrolled 
growth, high rents and finally to civil disobedience.

5.3.1 History and context

The massive influx of workers into Glasgow led to rapid 
urban growth, which turned into uncontrolled growth 

during the early 20th century. The demand for housing 
increased rapidly, while 11 % of Glasgow's residential 
properties were vacant due to speculation. This imbal-
ance was responded to in 1911 with the House Letting 
and Rating Act, which gave legal protection to the tenants 
and allowed monthly lets for low-income dwellings. These 
monthly payments, on the other hand, allowed landlords 
to raise rents on a monthly basis (Castells 1983).

In 1913, John McLean, Glasgow's Marxist leader and 
leader of the SDF party (Social Democratic Federation) 
organized the Scottish Federation of Tenants' Association 
to fight against the rent increases (ibid.). One year later, 
in 1914, the Glasgow Women’s Housing Association was 
formed, which also played an important role in the 1915 
Rent Strike. The supporting women expressed that »our 
husbands, sons and brothers are fighting the Prussians of 
Germany. We are fighting the Prussians of Patrick« (ibid.). 
In addition to the tenant's and women’s associations, the 
trade unions and left-wing parties also backed the Rent 
Strike (ibid.). 

5.3.2 Social movements and political reactions 
(The Rent Strike)

The Rent Strike was launched in September 1915. By Octo-
ber, 15.000 people were involved and within 2 months, 
25.000 people had joined the strike and refused to pay 
their rents (ibid.). From the beginning on, the form of 
protest was to not pay rent increases, to protest against 
the eviction of strikers (even violently if necessary), and 
to organize large demonstration marches in the streets 
(ibid.). While the war brought limitations to protest, it 
also brought exciting leverage. A turning point to the rent 
strikes happened on November 17, when Mr. Nicholson, a 

Figure 5:  Timing and role of the Detroit social movements within the Integrated Urban Cycle 
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Glasgow landlord, hauled strikers into a small court, to 
let them »show cause why they should not be evicted for 
refusal not to pay rent« (RS21 2015). The Housewives' 
Committee immediately organized a »mass march of 
rent strikers« to the court, which later gave the protest-
ers the name »Mrs. Barbour's Army« (ibid.). When the 
trade unions then also appeared at the court meeting and 
threatened strikes in the factories, the situation became 
increasingly explosive (Castells 1983). A spokesman of the 
trade union said that »the nation could do without the 
factory[managers] but could not do without these work-
ers« (RS21 2015). The meeting continued for more hours 
but eventually, the sheriff gave way and prevailed upon 
the landlord to withdraw his cases against the rent strikers 
(RS21 2015).

8 Days later, on November 25, 1915, the government 
introduced the Increase of Rent and Mortgage Interests 
(War Restrictions) Act, which limited rent increases to the 
rate of mortgage interest during the time of World War I 
(Castells 1983).

The strikes in Glasgow continued until 1934 and were 
dedicated to various other issues, such as the 40-hour 
week (Battle of George Square 1919) or unemployment. 
While these strikes achieved rather less success and vio-
lent measures were taken against the protesters, the Rent 
Strike in 1915 faced little repression and celebrated great 
success, as legal changes were introduced.

5.3.3 Timing and role of movements within the 
Integrated Urban Cycle

Starting around 1891 or 1892, a strong population growth 
became apparent in Glasgow. Within just one year, the 
population rose from almost 570.000 people to 670.000. 
However, this was also strongly due to an urban expansion 
in 1892 (Wellcome Library 1899). An urban expansion also 
took place in 1913, which again increased the population 
by more than 235.000 people and allowed Glasgow to 

reach the 1 million mark. As in the years before, the popu-
lation grew steadily away from these two jumps, reaching 
its peak in 1938, when the decline in numbers began. The 
large demonstrations are also documented up to about 
this time. Whether in fact the protests and the reaction 
to them could be a reason for the population decline is 
not assessable or strongly doubtful, considering the peo-
ple who died due to the onset and continuation of World 
War II. Although several parties (including the left-wing 
parties) tried to put housing policy on the agenda during 
this period, little new housing was built. Nevertheless, the 
social movement can be credited with some successes, 
such as the agreement to suspend rent increases during 
World War I. The reaction of the political decision-makers 
to the protesters can certainly be classified as positive in 
comparison to, for example, Detroit, where civil uprisings 
were violently repressed.

6 Conclusion

Initially, we would like to note that the perspective we are 
taking in our research is one that is strongly coined by a 
Eurocentric view. For example, when we say that violent 
protests are a phenomenon of the past and only rarely 
occur nowadays, this refers primarily western cities with 
stable, democratic political systems. However, we also 
acknowledge and deeply condemn that at this moment, 
people who are fighting for their freedom rights are being 
confronted with the most violent form of oppression. We 
thus want to express our solidarity with the protesters in 
this work.

6.1 Potential of social movements

When pondering the question which social movements 
actually have potential for change, it is worth taking a 
look at the case studies and comparing them with current 

Figure 6:  Timing and role of the Glasgow social movements within the Integrated Urban Cycle 
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protest movements. In Glasgow as well as in Seoul, sig-
nificant achievements were made. It is worthwhile taking 
a look at why there was an obliging reaction to the pro-
testers’ demands: Gestring et al. (2014) provide a possi-
ble answer to this by showing the connection between 
a »functioning« capitalist economy and a protest move-
ment that threatens to endanger it. In the case of Glas-
gow, for example, a turning point occurred when the trade 
unions threatened a strike at the factory, which could have 
resulted in major economic damage. This example indi-
cates that social movements able to generate economic 
pressure are more likely to be listened to in an attempt to 
find a common solution. The current climate protests, on 
the other hand, have been less successful to this point. 
This might be due to the fact that the climate crisis is not 
perceived as a direct economic threat by corporate actors. 
The long-term consequences seem to be ignored.

Accordingly, our recommendation for policymakers would 
be to view protests not only in their short-term context, 
but to consider the possible medium- to long-term impli-
cations. With special regard to the climate movement, 
protests should be understood as warning signals that the 
economic and social system is no longer properly func-
tioning. Strikes could also be seen as indicators that the 
mode of doing business is fragile and vulnerable. Union 
demands are traditionally responded to with short-term 
agreements, but no thought is given to an in-depth sys-
temic change. An intriguing question that arises is whether 
the decline in Detroit could also have been averted (or 
attenuated) if the union uprisings had been understood 
as a sign of necessary change. If the factory owners had 
understood that an adjustment of the production mode 
and new innovations were needed, Detroit might have 
taken a different development path.

6.2 How to react to social movements

As mentioned above, social movements should be 
approached in a cooperative way in order to understand 
the profound changes they might indicate. In general, 
policymakers should show empathy towards protests, as 
the resentment and frustration behind them could quickly 
become potentiated and dangerous. In the cases of Glas-
gow and Seoul, the sympathetic political reactions appar-
ently contributed to stability. In the light of the currently 
growing crisis of democracy, it is even more important 
that policymakers listen to the concerns of protesters and 
keep the bigger picture in mind. In the case of the climate 
movement, of course, this proves to be particularly diffi-
cult, as policies are supported and appropriated by vari-
ous interest groups, including the Federation of Industries. 
The storming of the Capitol in the USA shows very clearly 
how vulnerable democratic systems are. People increas-
ingly feel misunderstood and have lost confidence in pol-
itics. Another example of how misguided decisions were 
made in times of emerging social movements can be seen 

in Detroit's attempt to build the city back into success. Our 
assumption is that once the population decline has begun, 
further building will not slow this process down. We would 
therefore recommend dealing with the existing built struc-
ture during such times, activating and renovating vacant 
properties, all at a scale consistent with the prevailing 
dynamic.

6.3 Where the cases contradict theoreti-
cal findings

A common characteristic that we could find in at least two 
cases (Glasgow and Seoul) is that social movements can 
be formed by several different organizations and associa-
tions. If we recall the theoretical introduction at the begin-
ning of the paper, this circumstance contradicts to some 
extent the definition of social movements. Lahusen (2012) 
as well as Roth and Rucht (2008) see a broad network 
behind social movements as well, but Gestring (2014) 
adds that today's networks have »different institutional 
constitution and ideological orientations« compared to 
historical ones. With regard to Glasgow, for example, this 
addition does not apply, as the protests were indeed char-
acterized by diverse supporters of different institutions 
and ideologies (e.g. left-wing parties, housewives’ associ-
ation, tenant union).

6.4 Reflection on the Integrated Urban 
Cycle

The fact that the appearance of the Integrated Urban 
Cycle (IUC) needs to be adapted from city to city was 
recognized during the research process, hence our slight 
adjustments for the three cases. Unfortunately, the lack 
of availability or fine-grained (historical) statistical data 
led to gaps in the cycle – to which no clear conclusions 
could be made. In general, it seems difficult to distill spe-
cific conclusions from the model. We have thus come to 
the conclusion that the Integrated Urban Cycle is a useful 
tool for forming new research questions and hypotheses 
rather than a potent basis for case studies. We acknowl-
edge that the impact of singular social movements might 
be too weak to deduce clear conclusions about their inter-
twinedness with urban growth and shrinkage processes. 
Historically, the two world wars in particular – primarily 
in the Glasgow case – have made it difficult to interpret 
population figures with relation social movements. In gen-
eral, externalities weaken the model and are likely to make 
it much more difficult to apply in the future. Irreversible 
shrinkage processes are bound to occur in cities that are 
subject to the climate catastrophe due to their locations. 
This raises another important question: Can cities always 
be saved? Perhaps, they could have been if politicians had 
listened to the climate protests earlier and had seen them 
as an indicator of upcoming change.
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